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UNTERNEHMEN PRAXIS

Für den Notfall in der Praxis vorplanen

Immer wieder kommt es vor, dass 
Patientinnen und Patienten nach 
Beendigung des Behandlungsver-
hältnisses darauf bestehen, dass die 
Ärztin/der Arzt die betreffenden Pa-
tientendaten vollständig aus seinem 
System löscht. Diesem Löschungs-
verlangen kann eine Ärztin/ein Arzt 
jedoch nicht vor Ablauf der Aufbe-
wahrungsfrist nachkommen. Grund-
sätzlich hat zwar derjenige, dessen 
Daten verarbeitet werden, nach 
der Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO) ein solches Recht auf Lö-
schung all seiner personenbezogenen 
Daten vom Datenverarbeitenden. 
So sind Daten beispielsweise dann 
zu löschen, wenn sie nicht mehr für 
den Zweck, zu dem sie erhoben oder 
sonst verarbeitet wurden, notwendig 
sind oder wenn die betroffene Per-
son ihre Einwilligung widerruft, auf 
die sich die Verarbeitung stützte und 
es an einer anderweitigen Rechts-
grundlage für die Verarbeitung fehlt.
Aus der DSGVO ergibt sich aber 
auch, dass Daten gerade nicht zu lö-
schen sind, wenn die Aufbewahrung 
der Daten aufgrund einer rechtlichen 

Verpflichtung erfolgt und auch noch 
weiterhin erfolgen muss (Artikel 17 
Abs.3 b) DSGVO). 

Aufbewahrungspflicht min-
destens zehn Jahre

Eine solche rechtliche Verpflichtung 
stellt die Aufbewahrungspflicht der 
Ärztin/des Arztes dar.  Die Aufbe-
wahrungspflicht ist eine der Ver-
tragsärztin/dem Vertragsarzt zivil-
rechtlich, vertragsarztrechtlich und 
berufsrechtlich auferlegte Pflicht (§ 
630f Abs. 3 BGB; § 10 Abs. 3 der 
Berufsordnung der Landesärztekam-
mer Baden-Württemberg; § 57 Abs. 
2 Bundesmantelvertrag-Ärzte).  
Nach all diesen Vorschriften beträgt 
die Aufbewahrungsfrist zehn Jahre 
nach dem letzten Arzt-Patienten-
Kontakt, soweit nicht nach gesetzli-
chen Vorschriften eine längere Auf-
bewahrungspflicht besteht. 
Längere Aufbewahrungspflichten 
bestehen beispielsweise für Durch-
gangsärzte und im Bereich der Strah-
lentherapie. Die Patientin oder der 
Patient kann nicht auf diese rechtlich 

vorgeschriebene Aufbewahrung 
verzichten. Diese müssen die Pati-
entinnen beziehungsweise Patienten 
akzeptieren. Denn die ärztlichen 
Aufbewahrungspflichten dienen 
nicht nur der Ärztin/dem Arzt als 
Exkulpationshilfe im Falle eines Be-
handlungsfehlervorwurfes, sondern 
gerade auch den Patientinnen und 
Patienten – um nachvollziehen zu 
können, was zu welchem Zeitpunkt 
Bestandteil der Behandlung war.
Ein anderer Grund, der der Löschung 
von Patientendaten entgegenstehen 
kann, ist – ebenfalls nach Art. 17 Abs. 
3 DSGVO – die Geltendmachung, 
Verteidigung oder Ausübung von 
Rechtsansprüchen. 
Wenn Sie also der Ansicht sind, dass 
Sie Patientenunterlagen für diese ge-
nannten Zwecke benötigen, können 
Sie diese entsprechend auch über die 
ärztliche Aufbewahrungspflicht hin-
aus aufbewahren – etwa, wenn die 
ärztliche Aufbewahrungsfrist bereits 
abgelaufen ist, aber ein Patient einen 
Haftungsanspruch gegen Sie richtet, 
über den noch nicht entschieden 
wurde. kats

Es kann jederzeit passieren. Jeder fürchtet ihn, niemand möchte ihn erleben, aber es gibt ihn immer wieder: den Notfall! Um in die-
sem Moment gut zu reagieren, gibt es das Notfallmanagement. Und weil eine richtige Reaktion so wichtig ist, wird die Umsetzung 

für alle Praxen in der QM-Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses eingefordert.

Nur wer vorher gut geplant (trai-
niert) hat, was er im Notfall tun 
kann, ist dann in der Lage, schnell 
und richtig zu handeln. Es gibt eini-
ges, was  in einer Praxis passieren 
kann. Mit der größten Wahrschein-
lichkeit könnte ein medizinischer 
Notfall eintreten. Ebenso notwen-
dig vorzubereiten wäre ein Brand-
fall. Darüber hinaus gibt es weite-
re Katastrophen für eine Praxis, die 
bedacht sein sollten. 

Notfall: Patient kollabiert 

Diese Situation ist Stress pur für das 
Team. Die QM-Richtlinie empfiehlt 
hier, eine Notfallausstattung vorzu-
halten und die eigene Notfallkom-
petenz regelmäßig zu trainieren. So 
bleiben Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter im Erkennen von Notfall-
situationen und Handeln  geschult. 
In QEP® (Qualität und Entwick-
lung in Praxen, dem QM-Modell 
der KBV) werden Kriterien formu-
liert, mit denen die Praxis gut ge-
gen den medizinischen Notfall ge-
wappnet ist:

• Checkliste mit Kriterien zur 
Identifikation von Notfallpati-
enten (dies unterstützt vor al-
lem am Telefon)

• Notfallplan mit Verantwort-
lichkeiten und Abläufen

• Regelmäßige Schulungen/
Trainings

• Regelmäßige, dokumentier-
te Kontrolle der Notfallaus-
stattung 

• Notfälle werden analysiert 
und führen gegebenenfalls zu 
Verbesserungsmaßnahmen.

Regelmäßige Trainings geben Si-
cherheit und helfen, mögliche 
Hemmschwellen zu überwinden. 
Die Festlegung der Abläufe hilft, 
Unsicherheit oder Chaos zu ver-
meiden. Es muss klar sein, wer 
hauptverantwortlich für die Versor-
gung der Notfallperson ist und wer 

assistiert. Genauso wichtig ist es 
festzulegen, wer Patient*innen im 
Wartezimmer informiert oder sie 
wegbringt, wer telefoniert und die 
Rettungsleitstelle kontaktiert. 

Keine Panik im Brandfall

Ist schon der medizinische Not-
fall eine Herausforderung, ist der 
Brandfall die Steigerung. Die gute 
Vorbereitung beinhaltet:

• Flucht- und Rettungsplan be-
ziehungsweise Notfall- und 

Alarmplan (Teil A der internen 
Brandschutzordnung)

• Kennzeichnung der Fluchtwe-
ge und Notausgänge

• Wartung der Feuerlöscher
• Jährliche Unterweisungen in-

clusive Übungen (Brandbe-
kämpfung und Evakuierung)

Weitere Notfälle

Hierzu gehören der plötzliche Aus-
fall des Arztes oder der Ärztin in 
Einzelpraxen, eine Gas- oder Was-
serleckage, elektrische Notfälle 

ALLES, WAS RECHT IST!   Juristische Fragen aus der Praxis

Löschen von Patientendaten 
Patientenwunsch versus ärztliche Aufbewahrungspflicht

oder Stromausfälle sowie krimi-
nelle Handlungen. Um auch hier 
die Auswirkungen nicht zu groß 
werden zu lassen, ist die Ausein-
andersetzung mit dem Thema und 
der jeweils möglichen Notsituati-
on wichtig. Auf jeden Fall ist eine 
Telefonliste mit allen Notfallnum-
mern sinnvoll. Neben Polizei und 
Feuerwehr, Giftnotzentrale, Haus-
meister und vielem mehr gehö-
ren auch angrenzende Praxen und 
Nachbarn dazu. Auch sie sollten 
schnellstmöglich informiert wer-
den. Sinnvoll ist auch, eine Inven-
tarliste der Praxis zu erstellen und 
Ansprechpartner der Versicherun-
gen aufzulisten, damit die Haft-
pflicht- oder Gebäudeversicherung 
zeitnah informiert werden kann. 
Allen Praxen sei gewünscht, dass 
diese Vorbereitung nicht in An-
spruch genommen werden muss. 
Aber man weiß, wenn man sie 
braucht, ist sie da!
Mustervorlagen und weitere Unter-
stützung erhalten Sie gerne bei Ih-
ren QM-Beratern der KVBW. uw

 Weitere Informationen:
www.kvbawue.de/
qualitaetsmanagement/

Im Notfall hilft es dem Praxisteam, gut vorbereitet zu sein.

Virtueller Raum für Ideen- 
und Erfahrungsaustausch 

Nächste Termine QM-Sprechstunde 
für MFAs und QM-Beauftragte 

Wir laden Sie ein, sich mit anderen in der „QM-Sprechstunde“ auszutau-
schen. In einer offenen Gesprächsrunde, in Form eines Videochats, haben 
Sie die Möglichkeit, voneinander zu lernen und Ihre Erfahrungen weiterzu-
geben. Teilnehmen kann jede Praxis.

Die nächsten Termine für die QM-Sprechstunde sind:

• Mittwoch, 2. August 2023, 15.00 Uhr bis 17.00 Uhr
• Mittwoch, 8. November 2023, 15.00 Uhr bis 17 Uhr

Sie wollen an einer QM-Sprechstunde teilnehmen?

Bitte schicken Sie uns Ihre Anmeldung per Mail mit dem Betreff „QM-
Sprechstunde“ an praxisservice@kvbawue.de. Gerne nennen Sie uns auch 
schon Ihren Namen, die Praxis sowie Ihre Themenwünsche. Kurz vor der 
Veranstaltung erhalten Sie von uns eine Einladungsmail mit dem Zugangslink 
zur Online-Sitzung. 

 Kontakt

Nina Hitzelberger
07121 917-2394
praxisservice@kvbawue.de

Christina Schrade
07121 917-2323 | praxisservice@kvbawue.de

Ute Wutzler
07121 917-2392 | praxisservice@kvbawue.de
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Befüllungen der ePA genutzt wer-
den können. „Wir wollen es allen 
Beteiligten so leicht wie möglich 
machen“, erklärte Lauterbach.

Blick in den Norden

Skandinavische Länder wie Däne-
mark und Finnland gelten als Vor-
reiter in Europa, was die Digitali-
sierung des Gesundheitswesens 
angeht. Sie waren auf der Messe 
ebenso vertreten wie Israel, das vor 
allem bei der Bekämpfung der Co-
ronapandemie durch digitale Tools 
profitiert hat. 
Insgesamt herrschte auf der DMEA 
eine positive Aufbruchstimmung, 
und man darf gespannt sein, was 
von all den präsentierten Produkten 

Gesamte Bandbreite von Digital Health bei DMEA

Ende April war es wieder so weit: 
Die Digital-Health-Szene traf sich 
bei der DMEA in Berlin – eine 
Kombination aus Messe, Fortbil-
dung und Networking-Event. Sie 
ist eine ideale Plattform, um sich 
über digitale Entwicklungen im 
Gesundheitswesen zu informie-
ren. Von IT-Fachleuten über Ärz-
tinnen und Ärzte, Führungskräfte 
aus Krankenhaus und Pflege bis 
hin zu Expertinnen und Exper-
ten aus Politik und Wissenschaft 
– bei der DMEA sind sie alle an-
zutreffen. Berichtet wird über die 
gesamte Bandbreite von Digi-
tal Health: Vom Einsatz Künstli-
cher Intelligenz in Diagnostik und 
Therapie über die Weiterentwick-
lung der Telematikinfrastruktur 

bis hin zu vernetzter, interopera-
bler und sicherer Medizintechnik.

Künstliche Intelligenz 

In den Diskussionen auf der Digi-
tal-Health-Messe standen Umset-
zung und Vernetzung all des tech-
nisch Möglichen im Mittelpunkt. 
Und ein Thema blieb praktisch 
bei keinem Forum außen vor: 
Welche Rolle spielt künftig die 
Künstliche Intelligenz in der Me-
dizin? Bundesgesundheitsminis-
ter und DMEA-Schirmherr Prof. 
Dr. Karl Lauterbach hat dazu eine 
klare Meinung: „Künstliche Intel-
ligenz wird die Medizin revoluti-
onieren“, sagte er zur Kongress-
eröffnung. 

Gesundheitswesen digitalisiert

In seiner Keynote stellte Lauter-
bach die weiteren Schritte hin zu 
einem digitalisierten Gesundheits-
wesen vor. So soll die elektroni-
sche Patientenakte (ePA) durch die 
geplante Opt-out-Regel schon bald 
Standard und nicht mehr wie heu-
te die Ausnahme sein, versicherte 
er. Mit einer Transparenzoffensive 
möchte der Minister den Nutzen 
der ePA deutlich machen und das 
Vertrauen der Patientinnen und Pa-
tienten gewinnen. Die Akzeptanz in 
der Ärzteschaft soll mit einer besse-
ren Honorierung für die ePA-Befül-
lung erreicht werden. Auch wolle 
man alle PVS so weiterentwickeln, 
dass sie für die automatischen 

In der Ausstellung „digitale Arztpraxis“ kann man verschiedene digitale Funktionen testen. 

in der Regelversorgung ankommt. 
Mit über 700 nationalen und inter-
nationalen Aussteller*innen, über 
300 Speakern und mehr als 16.000 
Teilnehmern und Teilnehmerinnen 
verzeichnete die Messe einen neu-
en Teilnehmerrekord.  

Versorgung mitdenken

So schön viele technische Lösun-
gen auch sein mögen: Mitgedacht 
werden sollte dabei auch immer 
eine sinnvolle Umsetzungsmög-
lichkeit und ein definierter Versor-
gungsauftrag in unserem leider bud-
getierten Gesundheitssystem. Die-
ses Verständnis scheint bei vielen 
Anbietern dort noch nicht zu herr-
schen.   mt

Transparenzoffensive soll Nutzen von ePa zeigen und Opt-out-Regel soll Standard werden.

Der elektronische Praxisaus-
weis, technisch auch Security 
Module Card Typ B (kurz SMC-
B) genannt, ist ein wesentlicher 
Bestandteil der Telematikinfra-
struktur (TI). Damit sicherge-
stellt ist, dass nur berechtigte 
Nutzer Zugang zur TI erhalten, 
benötigen Praxen und weitere 
medizinische Einrichtungen ei-
nen Praxisausweis. 

Der Praxisausweis wird bei der 
Installation der erforderlichen 
Komponenten in Ihrer Praxis 
in das Kartenterminal gesteckt 
und bleibt dort. Sowohl die be-
grenzte Laufzeit des Praxisaus-
weises von fünf Jahren als auch 
beispielsweise ein BSNR-Wech-
sel machen eine Neubeantragung 
notwendig, die wir für Sie ver-
einfacht haben.

Zeit sparen mit vorbefülltem 
Formular 

Im Mitgliederportal haben wir 
für Sie ein Formular vorbereitet, 
das bereits alle relevanten Daten 
enthält, die von Ihnen im Arzt-
register hinterlegt sind. Sie müs-
sen nur noch einzelne Angaben, 
beispielsweise den von Ihnen ge-
wünschten Kartenhersteller und 
Ihre Staatsangehörigkeit, aus-
wählen. Anschließend werden 
Sie und Ihre Daten automatisch 
zum Onlineportal des eingestell-
ten Kartenherstellers weiterge-
leitet, wo Sie Ihre Bestellung 

schnell abschließen können. Das 
aufwändige Ausfüllen des kom-
pletten Antrags bleibt Ihnen erspart. 

Das für Sie vorausgefüllte Formular 
zur Bestellung oder auch Folgebe-
stellung Ihres Praxisausweises fin-
den Sie im Mitgliederportal. Nach 
Ihrem Login ist dieses für Sie im 
Bereich „Praxisorganisation“ unter 

„Praxisausweis (SMC-B) beantra-
gen“ hinterlegt.

Vorteile der neuen Beantragung

Die neue Beantragung bringt ne-
ben der Zeitersparnis für das Aus-
füllen des Antrags zahlreiche wei-
tere Vorteile. Aufgrund der Vor-
befüllung des Formulars mit den 
Angaben aus unserem Arztregis-
ter kann ein Abweisen von Anträ-

gen, zum Beispiel aufgrund von 
Unstimmigkeiten in der Anschrift, 
vermieden werden (beispielweise 

„Straße“ statt „Str.“) oder wenn 
der zweite Vornamen nicht ge-
nannt wird. Da Ihre Daten direkt 
aus dem Arztregister übernom-
men werden, entfällt eine aufwän-
dige Prüfung Ihrer Angaben, wo-
durch Ihr Antrag schneller bear-
beitet werden kann. 

Bei Folgebeantragung vom 
Service profitieren

Die Praxisausweise der ersten Ge-
neration laufen zurzeit aus, wes-
halb zahlreiche Praxisinhaber Ih-
ren Praxisausweis neu bestellen 
müssen. Nutzen Sie als zugelasse-
ner Vertragsarzt, -psychotherapeut 
oder ärztlicher Leiter eines MVZ 
mit Login im Mitgliederportal das 
vorbefüllte Formular und sparen 
Sie sich mit unserem neuen Ser-
vice Zeit und Nerven.

Wichtig: persönlich bei der Post 
zur Identifikation erscheinen 

Neben der vereinfachten Bean-
tragung über das Mitgliederpor-
tal wird von der gematik seit dem 
3. April eine sichere Identifikation 
mittels Post-Ident-Verfahren bei 
der Antragstellung vorgegeben. 
Das heißt, Sie werden vom Kar-
tenhersteller nach Ihrer Antrag-
stellung aufgefordert, sich in einer 
Postfiliale persönlich zu identifi-
zieren. Dieses Verfahren wird be-
reits beim eHBA angewandt, wo-
bei beide Identifikationen unab-
hängig voneinander folgen.  ij

Praxisausweis vereinfacht beantragen

Die Förderstellen in der fachärzt-
lichen Versorgung sind zwar be-
reits ausgeschöpft. Man sollte sich 
trotzdem bewerben, denn einge-
gangene Bewerbungen werden 
nach Förderkriterien vergeben.

Die KVBW gewährt im hausärztli-
chen Bereich und für insgesamt drei-
zehn verschiedene Facharztgruppen 
auf Antrag eine finanzielle Förde-
rung. Voraussetzung ist, dass eine 
vorhandene Weiterbildungsstelle in 
einem förderfähigen Fachgebiet mit 
einer geeigneten Person besetzt 
werden kann. 

Kontingentierung

Die Anzahl der Förderstellen in 
der ambulanten Weiterbildung der 
fachärztlichen Versorgung ist in allen 
Bundesländern kontingentiert. Ins-
gesamt stehen in Baden-Württem-
berg hierfür 267 Förderstellen zur 
Verfügung. Durch die hohe Nach-
frage im fachärztlichen Bereich führt 
dies im Jahr 2023 erstmals dazu, 
dass in Baden-Württemberg nicht 

alle Anträge genehmigt werden kön-
nen. Bereits jetzt sind alle 267 För-
derstellen ausgeschöpft. Unter allen 
vollständig eingegangenen Anträgen 
im fachärztlichen Bereich wird daher 
eine Auswahlentscheidung getroffen. 
Die Auswahlkriterien entnehmen 
Sie bitte der Förderrichtlinie Wei-
terbildung. Die Bearbeitungszeit für 
einen Antrag dauert aufgrund der 
Vielzahl von Anträgen derzeit sechs 
Wochen. Bitten sehen Sie von tele-
fonischen Rückfragen ab, damit die 
Anträge schnellstmöglich bearbeitet 
werden können. Dem Antrag ist 
die aktuelle Weiterbildungsbefugnis 
2020 beizufügen, da der Antrag er-
sonst nicht bearbeitet werden kann. 
Bereits bestehende Anstellungs-
verhältnisse, die verlängert werden 
müssen oder bei denen sich eine 
Änderung des Tätigkeitsumfangs er-
gibt, sind von der Kontingentierung 
ausgenommen.  sl

 www.kvbawue.de/praxis/nie-
derlassung/foerderung-informati-
onsangebot/weiterbildungsfoerde-
rung

Förderung der  
Weiterbildung beantragen

Die SMC-B ähnelt einer SIM-Karte.
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Arzneimittelengpässe belasten Arztpraxen 
Die Zahl der gemeldeten Lie-
ferengpässe bei Medikamenten 
steigt stetig. Ärztinnen und Ärz-
te sind zunehmend dadurch belas-
tet, die Folgen für die Patientin-
nen und Patienten abzufedern.

Ernsthafte Bedrohung

Der Vorstand der KV Baden-
Württemberg sieht in den feh-
lenden Arzneimitteln, vor al-
lem für Kinder, eine ernsthafte 
Bedrohung für die Versorgung. 

„Arzneimittel spielen in der Be-
handlung von Patient*innen 
eine unverzichtbare Rolle. Wenn 
wichtige und mitunter dringlich 
einzusetzende Arzneimittel nicht 

lieferbar sind, stellt 
das ein ernstes Pro-
blem für die Versor-
gung dar. Das kann 
auf keinen Fall so 
bleiben“, erklärt Dr. 
Braun. 
Seine Vorstandskol-
legin Dr. Doris Rein-
hardt ergänzt: „Wenn 
es uns nicht gelingt, 
stabile und belast-
bare Prozesse rund 
um die Praxen zu 
schaffen, ist die Si-
cherstellung gefähr-
det. Der Ärzteman-
gel, die fehlende Di-
gitalisierung und die 

Bürokratie und dann 
auch noch fehlende 
Medikamente sind 
für die Praxen nicht 
tragbar.“ 

Nationale Reserve 
unverzichtbar

Die beiden Vorstän-
de der KV  Baden-
Württemberg for-
dern die Bundesre-
gierung daher auf 
zu handeln und eine 
Nationale Arznei-
mittelreserve für die 
wichtigsten Medika-
mente einzurichten. 

Gerade bei Antibiotika sei 
Deutschland komplett von Liefe-
rungen aus Asien abhängig. Die 
Pläne der Regierung seien richtig, 
die Produktion wieder nach Euro-
pa zurückzuholen, aber das wer-
de Jahre dauern, insofern sei eine 
andere Lösung, die solche Eng-
pässe abfedert, notwendig. 

Kein Regress für Arztpraxen 
gefordert 

Wert legen die Vorstände weiter 
darauf, dass Ärztinnen und Ärz-
te für durch Lieferengpässe ent-
stehende Mehrkosten bei der Um-
stellung einer Medikation nicht 
regressiert werden dürften. mtSchwere Zeiten auch für Apotheker

Mit viel Schwung in die Amtsperiode

Vom ersten Tag ihrer Amtszeit an 
haben Dr.Karsten Braun und Dr. 
Doris Reinhardt großen Wert dar-
auf gelegt, sich als Vorstandsteam 
zu präsentieren. Die Ressortvertei-
lung ist klar geregelt. 
Bei Dr. Braun sind die mitglie-
derorientierten Bereiche wie Ab-
rechnung, Vertragswesen, Quali-
tätssicherung & Verordnungsma-
nagement sowie Service & 
Beratung angesiedelt. Dr. 
Doris Reinhardt hat in ih-
rem Ressort die Zulassung 
& Sicherstellung, den Not-
falldienst & Neue Versor-
gungsformen sowie die 
eher internen Bereiche wie 
Personal, Finanzen/Haus-
halt, Unternehmens- und 
Organisationsentwicklung 
sowie IT verortet. Die ers-
ten Monate waren von vie-
len Gesprächen auf allen 
Ebenen geprägt. Sie haben 
auch gleich die volle Breit-
seite der Baustellen im Ge-
sundheitswesen aufgezeigt. 

Ende der Pandemie

Zum 1. März 2023 ist die 
Corona-Verordnung des 
Landes aufgehoben wor-
den, womit alle Corona-
Beschränkungen eingestellt 
wurden. Anfang April dann 
sind die letzten Bundesre-
gelungen ausgelaufen, wo-
mit auch die Corona-Imp-
fung zur GKV-Leistung 
wurde. Das hatte wieder-
um zur Folge, dass die Ver-
gütung festgelegt werden 
musste. Im Land ist es gelungen, 
eine Vereinbarung mit den Kran-
kenkassen zu schließen, die wohl 
zu den besten in Deutschland ge-
hört – zumal nicht nur die Coro-
na-Impfungen, sondern auch die 
Impfungen gegen Influenza und 
Hepatitis B mit einbezogen wur-
den. Das gute Verhältnis innerhalb 
der Selbstverwaltung im Land hat 
sich wieder einmal bewährt. 

Sicherstellung

Täglich landen auf den Schreibti-
schen der Vorstände die Mails und 
Briefe von Bürgermeistern, Land-
räten, Landtags- und Bundestags-
abgeordneten oder auch Patientin-
nen und Patienten, weil Arztpra-
xen ohne Nachfolger schließen. 
Auch hier spitzt sich die Situati-

on stark zu. Die prekäre Termin-
situation in den Praxen, besonders 
auch bei den Kinder- und Jugend-
ärzten, ist in den letzten Monaten 
noch einmal besonders deutlich 
geworden. Natürlich hat der Vor-
stand nicht den einen Hebel, den er 
nur bewegen müsste. Aber er kann 
in Gesprächen und öffentlich auf 
die schlechten Rahmenbedingun-
gen hinweisen, die Ursache dafür 

sind. Die Politik hat reagiert und 
die Leistungen der Kinder- und Ju-
gendärzte und -ärztinnen aus den 
Budgets genommen. Ein Schritt in 
die richtige Richtung. 
Ein weiteres Mal hat sich aber ge-
zeigt, dass die Wirkungszeiträu-
me im Gesundheitswesen lang 
sind und Fehler der Vergangenheit 
nicht einfach schnell korrigiert 

werden können. Zusammen mit 
anderen KVen hat der Vorstand ei-
nen Antrag bei der Kassenärztli-
chen Bundesvereinigung initiiert, 
dass die Regelungen für Teleme-
dizin erleichtert werden. 

Digitalisierung 

Kurz nach Jahresbeginn hat das 
Bundesgesundheitsministerium alle 

digitalen Anwendungen mehr oder 
weniger gestoppt. Denn deutlich ist 
damals zutage getreten, dass sie 
nicht funktionieren, dass sie für die 
große Masse der Patientinnen und 
Patienten ungeeignet wären und da-
her bisher für die Arzt- und Psycho-
therapeutenpraxen vor allem Ärger, 
Kosten und Frust hervorgebracht 
haben. Umso ärgerlicher ist es, dass 

die Sanktionen Fortbestand haben, 
wenn sich eine Praxis nicht an die 
Telematikinfrastruktur anschließt. 
Der Unmut in den Praxen ist denn 
auch entsprechend hoch. In vielen 
Gesprächen, nicht zuletzt auf dem 
letzten eHealth Forum in Freiburg, 
hat der Vorstand der KV Baden-
Württemberg darauf hingewiesen, 
dass die Ärzte- und Psychothera-
peutenschaft dringend digitale 

Anwendungen benötigt. Sie müssen 
jedoch einen konkreten Nutzen stif-
ten. 

Notfalldienst

Auf Bundesebene hat eine Kommis-
sion Vorschläge für die Weiterent-
wicklung des Notfalldienstes unter-
breitet. Die darin enthaltenen Vor-

schläge sind auf eine Ausweitung 
der Leistungen ausgerichtet. Für 
den Vorstand der KV Baden-Würt-
temberg stehen die Zeichen dage-
gen eher auf Eingrenzung. Dement-
sprechend hat der Vorstand angesto-
ßen, dass die Notfalldienststruktur 
überprüft wird. ks 

 Mehr zur Notfalldienstreform 
auf Seite 5.

Das Vorstandsduo versteht sich gut und tauscht sich regelmäßig über alles aus. 

In der Politik wird den Verantwortlichen üblicherweise eine Frist von 100 Tagen gegeben, um eine erste Bilanz zu ziehen. Grund 
genug, nach einem knappen halben Jahr einen Rückblick auf die bisherige Amtszeit des Vorstandes zu werfen.
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Deutschlands Gesundheitswesen 
hängt in der Digitalisierung um 
Jahrzehnte zurück. Das soll sich 
nun ändern. „Gemeinsam digital“ 
heißt das im März veröff entlichte 
Papier des BMG, das über mehre-
re Monate mit Patientenvertretern 
und Akteuren des Gesundheitswe-
sens entwickelt wurde. Die Digita-
lisierungsstrategie zeigt, welche 
konkreten Ziele bis 2030 erreicht 
werden sollen und welche Maß-
nahmen dafür notwendig sind. 

Ein zentraler Punkt der Strategie ist 
die Weiterentwicklung der elektro-
nischen Patientenakte (ePA). Um 
die „ePA für alle“ zu ermöglichen, 
wird das Opt-out-Prinzip einge-
führt. Das heißt: Jeder Versicherte, 
der nicht widerspricht, erhält zu-
künftig eine ePA. Sie soll zur digi-
talen Gesundheitsplattform weiter-
entwickelt werden und alle relevan-
ten Akteure im Versorgungsalltag 
miteinander vernetzen. 

TI & gematik

Noch im August 2023 kommt mit 
dem TI-Messenger eine neue An-
wendung der Telematikinfrastruk-
tur (TI). Er ermöglicht die Kommu-
nikation zwischen den Health Pro-
fessionals. Ab Januar 2024 sollen 
dann auch die Versicherten dieses 
Tool nutzen können. Ebenso soll 
Anfang nächsten Jahres der ver-
bindliche Roll-out des E-Rezeptes 
erfolgen. Die Telematikinfrastruk-
tur wird für digital unterstützte Ver-
sorgungs- und Kommunikations-
prozesse kontinuierlich weiterent-
wickelt. Dazu wird die gematik zu 
einer Digitalagentur in 100 Prozent  
Trägerschaft des Bundes weiter-
entwickelt. Die Selbstverwaltung 
verliert somit auch die bisherigen 

Gesellschafteranteile in Höhe von 
49 Prozent. Die Versicherten sollen 
einen niedrigschwelligen Zugang 
zu telemedizinischen Leistungen 
bekommen. Daher wird die Inan-
spruchnahme und Durchführung 
durch nichtärztliches Gesundheits-
fachpersonal, beispielsweise in 
Apotheken und Gesundheitskiosken, 
unterstützt. Bis 2026 soll es in min-
destens 60 Prozent der hausärztlich 
unterversorgten Regionen eine An-
laufstelle für assistierte Telemedizin 

geben. Auch die digitalen Gesund-
heitsanwendungen (DiGA) und 
Pfl egeanwendungen (DiPA) spielen 
im Strategiepapier eine Rolle. DiGA 
und DiPA sollen in den digitalen 
Versorgungsprozess integriert wer-
den. Für beide Anwendungen wer-
de es per Opt-out möglich, Daten in 
die ePA einzutragen. Ein Auslesen 
von Daten soll es dann geben, wenn 
dies für eine Personalisierung der 

Anwendung sinnvoll und notwen-
dig ist.

Nutzung von Daten

Ein weiteres Feld betriff t die Ge-
nerierung und Nutzung von Daten 
für die Forschung. Die in der For-
schungslandschaft derzeit domi-
nierenden Datensilos sollen abge-
baut werden. Forschende sollen 
erleichterten Zugang zu pseudony-
misierten Daten bekommen. Eine 

zentrale Datenzugangs- und Koor-
dinierungsstelle soll den Zugang zu 
Forschungsdaten aus verschiede-
nen Quellen (Krebsregister, Kran-
kenkassendaten) ermöglichen. Ziel 
ist, bis Ende 2026 mindestens 300 
Forschungsvorhaben unter Nutzung 
von Daten aus dem Forschungsda-
tenzentrum durchzuführen. Zwei 
konkrete Gesetzesvorhaben werden 
dem Strategiepapier nun folgen und 

die Maßnahmen in einen rechtlichen 
Rahmen fügen: Das Digitalgesetz, 
das den Behandlungsalltag mit di-
gitalen Lösungen verbessern soll ,  
und das Gesundheitsdatennutzungs-
gesetz, mit dem geregelt wird, wie 
Gesundheitsdaten für die Forschung 
erschlossen werden. 

Kritische Worte

KVBW-Vorstand Dr. Karsten 
Braun zur Digitaliserungsstrate-

gie:„Minister Lauterbach hat den 
Ärzt*innen in puncto Digitalisie-
rung „eine Art Defätismus“ vor-
geworfen. Wen wundert es, denn 
alles das, wozu man uns bisher 
zwangsverpfl ichtet hat, taugte 
nichts und brachte keinen Benefi t 
für unsere Praxen. Dabei waren wir 
nie digitalisierungsfeindlich. Ich 
kenne kaum eine Praxis, die, wo 
es sinnvoll war, nicht die Vorzüge 

Digitalisierungspläne des BMG

EHDS steht weder für eine Krank-
heit noch für eine Raumfahrtmission 
– EHDS steht für European Health 
Data Space. Der Europäische Raum 
für Gesundheitsdaten soll die Ge-
sundheitsversorgungs- und Behand-
lungsqualität der Menschen in Eu-
ropa voranbringen sowie Forschung 
und Datenaustausch verbessern.
 Im letzten Jahr wurde der 
Europäische Raum für Gesund-
heitsdaten von der Europäischen 
Kommission auf den Weg gebracht. 
Als ein Eckpfeiler der Europäischen 
Gesundheitsunion soll er ab 2025 
die nationalen Gesundheitssysteme 
innerhalb der EU stärker miteinan-
der verknüpfen, einen sicheren und 
effizienten Austausch von Gesund-
heitsdaten ermöglichen. Ziel ist, 
die medizinische Versorgung der 
Patient*innen  in den Mitgliedsstaa-
ten zu verbessern. Die Infrastruktur 
der einzelnen Gesundheitssysteme 
und die Forschung sollen davon 
profitieren. Grundlage dafür, dass 
der Datenaustausch EU-weit funk-

tioniert, ist die elektronische Patien-
tenakte, in der alle ärztlichen Befun-
de und Behandlungen des Patienten 
enthalten sind, und dass diese digita-
lisierten Daten in allen Mitgliedsstaa-
ten genutzt 
werden kön-
nen. In jedem 
EU-Land müs-
sen die Daten 
daher nach 
dem gleichen 
Schema er-
fasst werden. 
Außerdem: 
Der strenge 
EU-Daten-
schutz muss 
gewahrt werden; die Patient*innen 
behalten die maximale Kontrolle 
über ihre Daten, können jederzeit 
ihre Patientenakte einsehen.

Diagnose und Behandlung

Ob sich eine Herzerkrankung wäh-
rend des Urlaubs in einem anderen 

EU-Land wieder meldet oder wäh-
rend eines Arbeitseinsatzes eine 
Krankheit zuschlägt, den behandeln-
den Ärzt*innen stehen, wenn die 
gesundheitsbezogenen Daten der 

EU-Bürger über die Ländergrenzen 
hinweg zusammengeführt sind, alle 
Informationen aus der Patienten-
akte zur Verfügung. Das erleichtert 
Diagnose und Behandlung. Lände-
rübergreifend sollen auch Rezepte 
einlösbar sein.
Die EU-Plattform mit all ihren Da-
ten kann allgemein zu einem Mehr 

an Behandlungs- und Versorgungs-
qualität der EU-Bürger*innen und 
beitragen, auch einen wichtigen Bei-
trag für die schnellere Entwicklung 
von Medikamenten leisten. Und 

sie ermöglicht 
Forschenden 
zudem ein 
größeres und 
detailgetreue-
res Bild etwa 
auch in Bezug 
auf seltene 
Erkrankungen. 
Die Pandemie 
hat gezeigt, 
wie wichtig 
es für die Ge-

sundheitspolitik und Behörden ist, 
schnell auf digitalisierte Gesund-
heitsdaten zugreifen zu können.

Datenkontrolle und Kritik

Um in solchen Ausnahmesituati-
onen in Zukunft angemessen han-
deln zu können, soll die private und 

European Health Data Space (EHDS)
Länderübergreifender Datenaustausch im Europäischen Raum

öffentliche Gesundheitsforschung 
daher die Daten der EU-Plattform 
in anonymisierter Form verwen-
den können. Ab 2025 sollen auf 
der Plattform alle Mitgliedsstaaten 
ihre Daten eingeben können. Re-
gulierung und Kontrolle des Da-
tenzugriffs obliegt dann  den nati-
onalen Behörden. Angesichts des 
unterschiedlichen Entwicklungs-
standards innerhalb der Mitglieds-
staaten in Bezug auf die Digitalisie-
rung der Gesundheitssysteme ist 
der Europäische Raum für Gesund-
heitsdaten ein ehrgeiziges Unter-
fangen. Organisationen wie etwa 
die Bundeärzte- und psychothera-
peutenkammer und die KBV fürch-
ten das Risiko eines Datenverlustes 
und warnen vor der Aufweichung 
der Hoheit von Patientendaten. 
Sollte der EHDS wie bisher geplant 
umgesetzt werden,  plädieren sie 
für eine Opt-out-Möglichkeit, also 
die Möglichkeit für Patient*innen, 
der Datenweitergabe zu wider-
sprechen. ja

KERNZIELE DER STRATEGIE
Bis 2025 verfügen 80 Prozent der Versi-
cherten über eine elektronische Patien-
tenakte (ePA).

Im Jahr 2026 erfolgen 80 Prozent der 
Kommunikationsvorgänge im Gesund-
heits- und Pfl egewesen papierlos.

Die gematik soll zu einer Digitalen Ge-
sundheitsagentur als verantwortliche 
Stelle für digitale Anwendungen weiter-
entwickelt werden.

Aufbau eines Kompetenzzentrums für 
Digitalisierung und Pfl ege 

Bis 2026 gibt es in mindestens 60 Pro-
zent der hausärztlich unterversorgten 
Regionen eine Anlaufstelle für assistier-
te Telemedizin (etwa Gesundheitskiosk).

Bis Ende des Jahres 2026 werden min-
destens 300 Forschungsvorhaben un-
ter Nutzung von Daten aus dem For-
schungsdatenzentrum durchgeführt.

der Digitalisierung genutzt hat. Ob 
mit der aktuellen Digitalisierungs-
strategie der Bundesregierung nun 
alles besser wird, bleibt fraglich. 
Zwar sind im Prinzip schon jetzt 
gute Projekte der TI wie die eAU 
auf den Weg gebracht, doch auch 
diese zeigt sich als nicht ausgereift 
und verkompliziert die Abläufe. 
Mit dem E-Rezept verpfl ichtend ab 
1. Januar 2024 wird eine im Prin-
zip sinnvolle Anwendung folgen, 
der hoff entlich mit dem einfachen 
Rezeptabruf mit der eGK in der 
Apotheke zum Durchbruch ver-
holfen wird. Damit das zum Erfolg 
führt, testen wir von der KVBW 
dies vorab in einem Pilotprojekt 
mit engagierten Kolleg*innen in 
Kooperation mit Apothekern, ge-
matik, Softwareherstellern und ört-
lichen Dienstleistern. Ob hingegen 
eine ePA – aktuell haben gerade 
einmal ein Prozent der Patienten 
eine befüllte ePA – in der jetzt an-
gedachten Form zum Erfolg führen 
wird, auch vor dem Hintergrund 
der Ängste vor der Aushöhlung 
der ärztlichen Schweigepfl icht? 
Dasselbe gilt für DiPA und DiGA, 
die ärztliche Leistung nicht oder 
unzureichend einbeziehen und 
überwiegend die Hersteller berei-
chern. Nicht zuletzt deswegen hat 
sich die Vertreterversammlung der 
KVBW gegen die ePA in der aktu-
ell vorgesehenen wenig praktikab-
len Form ausgesprochen, obwohl 
die sogenannte „Opt-out-Lösung“ 
eine Forderung der Ärzteschaft war. 
Bezeichnend ist auch, dass die Ärz-
te in der gematik nicht mehr vertre-
ten sind. Sie hatten dort aber ohne-
hin nichts zu melden und mussten 
sich im Nachgang oft die Vorwürfe 
gefallen lassen, sie hätten die dort 
getroff enen (Fehl-) Entscheidungen 
ja sogar mitbestimmt.“ mt
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Respekt füreinander miteinander
Aktion wirbt für Verständnis statt verbaler Attacken

Die meisten Menschen haben es 
schon am eigenen Leib erfahren: 
Vergreift sich einer im Ton, schiebt 
der andere nach und schnell eska-
liert sie Situation. Besonders 
in Arztpraxen, wo viele um 
das knappe Gut Arztzeit kon-
kurrieren, wird der Ton immer 
rauer. MFAs sind meist dieje-
nigen, die das am ehesten spü-
ren. Doch sie verdienen An-
erkennung, damit nicht noch 
mehr von ihnen den Job ver-
lassen, fi nden der Chirurg Dr. 
Günther Fuhrer aus Reutlingen 
und die MFA Melanie Seibold 
vom Ärztenetz Reutlingen. Sie 
werben mit einer Plakataktion 
für mehr „Respekt füreinander 
miteinander“. 

Wie kamen Sie darauf, die 
Aktion ins Leben zu rufen?

Fuhrer: Patienten und Patien-
tinnen beklagten sich bei mir 
über die Aggression und Un-
freundlichkeit unserer Mitar-
beiterinnen. Nun ist es als Chef 
sehr unangenehm, wenn sie in 
den Ruf kommen, dass das 
Personal unfreundlich ist. Da-
her habe ich Frau Seibold be-
fragt und sie sagte mir, das un-
terscheide sich keinesfalls von 
ihren Erfahrungen oder denje-
nigen ihrer Kolleginnen. 
Seibold: Ja es stimmt, doch 
häufi g ist dies nur eine Re-
aktion auf ebenfalls aggres-
sive Patienten und Patientin-
nen. Wenn ich zehnmal am 
Tag angepöbelt werde, ver-
schärft sich möglicherwei-
se auch mein Ton, sodass ich 
dann etwas empfi ndlicher bin, 
wenn sich jemand in der Wortwahl 
vergreift. Am Morgen toleriere ich 
das vielleicht eher oder kann da-
mit umgehen, aber am Abend oder 

Nachmittag bin ich eventuell ein 
bisschen barscher, als ich das sein 
möchte. Dieser Kultur gilt es entge-
genzusteuern. 

Fuhrer: Wir haben dann gehört, 
dass das tatsächlich in jeder Praxis 
vorkommt. Wir waren darüber sehr 
erschrocken, denn es wurden dort 

auch Drohungen formuliert: „Ich 
weiß, wo du wohnst, warte mal bis 
heute Abend, dann wirst du sehen, 
was du davon hast. Das hat uns so 

alarmiert, dass wir uns gesagt haben, 
dann müssen wir etwas dagegen tun 
und eine gewisse Sensibilisierung 
erzeugen bei unseren Patienten. 

haben und aufgrund der verschie-
denen Herausforderungen in der 
Gesellschaft wie etwa technischer 
Wandel, Digitalisierung, demo-
graphischer und gesundheitspoli-
tischer Wandel mit ihrem Wissen 
am Ball bleiben wollen. Für diese 
Menschen sind auch die Univer-
sitäten ein guter Partner.“ Interes-
sierte können sich auf der Plattform 
Suedwissen.de informieren. Dort 
sind Lerninhalte, Zeitaufwand, Ter-
mine und Kosten einzusehen. Die 
Weiterbildungen des Fachclusters 
sind nicht mit der ärztlichen Wei-
terbildung der Ärztekammern zu 
verwechseln, sondern man könnte 

Mehrere Universitäten und Hoch-
schulen in Baden-Württemberg 
haben sich zu einem Fachcluster 
Gesundheit und Soziales zusam-
mengeschlossen, um berufsbeglei-
tende, wissenschaftliche Weiterbil-
dungen anzubieten.

Das Fachcluster vereint Expertise 
in den Bereichen Medizin, Pharma-
zie, Psychologie und Soziale Arbeit 
sowie Big Data und Data Science 
im Bereich Gesundheit und Sozia-
les. Nicole Folger von der Univer-
sität Tübingen: „Unsere Fortbildun-
gen richten sich an Personen, die 
bereits einen Hochschulabschluss 

Fachcluster Gesundheit bietet Weiterbildungen an

Und wie?

Seibold: Wir haben Plakate und 
Buttons entwickelt. Jeder, der das 

Bedürfnis hat, auch in seiner Praxis 
aktiv dagegen anzugehen, kann sie 
bei uns beziehen (Anmerkung der 
Redaktion: über den Link rechts). 

Wie reagieren die Patienten?

Seibold: Bei mir in der Praxis ha-
ben alle vor den Plakaten kurz ge-
stoppt und refl ektiert. Ich habe 
schon das Gefühl, der eine oder 
andere schnauft echt mal durch.
Fuhrer: Ich habe durchweg posi-
tive, verständnisvolle Reaktionen 
darauf. Die Patientinnen und Pati-
enten sagen, sie fänden es unerhört 
und so gehe es nicht. Wahrschein-
lich sind sie zum ersten Mal in der 
Situation, dass sie die andere Seite 
auch sehen. Wenn die Aktion eine 
breite Resonanz fi ndet, dann wäre 
ein gewisses Bewusstsein dafür ge-
schaff en und vielleicht könnte man 
dann in dieser Situation vielleicht 
eher deeskalieren.

Und wieder eine Kultur des Re-
spekts füreinander entwickeln?

Seibold: Ja, genau, wir haben auch 
bewusst den Slogan „Respekt für-
einander miteinander“ gewählt, 
weil wir ja wissen, dass auch wir 
frustriert sind. Wir wollen nicht 
bewusst einen Patienten verärgern. 
Wir versuchen wirklich, das Best-
mögliche für die Patienten rauszu-
holen, aber auch wir kommen an 
unsere Grenzen.
Fuhrer: Wir verstehen den Frust 
der Patientinnen und Patienten, 
wenn sie wegen des Ärzte- und 
MFA-Mangels schwer Termine 
bekommen, doch wir sind bis zu 
14 Stunden täglich vor Ort und oft 
am Ende unserer Kräfte. Ich wün-
sche mir, dass das zumindest gese-
hen wird. Wir können es uns nicht 
leisten, dass sich unsere medizini-
schen Fachangestellten nach einer 

solchen Erfahrungen zurückziehen 
und sagen: „Ich kann nicht mehr, 
ich höre auf mit dem Beruf.“ ef

  www.gesunder-respekt.de 

Das E-Rezept kommt 
Bereiten Sie sich vor

Im Rahmen der Digitalisierungs-
strategie hat das Bundesministe-
rium für Gesundheit (BMG) an-
gekündigt, das E-Rezept zum 1. 
Januar 2024 verpflichtend einzu-
führen. Bereits seit Mitte 2022 
lässt sich das E-Rezept voll digital 
mit Ihrem eHBA unterschreiben, 
erstellen und auf die E-Rezept-
App der Patientinnen und Patien-
ten übertragen. Ab Sommer die-
ses Jahres soll außerdem das „Ein-

lösen des E-Rezepts per eGK in 
der Apotheke“ möglich werden, 
sodass es dann auch eine breitere 
Akzeptanz bei den Patient*innen 
finden wird. 
Damit Sie Mehraufwand von 
vornherein aus dem Weg gehen, 
empfehlen wir Ihnen dringend, 
sich – sofern noch nicht gesche-
hen – einen eHBA zu beschaffen 
sowie mit Ihren Systembetreuern 
Kontakt aufzunehmen. vb

CI-Konzeption
„Kampagne - Respekt“
Kunde: Ärztenetz Reutlingen
Objekt: Plakat / Größe: DINA2

10 - final

Eine Initiative des 
Ärztenetzes Reutlingen

Für einen respektvollen 
Umgang miteinander.

füreinander
   miteinander

Respekt ist immer eine gegenseitige Angelegenheit.

Dr. Günther Fuhrer 

sie eher als Fortbildung bezeich-
nen. Das Projekt Hochschulwei-
terbildung@BW mit der aktuellen 
Plattform suedwissen.de ist Teil der 
landesweiten Qualifi zierungsoff en-
sive WEITER.mit.BILDUNG@
BW und wird gefördert durch das 
Ministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst Baden-Württem-
berg. ef

 Weitere Informationen:
Nicole Folger
Universität Tübingen
Tel.: +49 7071 29 72685
E-Mail: nicole.folger@uni-tuebingen.de
https://www.suedwissen.de

Ständiger Wandel im Arbeitsleben: Wer sich weiterbildet, bleibt up to date.

CI-Konzeption
„Kampagne - Respekt“
Kunde: Ärztenetz Reutlingen
Objekt: Aufkleber / Größe: 140 mm
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„Hallo, ich bin Daniel. Wir duzen 
uns hier alle“, begrüßt Dr. Daniel 
Urban seine Gäste im MVZ Medi-
cum Zollernalb im Gewerbegebiet 
von Balingen. Neben einer kleinen 
Zweigpraxis ist hier die Verwaltung 
des MVZ untergebracht. 
Das Ambiente macht Eindruck: 
Sehr freundlich und hell ist alles ge-
staltet, die Ausstattung schick und 
modern. Auch für Barbet-Hund 
Happy ist Platz. 

Beschäftigte sind wichtigstes Gut

Daniel Urban (43) will mit seinem 
MVZ bewusst einiges anders ma-
chen. Er versteht seinen Betrieb als 
Start-up und ist sich bewusst, dass 
für den Erfolg ein Faktor entschei-
dend ist: „Die Beschäftigten sind 
unser wichtigstes Gut.“ Deshalb ist 
ihm wichtig, dass sich sein Team 

wohlfühlt und mit der Arbeit iden-
tifizieren kann. Das fördert er mit 
einer Kommunikationskultur auf 
Augenhöhe und einer ansprechen-
den Atmosphäre in den Praxen wie 
auch in der Verwaltung. So gibt es 
einen großen Begegnungsraum für 
Meetings des 30-köpfigen Teams. 
Am liebsten wäre ihm ein zentra-
ler Standort für alle. „Doch solche 
Räume zu bezahlbaren Preisen und 
mit genügend Parkfläche zu finden, 
ist in Balingen ungeheuer schwie-
rig“, erzählt Urban. 
Derzeit ist es so, dass zwei Stand-
orte nur wenige Meter voneinander 
entfernt liegen. Ganz klassisch be-
finden sie sich jeweils in der Etage 
eines Mehrfamilienhauses .Von au-
ßen wirkt es, als handle es sich um 
eine ganz normale klassische Ein-
zelarztpraxis. Doch dass sich die-
ses Modell überholt hat, steht für 

den Internisten außer Frage. Neben 
der Behandlung die immer umfang-
reicher werdende Verwaltung samt 
Personalmanagement zu stemmen, 
sei für einen Arzt kaum mehr leist-
bar. Davon abgesehen hat der Nach-
wuchs darauf auch gar keine Lust. 
Für Daniel Urban ein Grund, war-
um die Niederlassung wenig attrak-
tiv ist. Und aufs Land zieht es jun-
ge Medizinerinnen angeblich auch 
nicht. 
Doch der Gründer ist auch ange-
treten, mit seinem MVZ so man-
ches  Vorurteil zu entkräften. Per-
sonalmangel bei MFAs, zu wenig 
Bewerbungen für Arztstellen – bei 
ihm kein Thema. „Wir bekommen 
regelmäßig Initiativbewerbungen 
von MFAs. Wenn die Bedingun-
gen stimmen, zieht das weitere 
Mitarbeitende an.“ Auch an ärztli-
chen Interessenten mangelt es nicht. 

Zwei Kolleginnen und sechs Kolle-
gen sind bei ihm beschäftigt, darun-
ter auch Ärztinnen und Ärztee, die 
sich nach Praxisübergabe haben an-
stellen lassen. 
Nicht nur bei seinen Angestell-
ten, auch in der Patientenkommu-
nikation setzt Urban neue Akzente. 
So verschickt er regelmäßig einen 
Newsletter an seinen Patienten-
stamm, der „super angenommen 
wird“. 

Gestaltungspielraum

Dass er selbst zum Unternehmer  
wurde, war nicht geplant. Nach sei-
ner Facharztausbildung zum Inter-
nisten in Berlin und Leipzig war er 
in seine schwäbische Heimat zu-
rückgekehrt und als angestellter 
Arzt in einer kleinen Praxis tätig. 
„Wir hatten einen Aufnahmestopp 

und mussten täglich Patienten weg-
schicken. Da wurde mir klar, dass 
ich so nicht weiterarbeiten möch-
te“. erzählt Urban, der schon in sei-
ner Klinikzeit manche Strukturen 
und Abläufe hinterfragte. Schließ-
lich führte der Wunsch, etwas ver-
ändern und gestalten zu wollen, zur 
Gründung von Medicum Zollernalb. 
Urban ist überzeugt, dass „nur grö-
ßere Strukturen zukunftfähig sind“.  
Die Investitionen für sein als GmbH 
fungierendes MVZ stemmt er selbst. 
Eine Finanzierung mit Investo-
ren ist aktuell kein Thema. „Wir 
könnten mit Fremdkapital schnel-
ler wachsen, doch so bin ich auch 
niemandem verpflichtet“, betont der 
Facharzt, der auch noch selbst be-
handelt. In der Zukunft hat der jun-
ge Gründer viel vor. Im Juli eröff-
net er einen vierten Standort, wei-
tere können folgen.  gk

Junge Menschen wollen heute 
mehr als nur einen Job. Sie fordern 
flexible Arbeitszeiten, flache Hier-
archien und Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie. Wie das gelingen 
kann, dazu gab es beim Karriere-
tag für Medizinstudierende in Hei-
delberg Tipps aus dem Praxis- und 
Klinikalltag.  

Als junge Mutter mit zwei klei-
nen Kindern eine Arztstelle zu 
f inden, das war vor rund 20 Jah-
ren fast unmöglich. „Ich bin nir-
gends angenommen worden“, 
erzählt Dr. Susanne Bublitz, Vor-
sitzende des Hausärzteverbands 
Baden-Württemberg. Als es 
schließlich doch klappte, weil ihr 
aufgrund ihrer familiären Situati-
on Belastbarkeit attestiert wur-
de, gab es im Klinikalltag weitere 
Hürden. Teilzeit zu arbeiten, war 
nicht praktikabel. „Früher zu ge-
hen, funktioniert in der Inneren 
nicht“, so Bublitz‘ Erfahrung, die 
inzwischen glücklich ist, Chefin 

ihrer eigenen hausärztlichen Pra-
xis zu sein. 
Die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie ist ein Faktor, der unter 
dem Oberbegriff  „New Work“  
ein neues Verständnis von Arbeit 
postuliert. Wie das in der Medizin 
umgesetzt werden kann, darüber 
diskutierten auf dem ZEIT-Karrie-
retag an der 
Uni Heidel-
berg Bublitz 
und drei 
Kollegen aus 
Klinik und 
Niederlas-
sung, darun-
ter KVBW-
Vorsitzen-
der Dr. 
Karsten 
Braun. Aus 
den Erzäh-
lungen der 
Podiumsgäste, die 20 und mehr Be-
rufsjahre hinter sich haben, wurde 
schnell klar: Die Zeiten haben sich 

enorm zugunsten des medizini-
schen Nachwuchses geändert. Wa-
ren früher 150 Bewerbungen not-
wendig, um eine Stelle zu erhalten, 
haben die Jungen heute „zwischen 
Sylt und Garmisch“ die freie Aus-
wahl, bemerkte Braun. Entspre-
chend gut sind auch ihre Verhand-
lungspositionen. 

Über den Wunsch nach Teilzeit 
wundert sich heute niemand mehr. 
Auch in der Niederlassung muss es 

kein voller Versorgungsauftrag sein, 
betonte Braun. „Versorgungsauf-
träge kann man teilen, es ist auch 
nur ein halber oder weniger mög-
lich.“ 
Teilzeitarbeit ist auch in der Klinik 
inzwischen keine Seltenheit mehr. 
Es sei völlig normal, dass jemand 
nicht mit 100 Prozent anfange, be-

richtete der 
Ärztliche 
Direktor 
vom Klini-
kum am 
Weissenhof, 
Dr. Matthias 
C. Michel, 
„auch in der 
Somatik“. 
Für eine Tä-
tigkeit in ei-
ner Praxis 
warb auch 
Dr. Michael 

Rodenbach, der als angestellter 
Kardiologe in einem großen Praxis-
verbund arbeitet und froh ist, keine 

Dienste mehr leisten zu müssen. 
„100 Prozent sind für mich jetzt 
wie 75 Prozent in der Klinik“, so 
Rodenbach. Er schätze zudem die 
flachen Hierarchien und arbeite ei-
genverantwortlich in einem tollen 
Team. 
Den Gestaltungsraum für New 
Work in einer Praxis betonte auch 
Braun, der selbst über 20 Jahre in 
einer Gemeinschaftspraxis tätig 
war. Er hält kooperative Struktu-
ren für sinnvoll, denn sie ermögli-
chen verschiedene Schwerpunkte 
sowie die Aufteilung der Unter-
nehmensführung. Dass die Nie-
derlassung attraktiver ist als ihr 
Ruf, diese Erfahrung hätten Wei-
terbildungsassistenten in seiner 
Praxis immer gemacht, auch, weil 
sie enorm viel gelernt haben. Im 
kooperierenden Krankenhaus 
wurde die zeitweilige Versetzung 
in der Praxis immer beliebter, so 
dass es schließlich nicht mehr hieß, 

„wer muss“, sondern „wer darf in 
die Praxis?“. gk

MVZ als Startup
Dr. Daniel Urban hat in Balingen das Medicum Zollernalb MVZ mit drei Standorten gegründet. Demnächst gibt es einen vierten. 

Der Gründer führt seinen Betrieb wie ein Start-up und hat noch viel vor. 

Dr. Daniel Urban tut viel für seine Beschäftigten. Personalmangel kennt er nicht. 

Am Start: das Medicum Zollernalb MVZ

Niederlassung bietet für NEW WORK viele Möglichkeiten

Von links nach rechts: Moderatorin Wlada Kolosowa, Bublitz, Braun, Rodenbach und Michel beim Talk.
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Vertreterversammlung widmet 
sich brisanten Themen

Von Honorar über Ärztemangel bis zur Entbürokratisierung. Es gibt großen Handlungsbedarf.

Etwa die Hälfte der Mitglieder 
der Vertreterversammlung sind 
im letzten Jahr neu in das Gre-
mium gewählt worden. Grund 
genug, dass sich die Delegier-
ten zusammen mit dem Vor-
stand, den Bezirksbeiräten und 
der Verwaltung zu einer Klau-
sur eingefunden haben, um die 
Leitplanken für die Amtsperio-
de zu bestimmen. 
Die Sorge ist rundum deutlich 
geworden, dass die ambulante 
Versorgung in eine gefährliche 
Schiefl age geraten wird, wenn 
nicht gegengesteuert wird, oder 
in einer solchen sogar schon ist,.
Nachwuchsmangel, die Kon-
kurrenz zu investorengestütz-
ten MVZ, die Rolle der Praxen 
im Rahmen der sektorenübergrei-
fenden Versorgung, die Verbesse-
rung der Zusammenarbeit zwischen 
Haus und Fachärzten, die Stärkung 
der Primärversorgung und die Kos-
tendeckung bei ambulanten Eingrif-
fen, aber auch die Förderung der 
Weiterbildung in der Psychothera-
pie, mehr Gruppentherapie und die 
Versorgung psychisch schwer kran-
ker Patientinnen und Patienten – der 
Handlungsbedarf ist groß und liegt 
in vielen Punkten auch nicht (al-
lein) im unmittelbaren Einfl uss des 
Vorstandes. Großen Wert legten alle 
Teilnehmer darauf, dass sie einen 
aktiven und konstruktiven Beitrag 
mit eigenen Lösungsvorschlägen 
für die zahlreichen Probleme in der 

Versorgung leisten möchten. Kla-
gen allein ist zu wenig. Vor allem 
die Rahmenbedingungen für die 
Praxen werden daher in den kom-
menden Jahren im Mittelpunkt der 
Tätigkeit stehen müssen. Darin wa-
ren sich alle Teilnehmenden einig. 
Dementsprechend ist die Verbesse-
rung der Attraktivität der Niederlas-
sung auch eines der drei Themen, 
die der Vorstand als strategisches 
Ziel für diese Amtsperiode ausge-
geben hat.

Finanzielle Attraktivität

Die fi nanzielle Attraktivität für die 
Praxen muss verbessert werden. 
Das betriff t Themen wie Entbudge-
tierung mindestens der Grund- und 

Versichertenpauschalen, aber auch 
die Einbeziehung von Angestellten 
in die Kalkulation des EBM – sei-
en sie medizinisch tätig oder in As-
sistenzfunktionen. Gerade die MFA 
hatten während der Pandemie einen 
unschätzbaren Beitrag geleistet und 
warten bis heute auf eine entspre-
chen (fi nanzielle) Anerkennung da-
für.

Bürokratie

Die Ärzte und Psychotherapeuten 
einfach nur ihre Arbeit machen las-
sen –  leider kann davon keine Rede 
sein. Viel zu viel Zeit ist in den 
Praxen erforderlich für Tätigkei-
ten, die nicht der Patientenversor-
gung dienen. Der Vorstand hat sich 

auch dieses Ziel auf die Fahnen ge-
schrieben und will seinen eigenen 
Handlungsspielraum ausschöpfen. 
Dazu gehören beispielsweise digi-
tale Antragsservices über das Mit-
gliederportal der KVBW. 

Regresse

Auch wenn sich die Situation im 
Vergleich zu früheren Zeiten deut-
lich entspannt hat, ist die Unsicher-
heit nach wie vor groß. Besonders 
ärgerlich ist die große Zahl an In-
dividualregressen und Einzelfall-
prüfungen. Es geht dabei meist 
nicht um hohe Summen, aber der 
Aufwand für die Praxen ist hoch. 
Dementsprechend gehört es zu 
den Zielen des Vorstandes, das 

Regressrisiko weiter zu verrin-
gern und besonders die Zahl der 
Einzelfallregresse zu senken. 

Notfalldienst

Wie die Patientinnen und Pa-
tienten künftig im Rahmen 
des Bereitschaftsdienstes ver-
sorgt werden können, ist ei-
nes der weiteren Kernthemen 
für den Vorstand und die VV-
Delegierten. Welche Angebote 
sind hier überhaupt noch zeit-
gemäß im Spannungsfeld zwi-
schen den verfügbaren Ressour-
cen und der Erwartungshaltung 
von Patient*innen und Politik? 
Wie kann die Inanspruchnahme 
auf die Patientinnen und Patien-

ten begrenzt werden, die wirklich 
medizinische Unterstützung außer-
halb der Sprechstundenzeiten benö-
tigen? Und damit verhindert wer-
den, dass die teuren Strukturen als 
verlängerte Sprechstunde benutzt 
werden. Wie kann das System fi -
nanziert werden? Die KVBW hat 
in Deutschland eine führende Rol-
le bei der Gestaltung des Notfall-
dienstes. Diese Rolle soll sie weiter 
nutzen, um den Notfalldienst wei-
terzuentwickeln. Die Themen für 
die nächsten Jahre sind damit ge-
setzt. Klar ist aber auch, dass un-
vorhergesehene Ereignisse alle Pla-
nungen obsolet werden lassen kön-
nen. Gerade die vergangenen Jahre 
haben das deutlich gezeigt. ks 

Wahlbeteiligung enttäuschend, 
Umfrage forscht nach Ursachen

Nur 35 Prozent der ärztlichen Mit-
glieder der KVBW haben ihre 
Stimmen abgegeben, fünf Prozent-
punkte weniger als bei den Wahlen 
sechs Jahre zuvor. Noch deutlicher 
war das Ergebnis bei den Psycho-
therapeuten. Haben sich 2016 noch 
62 Prozent an den Wahlen betei-
ligt, waren es im vergangenen Jahr 
nur noch 40 Prozent. Die KVBW 
als Institution der Selbstverwal-
tung lebt von der Legitimation ih-
rer Mitglieder. Es würde auf Dauer 
den Vorstand und die Rolle der De-
legierten der Vertreterversammlung 
und der Bezirksbeiräte schwächen, 
wenn sie sich nicht auf ein brei-
tes Votum der Mitglieder stützen 

könnten. Die Vertreterversamm-
lung hat daher den Vorstand beauf-
tragt, nach Wegen zu suchen, wie 
die Wahlbeteiligung 2028 erhöht 
werden kann. Klar ist, dass dafür 
zunächst Ursachenforschung be-
trieben werden muss. Es wird eine 
Reihe von Gründen geben, die wie-
derum unter einzelnen Wählergrup-
pen sehr unterschiedlich sein wer-
den. Hierzu gibt es Mutmaßungen, 
aber keine einigermaßen gesicher-
ten Erkenntnisse. 

Umfrage 

Die KVBW nimmt daher wis-
senschaftliche Unterstützung in 

Anspruch. Wissenschaftler am In-
stitut für Kommunikationswissen-
schaften an der Universität Ho-
henheim hatten bereits vor eini-
gen Jahren eine Umfrage unter den 
Mitgliedern der KVBW vorgenom-
men, damals noch zu einer Reihe 
von Themen. Diesmal soll es vor 
allem um die Wahlbeteiligung und 
die Gründe fürs Wählen oder fürs 
Nichtwählen gehen. Aber auch ein 
paar allgemeine Fragen zur KVBW 
werden enthalten sein. Mit den 
Wissenschaftlern ist eine Vertrau-
lichkeitsvereinbarung abgeschlos-
sen worden. Das bedeutet, dass die 
KVBW keinen Einblick in die ein-
zelnen Rückmeldungen haben wird 

und auch nicht weiß, wer von den 
Mitgliedern an der Umfrage teilge-
nommen hat. Das ist entscheidend, 
um die Anonymität der Wahlen zu 
wahren. 
Die Umfrage wird noch vor den 
Sommerferien stattfi nden, damit 
die Erinnerung an die Wahlen im 
vergangenen Jahr nicht zu sehr ver-
blasst. Selbstverständlich werden 
die Ergebnisse veröff entlicht, vor 
allem aber sollen sie in der Vertre-
terversammlung und den Bezirks-
beiräten besprochen werden und 
daraus dann Maßnahmen abgeleitet 
werden. Einige davon werden mög-
licherweise einiges an Vorlauf be-
nötigen. Wenn sich beispielsweise 

herausstellen sollte, dass eine digi-
tale Stimmabgabe die Wahlbeteili-
gung erhöhen könnte, müsste die 
Wahlordnung geändert und schon 
rechtzeitig vorher die Vorbereitun-
gen getroff en werden. Die Umfrage 
dient aber auch dem Vorstand, der 
Verwaltung und den Delegierten 
der Vertreterversammlung sowie 
den Bezirksbeiräten dazu, ihre ei-
gene Arbeit und ihr Auftreten kri-
tisch zu hinterfragen. Die KVBW 
bittet daher alle Mitglieder, sich an 
der Umfrage zu beteiligen. 
Weitere Informationen gibt es in 
Kürze per Schnellinfo. Darin ent-
halten ist auch ein Link zur Umfra-
ge.  ks 

Ein Ergebnis der Wahlen zur Vertreterversammlung und den Bezirksbeiräten im vergangenen Jahr wird niemanden zufriedenstellen 
können, egal welcher berufspolitischen Agenda er oder sie folgt: Die Wahlbeteiligung war niedrig!

Strategisches Ziel ist die Verbesserung der Attraktivität der Niederlassung.
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Die Abrechnung ist das Herzstück jeder Praxis. Aber 
ganz egal, ob es sich um Privat- oder GKV-Versicherte 
handelt: Der korrekte Ansatz der Gebührenordnungs-
positionen ist komplex und verlangt aufgrund der finan-
ziellen Tragweite nach echten Profis. Wenn Sie selbst 
ein solcher Profi werden wollen, dann qualifizieren Sie 
sich bei uns zur Abrechnungsmanagerin / zum Abrech-
nungsmanager.

Ziele:

In dem dreitägigen Intensivkurs nutzen Sie Ihr Basis-
wissen, um anhand zahlreicher Übungen und Fallbei-
spiele Ihre Anwenderkenntnisse in der Abrechnung 
zu erweitern. Sie tauchen in die komplexe Welt der 
Gebührenordnungspositionen ein und lernen, wor-
auf Sie bei der Abrechnung besonders achten müs-
sen. Von den rechtlichen Rahmenbedingungen über 
die allgemeinen Abrechnungsbestimmungen bis hin 
zu arztgruppenübergreifenden und -spezifischen Ge-
bührenordnungspositionen machen Sie sich mit allen 
wichtigen Inhalten des EBM vertraut. Darüber hinaus 
beschäftigen Sie sich mit den vielfältigen Regelungen 
der GOÄ und üben anhand von Beispielen die Umset-
zung für die Praxis.

Zielgruppe:

Das Seminar richtet sich an Mitarbeitende und Erst-
kräfte aus Haus- und Kinderarztpraxen. Bitte melden 
Sie sich nur an, wenn Sie über ein solides Basiswissen 
mit praktischen Erfahrungen in der Abrechnung ver-
fügen.

Arbeitsformen: 

Vortrag mit Fallbeispielen und Diskussion, Gruppen-
arbeit, praktische Übungen, Lernerfolgskontrolle 

(Prüfung), im Live-Online-Seminar zusätzlich virtuelle 
Interaktionsformen (Chat, Whiteboard, Teilgruppen).

Schwerpunkte:

EBM:

• Struktur und Begrifflichkeiten
• Begrenzungsregelungen (Gespräche und Labor)
• DMP, NäPA, Chroniker und Pflegeheim
• Vorsorgeleistungen, Impfungen
• Selektivverträge und KV
• Fehlerquellen

GOÄ:

• Wichtige Rechtsgrundlagen
• Analogbewertungen und ihre Bedeutung
• Auslegung und Umsetzung der GOÄ-Leistungen
• Gesprächsziffern, Visiten und Besuche und evtl. 

dazugehörende Zuschläge
• Sachkostenabrechnung
• Diagnostische Leistungen und deren korrekte 

Steigerungen
• Abrechnung mehrerer Ultraschallleistungen bei 

einem Kontakt
• Zuschläge zu ambulanten OP-Leistungen
• BG-Abrechnung: 
• Anfragen, Untersuchung, Versicherungsgutachten 

Termin: 17. - 19. Juli 2023, 
jeweils 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Ort: KVBW Karlsruhe
Keßlerstraße 1
76185 Karlsruhe

Punkte: 3
Kosten: 369 Euro
Anmeldung: MAK, Telefon: 0711 7875-3535

info@mak-bw.de

ARZT & THERAPEUT

verschiedenen Systeme den Über-
gang ins Erwachsenenalter beglei-
ten. Die verschiedenen Teile ge-
ben jeweils einen Überblick, was 
in welchen Fällen geleistet wird 
und wie die Zugangswege sind. 
So können sich Fachkräfte aus den 
verschiedenen Systemen gezielt 
informieren, welche Hilfen andere 
Systeme für die von ihnen unter-
stützten Kinder, Jugendlichen und 
Familien bereithalten, und können 
an diese weiterverweisen oder ge-
zielt kooperieren. Auch werden be-
stehende Kooperationsstrukturen 
und -formate vorgestellt und Hin-
weise gegeben, wie Netzwerkarbeit 

Die Taskforce in Baden-Württem-
berg, die sich mit der psychischen 
Situation von Kindern und Jugend-
lichen infolge der Coronapandemie 
befasste, hat Maßnahmen erarbeitet, 
die die Betroffenen bei der Bewälti-
gung der psychischen Beeinträchti-
gung durch die Pandemie unterstüt-
zen können. 
Dadurch sollen Kinder, Jugendliche 
und Familien gestärkt und die Vor-
aussetzungen dafür geschaffen wer-
den, dass Kapazitäten im Gesund-
heitswesen sowie der Kinder- und 
Jugendhilfe kurzfristig weiter aus-
gebaut und möglichst zielgerichtet 
genutzt werden können. Hilfen und 

präventiv wirkende Angebote sol-
len in gemeinsamer Verantwortung 
von Gesundheitswesen und Kinder- 
und Jugendhilfe verstärkt werden. 
Konkret werden unter anderem die 
stationären Behandlungskapazitä-
ten erhöht (bis zu 120 zusätzliche 
Betten oder Plätze für die kom-
menden zwei Jahre), die Angebote 
der Familienbildung und -beratung 
durch zusätzliche Fördermittel in 
Höhe von drei Millionen Euro aus-
gebaut und Regiokonferenzen zur 
Verbesserung der Vernetzung von 
Gesundheitswesen, Kinder- und 
Jugendhilfe sowie Schulen durch-
geführt werden. 

Handreichung

Die Taskforce hat auch eine inter-
disziplinäre Handreichung zusam-
mengestellt. Sie gibt Fachkräften, 
die in Gesundheitswesen, Schu-
len und Kinder- und Jugendhilfe 
tätig sind, einen Überblick darü-
ber, welche Leistungen der Kin-
der- und Jugendhilfe es allgemein 
für Kinder, Jugendliche und El-
tern gibt, wie das Gesundheitswe-
sen Kinder, Jugendliche und deren 
Eltern unterstützt (Prävention, am-
bulante und stationäre Versorgung, 
Akutversorgung in Krisen, Sucht 
und Suchtgefährdung) und wie die 

Psychische Situation von Kindern und Jugendlichen infolge der Coronapandemie soll verbessert werden

und Kooperationen auf strukturel-
ler Ebene auf- und ausgebaut wer-
den können. somi

 Handreichung:

https://sozialministerium.baden-
wuerttemberg.de/fileadmin/
redaktion/m-sm/intern/downloads/
Publikationen/Handreichung_TF-
PsychKuJ-Corona.pdf

MAK-Tipp: Intensivkurs Abrechnungsmanager   
     (Arztpraxis) – Hausarztpraxen

Vertrauen auf- 
und Belastungen 

abbauen

Ende 2011 hatte die KV Baden-
Württemberg erstmals eine Bro-
schüre herausgegeben, die die 
rechtlichen und technischen As-
pekte eines korrekten Ultraschall-
bildes beleuchtete. Nun erscheint 
eine Neuauflage. 
Die Dokumentation einer ärzt-
lichen Untersuchung ergibt sich 
nicht nur aus berufs- und haf-
tungsrechtlichen Aspekten, son-
dern ist immanenter Bestandteil 
der Gewährleistung der Qualität 
in der ambulanten Versorgung. 
Maßgeblichen Einfluss auf Art 
und Umfang der Dokumentation 
haben die einschlägigen Verträge 
und Richtlinien; sie regeln auch 
die entsprechenden Dokumen-
tationsprüfungen. 

Seit 2011 hat es einige Änderun-
gen an der Qualitätssicherungs-
vereinbarung Ultraschall gegeben, 
so wurden beispielsweise Abnah-
me- beziehungsweise Konstanz-
prüfungen bei den Geräten ein-
geführt. 
Die Neuauflage der Broschüre 
berücksichtigt diese Änderungen. 
Ergänzt wird das Ganze abermals 
durch Tipps und Hinweise zur 
Verbesserung der technischen 
Bildqualität. 
Die Ultraschallbroschüre wird an 
alle Ärztinnen und Ärzte mit Ul-
traschall-Genehmigung versandt. 
Zum Zeitpunkt der Drucklegung 
dieses ergo war noch nicht vor-
hersehbar, wann die Broschüren 
ausgeliefert werden können. sf 

Ultraschallbilder: Qualität  
optimieren

 Neuauflage der Ultraschallbroschüre erschienen

Praktische Tipps bietet die Ultraschallbroschüre.  
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Nach drei Jahren Coronapande-
mie lädt der Bezirksbeirat der BD 
Freiburg zu seinem Servicetag am 
1. Juli 2023 von 9.00 Uhr bis 14.30 
Uhr ein.  Auch in Reutlingen kön-
nen sich Mitglieder beraten lassen. 

Aktuelle politische Ereignisse be-
einfl ussen erheblich den Praxi-
salltag. Es werden Vorträge und Be-
ratung für Ärzte, Psychotherapeu-
ten und Praxismitarbeiter zu 
Gesundheitskiosk, Telematikinfra-
struktur, Arzneimittelengpässen 
und Regressen angeboten. Was 
kommt auf die Praxen zu? Beim 
Freiburger Servicetag werden die 
wichtigsten Inhalte zusammenge-
fasst und alle Fragen beantwortet. 
Nutzen Sie die Gelegenheit, den 
neuen Vorstand der KVBW und die 
neu gewählten Beiräte für 

Südbaden persönlich kennenzuler-
nen. Seien Sie unser Gast – wir 
freuen uns darauf!

Servicetag 2023 in Reutlingen 

Am Samstag, den 7. Oktober 2023 
ab 9.30 Uhr, fi ndet der Reutlinger 
Servicetag statt. Das Startersemi-
nar für neu niedergelassene Haus-/
Fachärztinnen und Haus-/Fachärz-
te wird außerdem in den Servicetag 
integriert. Wie jedes Jahr gibt es 
wieder vielfältige Vorträge für Sie 
und Ihre Praxismitarbeiter/-innen. 
Dabei werden verschiedene aktuel-
le Themen wie berufspolitische 
Entwicklungen für Psychothera-
peuten, Rechtsthemen, Praxisüber-
gabe sowie Themen und Trends 
rund um die Digitalisierung des 
Gesundheitswesens aufgegriff en. 

Auch 
für 
Praxis-
mitar-
beiter/in-
nen sind 
Veranstal-
tungen vor-
gesehen. 

Fragen stel-
len, Antwor-
ten bekommen

Weiter erwartet 
Sie ein Informati-
onsmarkt der ver-
schiedenen Fachbe-
reiche der KVBW. 
Dabei besteht wie je-
des Jahr die Möglichkeit, 

individuelle Beratungs-
gespräche mit den 
Fachberater*innen oder 
auch mit den Mitglie-
dern des Bezirksbei-
rates an den Informa-
tionsständen zu füh-
ren. Mit separater 
Post erhalten die 
Arzt- und Psy-

chotherapiepra-
xen nach den 
Sommerferi-
en die herz-
liche Einla-
dung, das 
Programm 
und die 
Mög-
lichkeit 
zur 

Anmeldung. Bitte merken Sie sich 
den Termin vor. Wir freuen uns auf 
Sie! nh /uj

 Weitere Informationen zum 
Servicetag in Reutlingen: 

Heike Großhans, BD Reutlingen 
Tel.   07121/917-2244

 Weitere Informationen zum 
Servicetag in Freiburg:

Anmeldung bis 26. Juni 2023 
unter www.kvbawue.de/service-
tag-fr

tungen vor-

Fragen stel-
len, Antwor-
ten bekommen

Weiter erwartet 
Sie ein Informati-
onsmarkt der ver-
schiedenen Fachbe-
reiche der KVBW. 
Dabei besteht wie je-
des Jahr die Möglichkeit, 

individuelle Beratungs-
gespräche mit den 
Fachberater*innen oder 
auch mit den Mitglie-
dern des Bezirksbei-
rates an den Informa-
tionsständen zu füh-
ren. Mit separater 
Post erhalten die 
Arzt- und Psy-

chotherapiepra-
xen nach den 
Sommerferi-
en die herz-
liche Einla-
dung, das 

Ihr Draht zu uns

SAMSTAG, 01. JULI 2023

9.00 BIS 14.30 UHR

Servicetag

BD Freiburg 

Nutzen Sie auch unser Gesprächsangebot 

im Rahmen des Servicetages in der 

BD Freiburg

� IT-Beratung / Datenschutz

� Verordnungsmanagement

� Abrechnungsberatung

� Niederlassungsberatung

Veranstaltungsort

KV Baden-Württemberg

Bezirksdirektion Freiburg

Sundgauallee 27

79114 Freiburg

0761 884-4158

Wir freuen uns auf Sie!

Ihr Bezirksbeirat

der BD Freiburg

Prof. Dr. Michael Faist

Dr. Carmen Seifried

Dr. Barbara B
ohl

Dr. Peter Baumgartner

Dr. Gisa W
eißgerber

www.kvbawue.de

Freiburg und Reutlingen laden zu     Servicetagen ein

Patienten-Navi online
Verlässliche Unterstützung bei der Suche nach einer passenden Behandlung 

Das Patienten-Navi unterstützt bei 
bestehenden gesundheitlichen Be-
schwerden Patientinnen und Pati-
enten online. So kann die richtige 
Behandlung und die Dringlichkeit 
des Arzt-Patienten-Kontakts her-
ausgefunden werden. Patient*innen 
müssen dafür nur auf die Website 
der 116117 (www.116117.de) ge-
hen und können per Knopfdruck 
die Anamnese und damit eine me-
dizinische Ersteinschätzung auf-
grund der gesundheitlichen Be-
schwerden starten. Die Anwendung 
kann auch schnell und bequem über 

das eigene Smartphone oder Tab-
let genutzt werden. Mit der „Struk-
turierten medizinischen Erstein-
schätzung in Deutschland (SmED)“ 
wird eine Software eingesetzt, die 
als Medizinprodukt zugelassen ist. 
SmED stellt keine Diagnose, son-
dern hat die bestehende gesundheit-
liche Beschwerde im Fokus, um 

die Dringlichkeit einer Behandlung 
einzuschätzen und einen Hinweis zu 
geben, wohin die Betroff enen sich 
für eine Behandlung wenden soll-

ten. Die Patientinnen und Patienten 
beantworten online Fragen zu ihrem 
Alter, zu Vorerkrankungen, zur ak-
tuellen Situation und  Haupt- sowie 

Begleitbeschwerden. Wichtig: Es 
wird keine Diagnose gestellt, son-
dern vor allem die Behandlungs-
dringlichkeit eingestuft.
Nach der Befragung erhalten die 
Nutzer eine Empfehlung, in welcher 
Dringlichkeit sie einen Arzt aufsu-
chen sollten und an wen sie sich in 
der akuten Situation wenden können. 

Über 125.000 reguläre Termine, in 
erster Linie in fachärztlichen und 
psychotherapeutischen Praxen, 
hat die Terminservicestelle (TSS) 
in den letzten fünf Jahren vermit-
telt. Aktuell rufen im Schnitt rund 
55.000 Patientinnen und Patienten 
im Quartal bei der TSS an. Der Be-
darf an Terminen ist ungebrochen, 
mehr noch, er steigt stetig. 

Termine werden benötigt

Dies ist kein Wunder angesichts 
voller Praxen, unbesetzter Arztsitze 
und fehlender Nachfolgerinnen und 
Nachfolger für schließende Praxen. 
Die Terminservicestelle  versucht 
einzuspringen und denjenigen Pa-
tienten Termine zu vermitteln, die 
dringenden Bedarf haben. Dafür ist 
die TSS angewiesen auf Termin-
meldungen aus den Praxen. Hier 
beißt sich nun die berühmte Katze 
in den Schwanz, wenn die Praxen 
selbst keine freien Termine haben! 
Im Wissen um diese Situation fällt 
es schwer, die Mitglieder zu weite-
ren Terminmeldungen für die TSS 
aufzufordern, gar zu verpfl ichten. 
Der wachsende Bedarf seitens der 
Patienten macht es aber notwendig, 
dass auch die TSS über ein ausrei-
chendes Terminangebot verfügt. 
Daher bittet der Vorstand der KV 
Baden-Württemberg die Mitglieder 
aller Fachrichtungen ausdrücklich: 
Bitte melden Sie weitere Termine. 
 Ganz ohne Anreiz bleibt 
diese Bitte glücklicherweise nicht. 
Denn seit diesem Jahr ist die Ho-
norierung der TSS-Fälle noch ein-
mal angehoben worden: Für jeden 
TSS-Fall gibt es einen Zuschlag auf 
die Versicherten-/Grundpauschale 
von 40 bis 200 Prozent – je nach 
Dringlichkeit. Schon länger gilt, 
dass alle TSS-Fälle extrabudge-
tär vergütet werden. Ganz neu gel-
ten diese abgestaff elten Zuschläge 
auch für die vom Facharzt durch-
geführten Termine, die durch einen 

Hausarztvermittlungsfall zustande 
kommen. Die hausärztliche Pra-
xis kann für die Vermittlung an die 
fachärztliche Praxis eine Pauschale 
von 15,05 Euro abrechnen.

Neue Software 

Darüber hinaus lässt sich die Ter-
minmeldung relativ einfach über 
die Software „116117 Terminser-
vice“ erledigen; die den alten „eTer-
minservice“ abgelöst hat. Nach wie 
vor ist die Anwendung über das 
Mitgliederportal erreichbar. In der 
Software lassen sich verschiede-
ne Terminprofi le anlegen, Termine 
und ganze Terminserien einstellen. 
Ein schneller Überblick über die 
eingestellten und gebuchten Ter-
mine erleichtert den Abgleich mit 
dem Praxis-PVS. Außerdem sind 
alle notwendigen Angaben zu den 
Patient*innen, die die Termine ge-
bucht haben, direkt hinterlegt. Um-
fangreiches Informationsmateri-
al und Tutorials erleichtern den 
Umgang mit der neuen Terminbu-
chungssoftware. Individuelle Ein-
stellungen, wie die Anpassung des 

„minimalen Buchungsabstands“ – 
die Zeitspanne, ab der der Termin 
bei Nichtbuchung wieder für die 
Praxis frei wird – können jederzeit 
geändert werden.
Ganz neu im „116117 Terminser-
vice“ ist das Online-HAFA-Tool, 
das den hausärztlichen Praxen die 
Terminbuchung für einen ihrer Pa-
tienten in einer fachärztlichen oder 
psychotherapeutischen Praxis ih-
rer Wahl ermöglicht. Damit können 
hausärztliche Praxen selbst online 
einen Termin für ihre Patient*innen 
in der Facharztpraxis ihrer Wahl bu-
chen und so einen Hausarztvermitt-
lungsfall einfach und unbürokra-
tisch auslösen. sm

 Ausführliche Informationen: 
www.kvbawue.de/terminservice-
stelle

Neue Software für den 
Terminservice

Terminservicestelle bittet um Terminmeldungen
Das kann der Bereitschaftsdienst 
unter der 116117 sein, eine Arztpra-
xis oder im Notfall die 112 oder eine 
Notaufnahme. Sollte eine lebensbe-
drohliche Situation festgestellt wer-
den, wird die Befragung sofort ab-
gebrochen und der Nutzer aufgefor-
dert, umgehend die Notfallnummer 
112 zu wählen. Sollte sofort eine Be-
handlung notwendig sein, erhalten 
die Anwender eine PIN, mit der sie 
eine telefonische Beratung über die 
116117 einholen können. Das Pati-
enten-Navi ergänzt die telefonische 
Beratung in der Akutfallvermittlung 

der 116117 und soll dazu beitragen, 
die Wartezeiten für Anrufer in den 
hochfrequentierten Zeiten zu mini-
mieren. Darüber hinaus ist das Navi 
ein Beitrag, um den ungesteuerten 
Andrang auf Notaufnahmen zu re-
duzieren und die Betroff enen zur 
richtigen Zeit an die richtige Stelle 
zu „navigieren“ ef

Das Patienten-Navi online fragt Hilfesuchende nach ihren Symptomen und fi ndet die passende Anlaufstelle für eine Behandlung. 
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eLearning-Kurse
Weitere Angebote unter: www.online-kurse.mak-bw.de

Kursname Zielgruppe Weitere Informationen

Grundlagen der Hygiene in der 
Arztpraxis

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die in einer Praxis tätig sind 
und Kenntnisse auf dem Gebiet der Hygiene erwerben, auffrischen 
oder festigen wollen.

Kurs-Nr.: eL 01/23
Gebühr: 59,-
Dauer: 45 min., vertont, FB-Punkte: 2

(K)eine Kunst: 
Kommunikation im Praxisalltag 

Praxismitarbeitende, die ihr Grundverständnis von Kommunikation 
auffrischen oder erweitern wollen. Gerne auch für Ärzte, Psycho-
therapeuten oder Auszubildende.

Kurs-Nr.: eL 02/23
Gebühr: 39,-
Dauer: 30 min., unvertont,FB-Punkte: 0

Sicher ist sicher: Datenschutz im 
Praxisalltag leben und managen

Ärzt*innen, Psychotherapeut*innen, Praxismitarbeitende und 
Auszubildende, die Kenntnisse zum Datenschutz erlangen, erweitern 
oder vertiefen wollen.

Kurs-Nr.: eL 03/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min., vertont, FB-Punkte: 4

Hieb- und stichfest: Verordnung 
von Schutzimpfungen

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die aktuell oder künftig Imp-
fungen durchführen und Kenntnisse über deren Hintergründe und 
Verordnung erwerben, auffrischen oder festigen wollen.

Kurs-Nr.: eL 04/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 100 min.,vertont, FB-Punkte: 4

Jetzt zählt's: Hausärztliche Grund-
lagen des EBM

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende in Hausarztpraxen, die Leis-
tungen nach dem EBM abrechnen und diesbezügliche Kenntnisse 
erwerben, erweitern oder auffrischen wollen.

Kurs-Nr.: eL 05/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 110 min., vertont, FB-Punkte: 4

Wirkstoff Wissen: Verordnung von 
Sprechstundenbedarf

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die Kenntnisse zur Verordnung 
von Sprechstundenbedarf erwerben, erweitern oder auffrischen 
wollen.

Kurs-Nr.: eL 07/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min., vertont, FB-Punkte: 4

Mittel und Wege: 
Verordnung von Heilmittel

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die Kenntnisse zur Verordnung 
von Heilmitteln erwerben, erweitern oder auffrischen wollen.

Kurs-Nr.: eL 08/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min., vertont, FB-Punkte: 4
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Seminare der Management Akademie der KVBW (MAK)
Live-Online-/Präsenz-Seminare 
Weitere Angebote unter: www.mak-bw.de

MAK-Seminar Zielgruppe Datum Uhrzeit Ort
Gebühr  
in Euro

FB-
Punkte

Seminar-
Nr.

ABRECHNUNG / VERORDNUNG

GOÄ für Einsteiger Ärzt*innen, 
Praxismitarbeitende 

13. September 2023 15.00 bis 19.00 Uhr BD Freiburg 98,- 5 F 33

EBM-Workshop für Facharzt-
praxen

Ärzt*innen, Praxismitarbei-
tende aus HNO-Praxen

20. September 2023 15.00 bis 18.30 Uhr Live-Online 98,- 5 oL 26F

BETRIEBSWIRTSCHAFT / ZULASSUNG

MVZ in Theorie und Praxis Ärzt*innen, 
Psychotherapeut*innen

13. September 2023 15.00 bis 18.00 Uhr Live-Online 69,- 4 oL 65R

Digitalisierung und Telematik Ärzt*innen, 
Psychotherapeut*innen, 
Praxismitarbeitende

27. September 2023 15.00 bis 18.00 Uhr Live-Online kostenlos: 
Anmeldung 
erforderlich

4 oL 70S

QUALITÄTSMANAGEMENT

QM für Fortgeschrittene – so 
bleiben Sie auf Erfolgskurs

Ärzt*innen, 
Praxismitarbeitende

04. Juli 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Reutlingen 159,- 11 R 150

QUALITÄTSSICHERUNG UND -FÖRDERUNG

Behandlungs- und Schulungs-
programm für Typ-2-Diabeti-
ker, die nicht Insulin spritzen 
(ZI)

Ärzt*innen, 
Praxismitarbeitende

15. Juli 2023
(Ärzt*innen und 
Praxismitarbeitende) 
+ 18. Juli 2023 
(Praxismitarbeitende)

jeweils 
9.00 bis 17.00 Uhr

Tag 1: 
Live-Online
Tag 2: 
BD Freiburg

159,- 9 F 201

Hautkrebs-Screening – 
Fortbildung für Hausärzte

Ärzt*innen aus 
Hausarztpraxen

22. Juli 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Reutlingen 199,- 8 R 168

Aufbereitung von Medizin-
produkten – Refresherkurs

Ärzt*innen, Praxismitar-
beitende aus Augenarzt-
praxen

30. September 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Stuttgart 159,- 11 S 191

Moderatorentraining für 
Qualitätszirkel

Ärzt*innen, Psycho-
therapeut*innen, die 
einen Qualitätszirkel leiten

30. September 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Freiburg 98,- 11 F 162

Für Fragen steht das Team der 
MAK unter 

 0711 7875-3535 
zur Verfügung. 

Sichern Sie sich jetzt Ihren Se-
minarplatz. Nutzen Sie den Weg 
der Onlineanmeldung unter: 
www.mak-bw.de

Auf unserer Website finden Sie 
weitere aktuelle Informationen 
zu unseren Seminarangeboten.

www.mak-bw.de
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Probleme mit Alkohol, Cannabis 
oder Glücksspiel sind für Betroff e-
ne und deren Umfeld immer noch 
schwer einzugestehen. Mit der digi-
talen Plattform „DigiSucht“ können 
sie in Baden-Württemberg entspre-
chende Hilfsangebote und Unter-
stützung fi nden und digital Kontakt 
zu entsprechenden Beratungsstel-
len aufnehmen. Auf Wunsch kann 
in einem weiteren Schritt auch die 
Beratung komplett digital durchge-
führt werden oder bei Bedarf per-
sönlich vor Ort stattfi nden. .Die Be-
ratung ist kostenfrei und wird von 
professionellen Suchtberater*innen 
durchgeführt. Der Ratsuchende 
bleibt dabei anonym, muss sich je-
doch zunächst auf der Plattform re-
gistrieren. Das Beratungsangebot ist 
mit allen Endgeräten (Smartphone, 

Folgen Sie uns auf Social Media 

Hilfe bei Suchtproblemen
Betroffene und Angehörige können 

online Hilfe finden 

Bundesverdienstkreuz für Dr. Georg Mehrle

https://instagram.com/docdirekt

https://www.facebook.com/docdirekt.
kvbw

https://www.instagram.com/orthokids.kvbw

https://www.facebook.com/docdirekt.kvbw https://www.linkedin.com/company/kassenärzt-
liche-vereinigung-baden-württembergkvbw

https://www.linkedin.com/in/dr-karsten-braun

Teufelskreis Spielsucht

Tablet, Laptop) direkt über das In-
ternet nutzbar, es braucht keine App 
und keine extra Software. Mit der 
DigiSucht-Plattform steht erstmals 
eine länder- und trägerübergreifen-
de technische Infrastruktur zur Ver-
fügung.
An der Entwicklung der Plattform 
„DigiSucht“ waren Expert*innen aus 
Suchtberatungsstellen, Landesstel-
len sowie der Deutschen Hauptstelle 
für Suchtfragen (DHS) beteiligt. Die 
Landesstelle für Suchtfragen koor-
diniert für Baden-Württemberg das 
Vorhaben und wird für die Schulung 
der Fachkräfte sorgen. Das Land 
Baden-Württemberg fördert die Ko-
ordinierungsstelle mit 220 000 Euro.

 Weitere Informationen
https://www.suchtberatung.digital/

Der Augenarzt und Stadtrat hat die 
Auszeichnung für sein Engagement 
in der Kommunalpolitik im sozialen 
und kirchlichen Bereich der Stadt 
Bietigheim-Bissingen wie auch im 
Berufsverband der Augenärzte be-
kommen, dessen Pressesprecher der 
84-Jährige Mehrle 13 Jahre lang war. 
Von 1999 bis 2022 war er Mitglied 
des Bietigheim-Bissinger Stadtrats 
(FDP). Zehn Jahre lang, von 2009 
bis 2019, war er Fraktionsvorsitzen-
der der Liberalen und wirkte in zahl-
reichen Ausschüssen mit, wie etwa 
dem Finanzausschuss- und dem 
Musikschulbeirat. Auch im Arbeits-
kreis Städtepartnerschaften, in der 

Arbeitsgruppe Dritte Welt und in di-
versen Projektgruppen für das wirt-
schaftliche, kulturelle und soziale 
Gefüge der Stadt engagierte er sich. 
Das Bundesverdienstkreuz wurde 
im Februar von Oberbürgermeister 
Jürgen Kessing im Auftrag des Bun-
despräsidenten Walter Steinmeier 
verliehen. Bei der Preisverleihung 
wurde hervorgehoben, dass Mehrle 
an vielen kommunalpolitischen Ent-
scheidungen mitgewirkt habe und 
auch bereit gewesen sei, unpopuläre 
Entscheidungen zu treff en. Mehrle 
ließ keinen Zweifel daran, dass ihn 
seine Tätigkeit als niedergelassener 
Arzt für seine Ehrenämter 

Das Vorsorgeprojekt OrthoKids 
der Kassenärztlichen Vereinigung 
Baden-Württemberg (KVBW), 
bietet ab sofort eine überregio-
nale Sprechstunde am Klinikum 
Stuttgart an. Es ist ein zusätzli-
ches Angebot zu den Sprech-
stunden der rund 300 nieder-
gelassenen Orthopädinnen und 
Orthopäden, die beim Projekt 
mitmachen. 

„Die Sprechstunde bei unserem 
OrthoKids-Kooperationspart-
ner ist ein weiterer Baustein, um 
möglichst viele Kinder und Ju-
gendliche für diesen Check-up 
zu gewinnen“, so der KVBW-
Vorstandsvorsitzender Dr. Kars-
ten Braun. Die Sprechstunde 

wird im Medizinischen Versor-
gungszentrum Orthopaedikos 
Bad Cannstatt zu den normalen 
Sprechstundenzeiten angeboten. 
Der leitende Orthopäde ist Dr. 
Michael Boutsakis. Ziel ist, bis 
zum Jahresende rund 20.000 Kin-
der und Jugendliche zu untersu-
chen. Bisher ist die Zahl der un-
tersuchten Kinder zu gering. 

 Weitere Informationen zum 
Projekt: www.ortho-kids.de
  

OrthoKids
Überregionale Sprechstunde im Klinikum Stuttgart

UNSER 
UNTERNEHMENSKANAL

VORSTAND
DR. KARSTEN BRAUN

prädestinierte. Sie habe ihn bekannt 
gemacht, ihn aber auch für die Sor-
gen seiner Mitbürger sensibilisiert. 
Der jahrelange Umgang mit der 
Presse habe ihn gelehrt, seinen Be-
ruf mit anderen Augen zu sehen. 
Mehrle führte von 1996 bis zum 
Jahr 2005 eine Augenarztpraxis in 
Bietigheim. Er ist verheiratet, hat 
drei Kinder und freut sich im Ruhe-
stand über seine vier Enkelkinder.
Auch die KVBW gratuliert Dr. 
Mehrle sehr herzlich für die Aus-
zeichnung. Der Vorsitzende des Au-
genärzteverbandes Dr. Rolf Stiasny 
würdigte den Kollegen bei einer der 
letzten Vertreterversammlungen.

Protestaktion in Stuttgart
Am Mittwoch, den 21. Juni 2023, 
laden verschiedene Verbände, da-
runter Medi und der Hausärztever-
band Baden-Württemberg, zu ei-
ner großen Protestaktion um 13.00 
Uhr auf dem Stuttgarter Schloss-
platz ein. 

Der Protest richtet sich gegen die 
aktuelle Gesundheitspolitik und 
die politischen Fehlentscheidungen, 
unter anderem die. Abschaff ung der 
Neupatientenregelung. Eine vier-
stellige Zahl von Kolleginnen und 

Kollegen und deren Praxisteams 
sollen sich bereits angemeldet ha-
ben. Auch Patientinnen und Patien-
ten sind aufgefordert zu kommen. 
Die KVBW geht von einer regen 
Teilnahme aus. Falls Sie teilneh-
men wollen,  sorgen Sie bitte für 
eine kollegiale Vertretung!.  Es gibt 
außerhalb der regulären Bereit-
schaftsdienstzeiten keinen organi-
sierten Bereitschaftsdienst. 
Wie viel Frust und Unmut sich in 
allen Sparten des Gesundheitswe-
sens aufgebaut hat und wie dadurch 

bereits mittelfristig die Patienten-
versorgung im Land gefährdet ist, 
zeigt sich auch in der Petition „Ret-
tet die ambulante medizinische Ver-
sorgung“ baden-württembergischer 
Kolleg*innen. 

 Zur Petition:
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Halbzeit
der KVBW-Vorstände

Nach zwei Jahren im Amt ziehen  
Dr. Karsten Braun und Dr. Doris 
Reinhardt eine Zwischenbilanz. Im 
Gespräch mit Pressesprecher Kai 
Sonntag blicken die beiden zurück 
auf zentrale Meilensteine der ver-
gangenen zwei Jahre, auf schwie-
rige Entscheidungen und Erfolge. 
Und sie verraten den KVBW-Mit-
gliedern, welche Themen sie in der 
zweiten Halbzeit ihrer Amtszeit an-
packen wollen.

Mehr auf Seite 3

eHealth Forum ...
... am 9. Mai 2026

Die Digitalisierung verändert das 
Gesundheitswesen grundlegend. 
Beim eHealth Forum Freiburg er-
halten Sie fundierte Einblicke in ak-
tuelle Entwicklungen – von der Di-
gitalstrategie des BMG über digtale 
Identitäten bis hin zur KI-Regulie-
rung und IT-Sicherheit. Es erwartet 
Sie ein spannendes Programm mit 
aktuellen Fachbeiträgen und inter-
aktiven Diskussionsformaten. Am 
besten gleich anmelden!

Mehr auf Seite 6

KVBW befürwortet höhere Steuern für Zucker, Tabak und Alkohol

Passgenaue 
Lösungen

Probleme lösen sich nicht durch Ab-
warten – sie verschärfen sich. Des-
halb ist es unser Anspruch, Ent-
wicklungen frühzeitig zu erkennen, 
faktenbasiert zu bewerten und kon-
sequent zu handeln. Entscheidungen 
treffen wir auf Grundlage belastba-
rer Daten.
Die ÄBD-Reform ist ein Beispiel da-
für. Sie war anspruchsvoll und nicht 
frei von Kritik, aber sie war notwen-
dig. Ein „Weiter so“ hätte die Regel-
versorgung weiter geschwächt. Wir 
haben Strukturen geschaffen, die 
zukunftsfähig sind, immer mit dem 
Ziel, Versorgungssicherheit der Pati-
enten und Zumutbarkeit für die Nie-
dergelassenen in Einklang zu brin-
gen. 
Das Konzept ist aufgegangen: Un-
ser Monitoring nach den Schließun-
gen zeigt, dass weder Notaufnah-
men noch Rettungsdienste stärker 
belastet wurden. Auch Patientenbe-
schwerden und die vielfach prognos-
tizierten Engpässe sind ausgeblieben. 
Mit docdirekt haben wir ergänzend 
ein digitales Versorgungsangebot 
an den Start gebracht. Über 10.000 
Patientinnen und Patienten konnten 
bislang über die Plattform telemedi-
zinisch beraten werden. Gerade in 
der besonders belasteten Zeit rund 
um Weihnachten und Neujahr hat 
sich docdirekt bewährt. Die struktu-
rierte medizinische Ersteinschätzung 
steuert Patienten in die richtige Ver-
sorgungsebene – Telemedizin, wo es 
sinnvoll ist, persönlich, wo es not-
wendig ist. 
Mein Dank gilt allen Kolleginnen 
und Kollegen, die über die Feier-
tage zusätzliche „Powerschichten“ 
und Dienste übernommen haben. 
Dieses Engagement hat maßgeblich 
zur Stabilisierung der Versorgung 
beigetragen.
Passgenaue Lösungen entstehen 
nicht zufällig. Sie sind das Ergeb-
nis sorgfältiger Analysen, enger Ab-
stimmung mit allen Beteiligten und 
klarer Verantwortlichkeiten. Diesen 
Weg werden wir weitergehen.

Einsparvorschläge zur GKV 
Gesundheitsministerin Nina War-
ken hat eine Expertenkommissi-
on einberufen, die Vorschläge zur 
künftigen Finanzierung des Ge-
sundheitswesens erarbeiten soll.  

Die Kommission hat ihre Arbeit 
aufgenommen und soll bis Ende 
März dieses Jahres ihre Vorschläge 
vorlegen. Noch ist also nicht klar, in 
welche Richtung die Maßnahmen 
gehen. Das hindert aber die unter-
schiedlichen Beteiligten nicht dar-
an, ihre eigenen Vorstellungen zu 
formulieren.
Ein Großteil der Vorschläge zielt 
darauf ab, die GKV-Einnahmen 
zu erhöhen. Das trifft beispiels-
weise auf die Forderung zu, dass 
versicherungsfremde Leistungen 

künftig vom Staat und nicht von 
den Beitragszahlern der Kranken-
kassen übernommen werden sollen. 
Als versicherungsfremd gelten Leis-
tungen, die aus GKV-Beiträgen fi-
nanziert werden, aber gesamtge-
sellschaftlichen Zwecken dienen 
und nicht direkt der Versorgung 
der Versicherten. Dazu zählen bei-
spielsweise die beitragsfreie Mit-
versicherung von Kindern und nicht 
erwerbstätigen Ehepartnern, die in-
direkte Finanzierung von Kranken-
hausinvestitionen sowie die vom 
Bund getragenen, aber bislang nicht 
kostendeckenden Beiträge für Be-
ziehende von Grundsicherung. Hier 
geht es laut IGES-Institut um einen 
Betrag von 58 Milliarden Euro pro 
Jahr, also eine beträchtliche Summe 

in der Größenordnung der gesam-
ten Kosten für die ambulante Ver-
sorgung. 

Eigenbeteiligungen

Ebenso zur Erhöhung der Einnah-
men würde die Einführung einer 
Eigenbeteiligung der Patienten 
führen. Die Vorschläge sind hier 
sehr unterschiedlich. Angefangen 
bei einer grundsätzlichen Gebühr 
bei jedem Arztbesuch über eine 
Eigenbeteiligung, wenn die Pati-
enten sich nicht an einen vorge-
schriebenen Weg halten, etwa ohne 
Überweisung des Hausarztes den 
Facharzt aufsuchen, bis hin zu ei-
ner Gebühr bei Inanspruchnahme 
des Bereitschaftsdienstes oder der 

Krankenhausnotaufnahme ohne 
vorherigen Kontakt zur 116117. An-
gedacht sind auch unterschiedliche 
Krankenkassentarife. Der Effekt ist 
schwer zu berechnen, da niemand 
weiß, wie sich die Zahl der Besu-
che entwickeln wird. Bei der Ein-
führung der Praxisgebühr im Jahr 
2012 sind die Facharztbesuche da-
nach nicht gesunken. Eher einfach 
strukturiert ist die Forderung, die 
Beitragsbemessungsgrenze zu er-
höhen oder ganz abzuschaffen. Für 
einen Teil der Versicherten hätte das 
deutlich höhere Beiträge zur Folge. 
Das Gleiche gilt für die Überle-
gung, die Familienversicherung ab-
zuschaffen, wie das in der privaten 
Krankenversicherung der Fall ist. 
 Fortsetzung auf Seite 2

KOMMENTAR
VON DR. REINHARDT

Beratungstermine
 online buchen 

Seit Januar können Sie Termine 
beim Verordnungsmanagement, 
der Niederlassungs- und Koope-
rationsberatung, der Beratung zu 
Prüfverfahren sowie bei der IT-
Praxisberatung auch online verein-
baren. Direkt auf der Startseite von  
kvbawue.de den Button „Bera-
tung buchen“ ansteuern und schon 
können Sie Termine für eine Bera-
tung frei wählen und direkt buchen. 
Nutzen Sie den neuen Service der 
KVBW. Mehr auf Seite 9Ka
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KVBW - WELT

Am 18. Juli 2026 öffnet unsere Be-
zirksdirektion Freiburg ihre Türen 
für niedergelassene Ärztinnen und 
Ärzte, Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten sowie ihre Pra-
xisteams. Die Bezirksbeiräte ge-
stalten ein spannendes Programm 
rund um aktuelle Themen – pra-

xisnah, kollegial und mit Raum für 
Austausch. Bitte merken Sie sich 
den Termin bereits heute schon 
vor. Detaillierte Informationen zum 
Programm folgen in der nächsten 
ergo-Ausgabe. Wir freuen uns auf 
Ihre Teilnahme und den persönli-
chen Austausch. mt

Bitte vormerken
Servicetag der BD Freiburg am 18. Juli 2026  

Damit wir Sie zuverlässig er-
reichen und optimal unter-
stützen können, sind aktuel-
le Stammdaten unerlässlich. 
Genau hier setzt die neue 
Funktion im Mitgliederpor-
tal der KVBW an: Sie bietet 
Ihnen die Möglichkeit, Ihre 
persönlichen Daten einfach, 
sicher und jederzeit selbst 
einzusehen und zu pflegen – 
ohne Papier, ohne Umwege.
Viele Services im Mitglie-
derportal sind noch wenig 
bekannt, dabei erleichtern 
sie den Alltag spürbar. So 
greifen Anträge direkt auf 
bereits hinterlegte Angaben 
zurück, wodurch Sie sich 
Zeit bei der Antragstellung 
sparen. Gleichzeitig stellen 
aktuelle Kontaktdaten sicher, 

dass wichtige Informationen auch 
wirklich bei Ihnen ankommen – ein 
entscheidender Punkt, etwa mit 
Blick auf die Wahlen 2028.
Die Datenpflege können Sie wie 
folgt vornehmen: Unter dem 
Hauptmenü „Einstellungen“ wählen 
Sie „Meine Daten“ aus. Danach in 
der Übersicht „Persönliche Daten“ 
anklicken und direkt die Wohnad-
resse und Ihre Kontaktdaten einge-
ben oder Änderungen vornehmen. 
Zum Abschluss bitte „speichern“ 
nicht vergessen. 

 Hier geht`s zum 
Mitgliederportal: 
https://dienste.
portal.kvbawue.de/
bw-mp-profile

Aktualisieren Sie Ihre 
persönlichen Daten ganz 

einfach online 

Termine für eine Beratung ganz be-
quem über die KV-Website buchen: 
Seit Januar ist das möglich und der 
neue Service wird rege genutzt. Be-
sonders nachgefragt sind Termine 
bei der Niederlassungs- und Koope-
rationsberatung, auf die etwa 75 Pro-
zent aller Online-Terminbuchungen 
entfielen. Der neue Service wurde 
sofort gut angenommen und im Fe-
bruar verdoppelten sich die Buchun-
gen bereits. Das zeigt: Der Service 
wird sehr gut angenommen und die 
Mitglieder schätzen die Möglichkeit, 
unabhängig von einer telefonischen 
Erreichbarkeit Beratungstermine 
ausmachen zu können.  
Bisher sind neben der Niederlas-
sungs- und Kooperationsberatung  
das Verordnungsmanagement sowie 
das Team IT in der Praxis die ers-
ten Einheiten, die das neue Tool ein-
setzen.

Planungssicherheit für alle  

Das Online-Terminvergabetool ist 
ein weiterer Baustein in der Digi-
talisierungsstrategie der KVBW. Es 
verschafft Planungssicherheit in der 
Verwaltung und sorgt für eine effi-
ziente Organisation der Beratungen. 
Mitglieder wie auch Mitarbeitende 
profitieren gleichermaßen von dem 
neuen Angebot. Praktisch: Auch 
Praxismitarbeitende, Rechtskanzlei-
en, die Praxen vertreten, oder Ärz-
tinnen und Ärzte, die sich niederlas-
sen wollen, können darüber prob-
lemlos einen Termin erhalten.

Weiterer Ausbau geplant

Die Online-Terminbuchung wird 
weiter ausgebaut. Nach und nach 
sollen auch die Abrechnung, die 
BWL-Beratung, das Arztregister 

und gegebenenfalls auch das Team 
Hygiene und Medizinprodukte die-
sen Service anbieten können. 

So funktioniert es 

Zur Online-Terminbuchung gelan-
gen Sie direkt über die Hauptnavi-
gationsleiste auf der Startseite der 
Website der KV Baden-Württem-
berg. Dort finden Sie rechts den 
Hinweis „Beratung buchen“, über 
den Sie zur Buchungsseite gelan-
gen. Als Nächstes können Sie wäh-
len, welche Beratungsleistung Sie 
aus den folgenden Themengebie-
ten benötigen: 
• Verordnungsmanagement (Bera-

tung zu Arzneimitteln, Verband-
mitteln, Medizinprodukten, Test-
streifen, Ernährungslösungen, 
Heil- und Hilfsmitteln, Impfun-
gen und Sprechstundenbedarf) 

• Niederlassungs- und Kooperati-
onsberatung (Beratung zu allen 
zulassungsrechtlichen Fragen 
und zur Substitution) 

• Prüfverfahren im Bereich der 
Verordnungsweise (Beratungen 
zu Prüfverfahren allgemein und 
individuell)

• IT in der Praxis (Beratung zu Te-
lematik, PVS-Wechsel, digitale 
Tools und IT-Sicherheit)

Im nächsten Schritt wählen Sie in 
der Kalenderansicht einen frei-
en Termin für Ihr Thema aus. Die 
Länge der Beratungstermine vari-
iert zwischen 15 und 90 Minuten. 
Nach Eingabe Ihrer persönlichen 
Daten und der E-Mail-Adresse er-
halten Sie eine Terminbestätigung. 
Sollten Sie kurzfristig verhindert 
sein, können Sie Ihren Termin auch 
stornieren oder verschieben.  gk

Über die Website gelangt man direkt zur Terminbuchung.

Online-Terminbuchung sehr beliebt
Neuer Service der KVBW wird sehr gut angenommen. Hohe Nachfrage bei Niederlassungsberatung

Mit fachlichem Intro zu aktuel-
len Themen gehen wir mit Ih-
nen gemeinsam in den Dialog. 
Nehmen Sie die Impulse mit, 
die Sie für Ihr Praxismanage-
ment brauchen.
Wir bieten jeden Monat ein 
neues Thema, in das wir mit 
einem zehnminütigen Vortrag 
starten. 
Eingeladen sind Ärztinnen und 
Ärzte, Psychotherapeuten so-
wie Praxismitarbeitende.

 Themen und Termine:

www.kvbawue.de/ueber-uns/
kontakt/unsere-termine

Praxis
DIALOG

Neues Angebot 
zum Austausch
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Zusätzliche Steuern

Auch zusätzliche Steuern sind in die 
Diskussion eingebracht worden. Ge-
dacht wurde hier von verschiedener 
Seite beispielsweise an eine Zucker-
steuer. Ebenfalls sind Erhöhungen 
der Alkohol- oder Tabaksteuer gefor-
dert worden. Eine neue Steuer oder 
eine Erhöhung der Alkohol- oder Ta-
baksteuer würde aber nicht die Ein-
nahmen der Krankenkassen erhöhen, 
da die Steuern in die öffentlichen 
Haushalte gehen. Dadurch könnte 
nur ein höherer Steuerzuschuss für 
die Krankenkassen oder möglicher-
weise der Ausgleich für die Über-
nahme der versicherungsfremden 
Leistungen finanziert werden. 

Tabu: Leistungskürzungen

Wenige Vorschläge beziehen sich 
bisher auf Leistungskürzungen 
Kaum jemand wagt es, eine solche 
Diskussion öffentlich zu führen. Von 
den einzelnen politischen Beteilig-
ten in Berlin sind Leistungskürzun-
gen bereits ausgeschlossen worden. 
Es zeigt sich, dass es kaum möglich 
ist, eine einmal eingeführte Leis-
tung wieder zu streichen. Kürzlich 
hatte sich der Wirtschaftsrat aus 
der Deckung gewagt und gefor-
dert, die zahnärztlichen Leistungen 
aus dem GKV-Katalog zu streichen. 
Der öffentliche Aufschrei war ge-
waltig. Dem Wirtschaftsrat wurde 
Neo-Liberalismus vorgeworfen, er 
wurde als Lobby-Organisation be-
schimpft und reflexartig haben alle 
ihre Solidarität mit den Patienten 
erklärt. Ganz gleich, wie man den 
Vorschlag einordnet, die Reaktion 
macht deutlich, dass eine an Kos-
ten und Nutzen orientierte Diskus-
sion über den Leistungsumfang der 
GKV aktuell nicht möglich ist. Die 
wäre aber dringend erforderlich. 
Denn es gibt auch Überlegungen, 
den Leistungskatalog auszuweiten. 
Hoffentlich machen sich dann alle 
klar: Einmal da, geht nie mehr weg.                   
 ks

Die FALK-
KVen, zu denen 
auch die KVBW 
zählt, haben die Spar-
pläne des GKV-Spitzenverban-
des aufs Schärfste kritisiert und ein 
eigenes Maßnahmenpaket für Ein-
sparungen vorgelegt. 
Im Sparpaket des GKV-Spitzenver-
bandes wurden mehr als 50 Maß-
nahmen definiert, mit denen sich 
jährlich rund 50 Milliarden Euro 
in der GKV einsparen lassen sol-
len. Die FALK-KVen betonen da-
gegen, dass der ambulante Bereich 
bereits jetzt erheblich zur Entlastung 
der GKV-Finanzen beitrage – nicht 
nur durch moderate Orientierungs-
wertsteigerungen, sondern auch da-
durch, dass jährlich Leistungen im 
Wert von rund 2,7 Milliarden Euro 
zwar erbracht, aufgrund der Budge-
tierung jedoch nicht vergütet werden. 
Trotzdem mache der GKV-Spitzen-
verband mit seinen Sparvorschlägen 
auch nicht vor den Vertragsärzten 
und -psychotherapeuten halt. Dabei 
fehle vor allem der kritische Blick 
auf die eigenen Strukturen. 

Einsparungen sollten ambulanten 
Bereich stärken

Der Vorstandschef der KVBW,  
Dr. Karsten Braun, konkretisiert die 
Kritik: „Es ist schon eine schwache 
Leistung, dass die Kassen kein Ein-
sparpotenzial bei sich selbst sehen.“ 
Braun bedauert, dass die Kranken-
kassen nicht analysiert haben, wo 
denn die Hauptlast der Versorgung 
liegt, und diesen Bereich dann auch 
stärken. Denn in den Praxen der nie-
dergelassenen Ärztinnen und Ärz-
te, Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten werden weit über 
90 Prozent der medizinischen Be-
handlungen vorgenommen – effizi-
ent, sparsam und mit hoher Qualität. 
Einsparungen im Gesundheitswesen 

müssten daher die 
ambulante Versor-

gung stärken. Braun är-
gert besonders das „Herum-

nörgeln an der Entbudgetierung der 
Haus- und Kinderärzte“. Man müs-
se den Patienten erklären, warum auf 
der einen Seite dringend Facharztter-
mine benötigt würden, auf der ande-
ren Seite dann aber budgetiert wer-
de. Wenn der Behandlungsbedarf 
groß ist und die Finanzmittel klein, 
bedeute das, dass nicht alle Behand-
lungen und alle Termine stattfinden 
könnten und dies offenbar kassen-
seitig so erwünscht sei. Diese Tat-
sache müssten die Krankenkassen 
ihren Versicherten gegenüber ehr-
lich klarstellen. „Es kann nicht sein, 
dass die Diskussion mit den Patien-
ten am Tresen der Arztpraxen statt-
findet und die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in den Praxen das ausba-
den müssen.“
Dr. Doris Reinhardt, die stellver-
tretende Vorstandsvorsitzende der 
KVBW, stellte klar, dass die nieder-
gelassenen Ärztinnen und Ärzte ih-
ren Beitrag zur Stabilisierung der Fi-
nanzen der GKV schon heute leisten. 

„Wir haben in diesem Jahr einen sehr 
moderaten Honorarabschluss ver-
einbart. Den Beteiligten an der am-
bulanten Versorgung kann niemand 
fehlende Solidarität und mangelndes 
Verantwortungsbewusstsein vorwer-
fen.“ 
Zu den benötigten Facharztterminen 
sagte sie, dass durch die Förderung 
von Erst-, Hausarztvermittlungs- 
und Akutterminen die bedarfsnot-
wendigen Behandlungstermine für 
die Patienten in den Praxen stabi-
lisiert worden seien. Gelöst sei das 
Problem aber keinesfalls: „Wenn 
uns auch im fachärztlichen Bereich 
die Versorgung schrittweise weg-
bricht, dann fehlen einfach Termi-
ne. Das ändert aber nichts daran, 
dass die Förderung dieser Termine 

unbedingt beibehalten werden muss.“ 
Das Fazit der FALK-KVen zu den 
GKV-Sparplänen: „Die ambulan-
te Zitrone ist ausgepresst. Jetzt er-
neut einen Kahlschlag zu fordern, 
wird spürbare Konsequenzen für 

die ambulante Patientenversorgung 
haben.“ Das FALK-Papier „GKV-
Sparpläne gefährden ambulante Ver-
sorgung – wo sparen wirklich not-
wendig wäre!“ ist einsehbar unter:
www.kvbawue.de/pdf5277          ks

Forderungen der FALK-KVen (Auszug)
Krankenkassen
• Reform der Kassenlandschaft mit Senkung der Verwaltungskosten 

und Fusionen

Krankenhäuser
• Reduzierung der Betten
• Ersteinschätzungsverfahren zur Patientensteuerung im INZ
• Einführung von Mindestmengen an DRGs

Apotheken 
• Verpflichtung zu 24/7-Bereitschaftsdienst mit Fahrdienst pro Mittelbe-

reich (50.000 Einwohner), um doppelte Hausbesuche, Rettungsdienst-
fahrten und die Verschlechterung von Krankheitsfällen zu verhindern 

• Abschlag von zehn Prozent auf Fixkostenzuschlag bei Nichterfüllung 

Pharmazeutische Dienstleistungen 
• Abschaffung oder Vergütung analog EBM mit Budgetierung und Wirt-

schaftlichkeitsprüfung 
• Dokumentationspflicht in separatem ePA-Bereich 

Ambulanter Bereich 
• Entbudgetierung und Aufhebung von Fallzahlbegrenzungen 
• Angleichung der Steigerungen des ambulanten Orientierungswertes an 

die Steigerung des Orientierungswertes der Krankenhäuser
• Entlastung durch Entbürokratisierung 
• Abschaffung von Regressbedrohungen und Einführung von Bagatell-

grenzen
• Funktionstüchtige Digitalisierung 
• Vereinfachung des Zulassungswesens 
• Nachwuchssicherung durch Bereitstellung von Mitteln zur Weiter-

bildung des ärztlichen und psychotherapeutischen Nachwuchses im 
ambulanten Bereich 

„Die Zitrone ist ausgepresst“
Freie Allianz der Länder-KVen (FALK) wehren sich gegen Sparpläne für die ambulante Versorgung

Was sind die FALK-KVen?

Die FALK-KVen sind die „Freie Al-
lianz der Länder-KVen“, ein freiwil-
liger Zusammenschluss von derzeit 
acht Kassenärztlichen Vereinigun-
gen: 
Baden-Württemberg, Bayern, Hes-
sen, Mecklenburg-Vorpommern, 
Saarland, Rheinland-Pfalz, Nord-
rhein und Westfalen-Lippe.

Es handelt sich um eine gesund-
heitspolitische Allianz, die die Inter-
essen der Länder-KVen gegenüber 
Bundespolitik und Selbstverwaltung 
bündelt und stärker sichtbar macht.
Diese KVen vertreten zusammen 
rund 111.000 Niedergelassene 
– also fast zwei Drittel aller Ver-
tragsärztinnen, Vertragsärzte, Psy-
chotherapeutinnen und Psychothe-
rapeuten in Deutschland.

Kurz vor den Landtagswahlen in 
Baden-Württemberg hat die CDU 
ihren Bundesparteitag in Stuttgart 
abgehalten. Die KBV war mit ei-
nem Stand vertreten und hat die 
KVBW dazu eingeladen, präsent 
zu sein. 

Sichtbarkeit spielt in der politi-
schen Kommunikation eine zentra-
le Rolle. Viele Themen in der Ge-
sundheitspolitik sind äußerst kom-
plex und eignen sich schnell für 
blanken Aktionismus. Umso wich-
tiger ist das Gespräch.  
Ein Stand auf einem Bundespartei-
tag bietet viele Möglichkeiten, mit 
relevanten Akteuren in den Aus-
tausch zu kommen. Viele Dele-
gierte nutzen die Gelegenheit, sich 
über gesundheitspolitische Themen 
zu informieren. Zwei intensiv dis-
kutierte Anträge befassten sich mit 
der Einführung einer Zuckersteuer 
sowie der telefonischen Arbeitsun-
fähigkeitsbescheinigung (AU). Die 

Delegierten lehnten die Zuckersteu-
er ab und sprachen sich dafür aus, 
die telefonische AU abzuschaffen.

Viele Gesetze vor Umsetzung

Viele Gesetze stehen im Bund in 
diesem Jahr an. Vor allem soll es 
eine Reform des Notfalldienstes 
geben, ebenso sollen die ersten 

Schritte hin zu einem Primärver-
sorgungssystem gegangen werden. 
Diese Vorhaben haben erhebliche 
Auswirkungen auf die ärztliche und 
psychotherapeutische Versorgung 
und bergen entsprechend Konflikt-
potenzial. Viele Akteure im Ge-
sundheitswesen nutzen daher jede 
Gelegenheit, ihre Positionen früh-
zeitig in die politische Diskussion 

einzubringen. Wertvoll sind daher 
die Gespräche, die auf dem Partei-
tag mit Bundesgesundheitsministe-
rin Nina Warken, mit Kanzleramts-
minister Thorsten Frei und zahl-
reichen Gesundheitspolitikern aus 
dem Bund geführt werden konn-
ten. Interessant auch der Austausch 
mit Außenminister Johann Wade-
phul, der über seine Gespräche mit 

ausländischen Regierungen berich-
tete, in denen häufig ebenfalls die 
Gesundheitsversorgung angespro-
chen wird. So hätten viele Länder 
weitaus größere Probleme in der 
Versorgung. 
Wichtig sind auch die Gesprä-
che mit den Landespolitikern, die 
ebenfalls auf einem Bundespar-
teitag anwesend sind. In Baden-
Württemberg wird es nach den 
Landtagswahlen einen Wechsel an 
der Spitze des Sozialministeriums 
geben, da Minister Manne Lucha 
nicht mehr antritt. Zwar sind die 
Regelungen für die Gesundheitspo-
litik zu weiten Teilen Bundesrecht. 
Dennoch haben die Länder erheb-
lichen Einfluss auf die Versorgung. 
Dazu gehören die Krankenhaus-
versorgung, aber auch die Nieder-
lassungsförderungen. Ebenso wer-
den viele Entscheidungen bei der 
künftigen Ausgestaltung des Not-
falldienstes in den Landesgremien 
getroffen.  ks

CDU-Parteitag: für die Anliegen der ambulanten Versorgung präsent

In Stuttgart: Dr. Braun, Dr. Gassen, Ministerin Warken, Dr. Reinhardt (von links)
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Digitale Angriffe auf das Gesundheits-
wesen haben stark zugenommen. 
2024 waren 67 Prozent der Einrich-
tungen von Ransomware betroffen, 
mit durchschnittlichen Schäden von 
2,3 Millionen Euro. Praxen sind be-
sonders interessant für Täter, weil sie 
täglich mit sensiblen Daten arbeiten 
und viele digitale Systeme im Einsatz 
haben. KI-gestützte Methoden – 
etwa fehlerfreie Phishing-Mails oder 
täuschend echte Deepfake-Stimmen 
– erleichtern Cyberkriminellen den 
Zugriff auf Praxissysteme.

MFA haben eine 
Schlüsselrolle

Beim 32. MFA-Tag auf der Medizin-
messe Stuttgart stellte die KVBW das 
Thema IT-Sicherheit bewusst in den 
Vordergrund. Das Beratungsteam der 
KVBW mit Nina Hitzelberger (Quali-
tätsmanagement) und Kamal Sentassi 
(IT) machten deutlich: MFAs bemer-
ken Sicherheitsvorfälle wie verdächti-

ge Mails, ungewöhnliche Anrufe oder 
irritierende Warnmeldungen oft als 
Erste. „IT-Sicherheit ist kein Nice-
to-have, sondern Voraussetzung für 
einen funktionierenden Praxisalltag“, 
so Hitzelberger. Angriffe treffen Pra-
xen nicht nur technisch, sondern mit-
ten im laufenden Betrieb – dort, wo 
Patientenkontakt und digitale Abläufe 
zusammenkommen. 

Reale Vorfälle

Wie ernst die Lage ist, zeigen meh-
rere Fälle aus dem ambulanten Alltag: 
Fremde konnten sich mit abfotogra-
fierten Zugangsdaten in ein Praxis- 
WLAN einwählen, ein angeblicher 
Microsoft-Mitarbeiter erschlich sich 
per Telefon einen Fernzugriff und 
gefälschte Browserwarnmeldungen 
forderten zur Eingabe von Pass-
wörtern auf. In einem weiteren Fall 
legte ein ungesicherter Remote-
Desktop-Zugang den gesamten 
Praxisbetrieb lahm. Selbst ein ver-

lorener, unverschlüsselter USB-Stick 
führte zu einem meldepflichtigen 
Datenschutzvorfall. Alle Ereignisse 
mussten gemäß Artikel 33 DSGVO 
dokumentiert und teilweise den Auf-
sichtsbehörden gemeldet werden.

IT-Sicherheitsrichtlinie gibt 
Orientierung

Damit Praxen solchen Herausforde-
rungen begegnen können, hat die KBV 
die IT-Sicherheitsrichtlinie entwickelt. 
Sie übersetzt die Anforderungen des 
Artikel 32 DSGVO in konkrete und 
praxistaugliche Maßnahmen. Je nach 
Größe der Praxis gelten unterschied-
liche Vorgaben mit bis zu fünfzig 
Basisanforderungen. Die KBV stellt 
außerdem im IT-Sicherheits-Hub 
Musterdokumente bereit, die nur 
noch an die jeweilige Praxis angepasst 
werden müssen. Dazu gehören Vor-
lagen für Passwortrichtlinien, mobile 
Geräte sowie Ein- und Austrittspro-
zesse. Seit dem 1. Oktober 2025 sind 

zudem regelmäßige Schulungen, eine 
verbindliche Spam-Regelung und do-
kumentierte Abläufe beim Personal-
wechsel verpflichtend.

IT-Sicherheit entsteht im 
Team

Wirksame IT-Sicherheit basiert auf 
einem Zusammenspiel aus Tech-
nik und gut organisierten Abläufen. 

Firewalls, Updates, Backups und kla-
re Zugriffsrechte schaffen die tech-
nische Grundlage, doch erst gelebte 
Regeln, dokumentierte Prozesse und 
regelmäßige Schulungen machen den 
Alltag wirklich sicher. MFAs leisten 
dabei einen zentralen Beitrag, indem 
sie aufmerksam handeln, Bildschirme 
sperren, Geräte schützen, starke 
Passwörter nutzen und Verdachts-
momente sofort melden. ah

Der Einsatz von Künstlicher Intel-
ligenz (KI) gewinnt in der ambu-
lanten Versorgung an Bedeutung 

– von Diagnostik über Entschei-
dungsunterstützung bis hin zu or-
ganisatorischen Prozessen. Gleich-
zeitig steigen die rechtlichen Anfor-
derungen. Der folgende Überblick 
zeigt die wichtigsten Pflichten, Ri-
siken und Neuerungen.

Haftung des Arztes bei Fehlern 
der KI

KI-Systeme können Medizinpro-
dukte sein und dürfen laut Medizin-
produkteverordnung nur CE-zertifi-
ziert eingesetzt werden. Ärztinnen 
und Ärzte gelten als Betreiber und 
müssen die Vorgaben der Medizin-
produkte-Betreiberverordnung ein-
halten. Dazu gehört die Meldung 
von Vorkommnissen, Fehlfunktio-
nen oder unzureichenden Herstel-
lerinformationen, die die Patienten-
sicherheit gefährden können.
Ärzte müssen die Funktionswei-
se, Risiken und Grenzen eingesetz-
ter KI-Systeme kennen und sicher-
stellen, dass diese ordnungsgemäß 
funktionieren, gewartet und aktua-
lisiert sind. Entscheidungsvorschlä-
ge – etwa zu Diagnosen oder Thera-
pien – sind stets auf Plausibilität zu 
prüfen. Beim Einsatz sogenannter 
Neuland-Methoden, die noch nicht 
dem medizinischen Standard ent-
sprechen, ist dies bei der Nutzen-
Risiko-Abwägung und bei der Pati-
entenaufklärung zu berücksichtigen.
Haftungsrisiken bestehen vor allem 
bei Verstößen gegen ärztliche Sorg-
faltspflichten, beispielsweise bei der 
Nutzung nicht zertifizierter Systeme, 
Anwendungsfehlern oder fehlender 
Risikoabwägung. 

Was regelt der EU-AI Act?

Mit der im August 2024 in Kraft 
getretenen EU-KI-Verordnung („AI 
Act“) gelten zusätzliche Anforde-
rungen für die Anwendung von KI-
Systemen zu medizinischen Zwe-
cken. KI-basierte medizinische 
Anwendungen, die ein Konformi-
tätsbewertungsverfahren erfordern, 
werden als Hochrisiko-KI-Systeme 
eingestuft. Sind Arztpraxen, an de-
nen Hochrisiko-KI-Systeme einge-
setzt werden, Betreiber gemäß der 
KI-Verordnung, haben sie folgende 
Anforderungen einzuhalten:
• die Sicherstellung des zweckbe-

stimmungsgemäßen Gebrauchs 
der Systeme, auch hinsichtlich 
der menschlichen Aufsicht,

• Informationspflichten bezüglich 
schwerwiegender Vorfälle, 

• die Aufbewahrung automatisch 

erzeugter Protokolle (zum Bei-
spiel Audit-Logs), 

• die Information der Mitarbeiten-
den über den Einsatz der Syste-
me sowie 

• die Einhaltung der Datenschutz-
bestimmungen.

Für Systeme mit geringem Risiko 
(zum Beispiel. Chatbots zur Termin-
verwaltung) gelten vor allem Trans-
parenzpflichten.
Der EU-AI Act legt fest, dass KI-
Anwendungen nicht missbräuchlich 
eingesetzt werden dürfen und dass 
Grundrechte geschützt werden müs-
sen. Gleichzeitig soll Raum für tech-
nologische Innovation bleiben. Die 
Verordnung folgt einem risikoba-
sierten Ansatz: Je höher das Risiko 
einer KI-Anwendung, desto strenger 
die Anforderungen. Verboten sind 
KI-Systeme, die ein inakzeptables 

Risiko darstellen – etwa Technolo-
gien, die Menschen manipulieren 
oder ihr Verhalten gezielt beeinflus-
sen können, sowie KI-basiertes So-
cial Scoring.
Es gibt außerdem eine Transparenz-
pflicht. Das heißt, künstlich erzeug-
te oder bearbeitete Inhalte (Audios, 
Bilder, Videos) müssen eindeutig 
als solche gekennzeichnet werden. 

Datenschutz und Schweigepflicht

Beim Einsatz medizinischer KI-
Systeme werden regelmäßig per-
sonenbezogene Daten und Gesund-
heitsdaten verarbeitet. Ärztinnen 
und Ärzte müssen daher die gelten-
den Regeln zu ärztlicher Schweige-
pflicht und Datenschutz beachten. 
Orientierung bieten die „Hinweise 
und Empfehlungen zur ärztlichen 
Schweigepflicht, Datenschutz und 

Datenverarbeitung in der Arztpraxis“ 
von Bundesärztekammer und KBV.
Werden Daten an Personen weiter-
gegeben, die an der Anwendung ei-
nes KI-Systems beteiligt sind – etwa 
externe Dienstleister oder System-
betreiber – müssen diese zur Ge-
heimhaltung verpflichtet werden. 
Die Schweigepflicht erstreckt sich 
also auch auf alle mitwirkenden 
Dritten.
Besondere Anforderungen beste-
hen hinsichtlich der Einwilligung 
des Patienten, insbesondere zum 
Zweck und zur Form der Datenver-
arbeitung durch die KI-Anwendung. 
Trotz der technischen Komplexität 
gilt: Patienten müssen laut DSGVO 
verständlich und klar über Art, Um-
fang und Zweck der Datenverarbei-
tung informiert werden.

Fortbildung zu KI 

Eine Möglichkeit, sich zum Thema 
KI auf den neuesten Stand zu brin-
gen, bietet die KVBW im Live-On-
line-Seminar der MAK „Mensch 
trifft Maschine: Künstliche Intelli-
genz in der medizinischen Versor-
gung“ (4 Fortbildungspunkte).  red
 www.kvbawue.de/ol65k

 Weitere Informationen: 

Stellungnahme „Künstliche Intelli-
genz in der Medizin“ der Bundes-
ärztekammer 
https://t1p.de/bm6ju

Broschüre PraxisWissen der KBV 
zum Einsatz von KI
https://t1p.de/l8djl
 
AI-Act
https://t1p.de/pm5d8

KI in der medizinischen Versorgung

IT-Sicherheit im Fokus 
beim MFA-Tag

Warum Praxen im Visier stehen und welche Schlüsselrolle MFAs dabei spielen

Nina Hitzelberger und Kamal Sentassi
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Im Januar 2023 haben Dr. 
Karsten Braun und Dr. Doris 
Reinhardt ihr Amt als Vorstän-
de der KVBW angetreten. Zuvor 
war Dr. Braun viele Jahre als 
Orthopäde und Unfallchirurg 
in Wertheim niedergelassen.  
Dr. Reinhardt hat mit einem Pra-
xispartner eine Hausarztpra-
xis in Friesenheim geführt. Zum 
Jahresbeginn 2026 war für beide 
Halbzeit in der laufenden Amts-
periode, die bis Ende 2028 dau-
ert. Im Gespräch mit ergo ziehen 
beide eine Zwischenbilanz. 

Sie sind jetzt seit etwas mehr als drei 
Jahren im Amt. Vermissen Sie die 
Praxistätigkeit?

Braun: Natürlich fällt es dem Ortho-
päden und Unfallchirurgen schwer, 
nicht mehr das Skalpell in der Hand 
zu haben. Aber mir macht meine Ar-
beit so viel Spaß, dass ich weiß, die 
richtige Entscheidung getroffen zu 
haben. 

Reinhardt: Ich vermisse schon die 
kontinuierliche Patientenbetreuung, 
Hausbesuche, Palliativmedizin und 
den engen Kontakt zu den Patien-
ten. Wir sprechen jetzt über Primär-
versorgung und zu Themen, die ich 
früher selbst aktiv gestaltet habe. Ich 
betrachte die Themen jetzt aus einem 
anderen Blickwinkel, da kommt mir 
meine langjährige Erfahrung zugute. 
Und das mache ich sehr gerne. 

Wie gehen Sie mit der Verantwor-
tung um?

Braun: Wir sind uns bewusst, dass 
das eine Aufgabe mit einer ex- 
trem großen Verantwortung ist – ge-
genüber unseren Mitgliedern, den 
Mitarbeitenden und natürlich den 

Menschen in diesem Land. Dazu 
muss man bereit sein, sonst darf man 
nicht Vorstand sein. 

Reinhardt: Man hat uns ja nicht ins 
Amt gedrängt, wir wollten das. In 
dem Begriff Verantwortung steckt 
das Wort Antwort drin. Wenn ich 
Verantwortung übernehme, habe ich 
eigene Vorstellungen, die ich in Ant-
worten formulieren kann. Wer eine 
Praxis als Inhaber viele Jahre geführt 
hat, lernt, Entscheidungen zu treffen 
und zu ihnen zu stehen. 

Wie sehen Sie Ihre Rolle in der 
Schnittstelle zwischen Politik und 
den Mitgliedern?

Braun: Die ambulante Versorgung 
ist für mich der effektivste und leis-
tungsstärkste Sektor im Gesund-
heitssystem. Das funktioniert aber 
nur, wenn die Rahmenbedingun-
gen stimmen und wir die Niederlas-
sung attraktiv gestalten. Dazu brau-
chen wir den Dialog mit Politik und 
Krankenkassen und eine klare Inte-
ressenvertretung unserer Ärzte und 
Psychotherapeuten. Daran arbeiten 
wir konsequent und scheuen uns 
auch nicht, mit dem einen oder an-
deren anzuecken. Vieles von unse-
rer Arbeit besteht darin, innerärztli-
che Konflikte zu vermeiden. In den 
letzten Jahren haben wir intensiv den 
Dialog mit unseren Mitgliedern ge-
sucht, um Konsens herzustellen. Es 
ist uns wichtig, die Perspektiven un-
serer Mitglieder in unsere Entschei-
dungen einfließen zu lassen. 

Reinhardt: Wir sehen die breite 
Vielfalt der Praxen und ihre unter-
schiedlichen Bedingungen. Wenn 
wir also über Regulierungen reden, 
wissen wir, dass wir in dieser Viel-
falt nur eine begrenzte Schnittmenge 

haben und wir nicht 
jeden Einzelaspekt 
berücksichtigen 
können. Wir müssen 
schauen, dass wir  
jedem noch Luft 
zum Atmen lassen. 
Das bedeutet auch 
Respekt zwischen 

den Mitgliedern, dass der eine etwas 
anders macht als der andere. Haben 
wir diesen Respekt unter den Mit-
gliedern nicht, können wir in unserer 
Position keine guten Entscheidungen 
treffen. Diese Rückendeckung brau-
chen wir. 

Welche Themen standen für Sie bis-
her im Vordergrund?

Braun: In meinem Ressort war das 
Ringen um die Entbudgetierung im 
Bereich der Hausärzte, der Kinder- 
und Jugendärzte und der Ärzte in 
der Kinder- und Jugendpsychiatrie 
eines der wichtigsten Themen. Das 
ist gelungen. In Bezug auf die fach-
ärztlichen Leistungen müssen wir 
weiterarbeiten, vor allem wenn wir 
an eine Steuerung in einem Primär-
arztsystem denken. Das weitere gro-
ße Thema ist die Ambulantisierung 
der Versorgung, etwa durch stations-
ersetzende Leistungen wie die Hyb-
drid-DRGs. Das dritte Thema sind 
Maßnahmen zur Digitalisierung und 
Entbürokratisierung. Hier nenne ich 
exemplarisch das Mitgliederportal 
oder die Mitgliederrückmeldung für 
die sachlich-rechnerische Berich-
tigung der Abrechnung. Als zweit-
größte KV ist mir auch wichtig, un-
sere Stimme in Berlin, in der KBV, 
der Politik und den Gremien hörbar 
zu machen. Es hilft, dass wir in ei-
nem engen Dialog zur Bundesge-
sundheitsministerin stehen. 

Reinhardt: Dieses Gestalten konn-
ten wir im ÄBD hervorragend um-
setzen. Das hat auch viel mit der Fra-
ge zu tun, wie wir Versorgung steu-
ern und gestalten wollen. Ich freue 
mich, dass wir uns entschieden ha-
ben, größer, bedarfsorientierter, auch 
mutig zu denken und in Telemedizin 

und Digitalisierung zu investieren. 
Da spielen wir bundesweit ganz vor-
ne mit. Wenn ich mir die Rückmel-
dungen anschaue,  kann ich sagen, 
dass wir das richtig gemacht haben. 
Das gibt uns wiederum den Rücken-
wind, die nächsten Schritte zu gehen, 
um 24/7 gute Rahmenbedingungen 
für unsere Mitglieder zu schaffen. 

Was hat Sie am meisten geärgert in 
den letzten drei Jahren?

Reinhardt: Mich ärgert am meis-
ten, wenn uns von der Politik unter 
vier Augen gesagt wird, dass man 
etwas tun muss, weil die Strukturen 
nicht mehr fortgeführt werden kön-
nen, dann aber nicht die Entschlos-
senheit hat, die nötigen – auch unpo-
pulären – Entscheidungen zu treffen. 
Ich glaube, dass wir als KVBW eine 
große Glaubwürdigkeit haben. Uns 
ist es wichtig, klare, nachvollziehba-
re und plausible Entscheidungen zu 
treffen. Wir müssen ja noch andere 
Beteiligte, wie etwa die nicht-ärztli-
chen Gesundheitsberufe, mitführen. 
Auch darüber spricht die Politik, 
aber keiner trifft die Entscheidung, 
in welchen Versorgungskonzepten 
dies konkret umgesetzt werden soll.  
In den politischen Debatten wird je-
dem mittelständischen Unternehmen 
wirtschaftlicher Erfolg zugestanden. 

Ich ärgere mich, dass den inhaberge-
führten Praxen, die auch Arbeitgeber 
sind und in Praxisstrukturen inves-
tieren, Abzockerei, Fehl- und Nicht-
versorgung unterstellt wird. 

Braun: Mich ärgert am meisten die 
fehlende Wertschätzung, die zum 
Ausdruck kommt, wenn uns etwa der 
Vorgänger der jetzigen Ministerin als 

Lobbyisten beschimpft und keinen 
Dialog führt. Das ist deutlich besser 
geworden. Dennoch sehe ich nach 
wie vor, dass nicht erkannt wird, dass 
die ambulante Versorgung der zent-
rale Versorgungsbereich im Gesund-
heitswesen ist. Und ich ärgere mich, 
wenn die politisch Handelnden auf 
uns einprügeln, wenn wir deren Re-
gelungen umsetzen. 

Was steht in der zweiten Hälfte Ih-
rer Amtsperiode im Vordergrund?

Braun: Klares Ziel ist die wirt-
schaftliche Stabilität und Entlastung 
unserer Praxen durch leistungsge-
rechte Vergütung und Bürokratie-
abbau. Zweiter Punkt ist die kon-
sequente Weiterentwicklung digita-
ler und auch sektorenübergreifender 
Versorgungsstrukturen wie etwa Te-
lemedizin oder digitale Kommuni-
kation. Der dritte Punkt ist Nach-
wuchs- und Strukturförderung. Wir 
müssen darauf hinwirken, dass wir 
den Bedürfnissen der jungen Gene-
ration durch flexible Arbeitszeitmo-
delle oder kooperative Versorgungs-
formen besser gerecht werden. 

Reinhardt: Den ÄBD werden wir 
noch mehr zu einem bedarfsorien-
tierten Versorgungsangebot wei-
terentwickeln. Ich würde mir wün-

schen, dass wir am Ende 
der Amtsperiode dazu 
beigetragen haben, dass 
die Menschen im Haus 
gerne hier arbeiten und 
unsere Mitglieder die 
KV als Serviceorganisa-
tion verstehen. 

Braun: Halbzeit ist we-
niger Anlass zur Selbst-

zufriedenheit, auch wenn wir eini-
ges auf den Weg gebracht haben, 
als vielmehr der Zeitpunkt für eine 
Standortbestimmung. Wir haben vie-
le Weichen gestellt, aber gleichzeitig 
liegt noch viel Arbeit vor uns. Von 
der Politik und einer neuen Landes-
regierung erwarten wir Ehrlichkeit 
gegenüber der Bevölkerung beim 
Thema begrenzte Ressourcen. ks

Wir haben viele 
Weichen gestellt, 
aber gleichzeitig 
liegt noch viel Ar-
beit vor uns.

Drei Jahre an der Spitze: Braun und Reinhardt 
über Verantwortung, Versorgung und Vorhaben

Ziehen Zwischenbilanz: Dr. Karsten Braun und Dr. Doris Reinhardt im  
Gespräch mit Pressesprecher Kai Sonntag
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Wie sich die hausärztliche Versor-
gung durch den Einsatz von Pfle-
gefachkräften konkret verändert, 
zeigt die Hausarztpraxis Schalhorn 
in Birenbach. Dort gehört mit Anet-
te Burkart seit mehreren Jahren eine 
examinierte Pflegefachkraft fest 
zum Team – und entlastet die Ärz-
tinnen und Ärzte spürbar in der Ver-
sorgung chronisch kranker Patien-
tinnen und Patienten.
Die Praxis ist eine von 20 teilneh-
menden Hausarztpraxen im Innova-
tionsfondsprojekt PRIMA der Kas-
senärztlichen Vereinigung Baden-
Württemberg (KVBW). Ziel des 
Projekts ist es, neue Versorgungs-
modelle zu erproben und hausärzt-
liche Praxen angesichts steigender 
Patientenzahlen und knapper ärztli-
cher Ressourcen zu entlasten. 
Bis Mitte 2027 fördert PRIMA in 
20 ausgewählten Hausarztpraxen 
die Beschäftigung von Pflegefach-
kräften. Begleitet wird das Projekt 
wissenschaftlich durch die Techni-
sche Universität München sowie 
das Institut für Allgemeinmedizin 
und Interprofessionelle Versorgung 
(IAIV) am Universitätsklinikum 
Tübingen. 

Ein erprobtes Modell im Praxis-
alltag

Das zehnköpfige Team der Haus-
arztpraxis Schalhorn in Birenbach 
besteht aus einer Hausärztin, einem 
Hausarzt, einer Ärztin in Weiterbil-
dung sowie medizinischen Fachan-
gestellten und einem Praxisma-
nagement. Pflegefachkraft Anette 
Burkart ist ausgebildete Wundex-
pertin und betreut vor allem im-
mobile Patientinnen und Patien-
ten mit chronischen Erkrankungen 

wie Herz- oder Atemwegserkran-
kungen, Diabetes mellitus so-
wie komplexen Wundbildern. Ein 
Großteil der von ihr versorgten Pa-
tientinnen und Patienten ist in Di-
sease-Management-Programmen 
eingeschrieben. Mit einem Stel-
lenumfang von 30 Wochenstun-
den betreut sie rund 120 chronisch 
Kranke, macht dafür Hausbesuche 
und besucht Pflegeeinrichtungen. 
Auch eine eigene Sprechstunde 
bietet sie an. 

Mehr Zeit, mehr Kontinuität, 
mehr Struktur

Für Friederike Kugler, Hausärztin 
in der Praxis, ist der Einsatz einer 
Pflegefachkraft ein zentraler Bau-
stein moderner hausärztlicher Ver-
sorgung: „Eine Pflegefachkraft 
stellt eine wichtige Entlastung für 

eine hausärztliche Praxis dar. Sie 
erweitert das Spektrum und entlas-
tet mich, indem sie Hausbesuche 
wahrnimmt, eine eigene Sprech-
stunde anbietet und insgesamt 
mehr Zeit für die Patienten hat.“
Gerade die zeitintensive Betreu-
ung chronisch Kranker – etwa Ver-
laufskontrollen, Wundversorgung, 
Medikamentenmanagement oder 
Beratung zu Hilfsmitteln – lässt 
sich so strukturierter und kontinu-
ierlicher gestalten. Für die ärztli-
che Tätigkeit entstehen dadurch 
neue Freiräume: „Ich habe mehr 
Kapazitäten für andere Patientin-
nen und Patienten“, so Kugler.

PRIMA als Impuls zur Weiter-
entwicklung

Mit dem Einstieg in das PRIMA-
Projekt verbindet Kugler nicht nur 

eine finanzielle Förderung, son-
dern vor allem einen strukturellen 
Entwicklungsprozess: „Das Pro-
jekt ist für mich eine Chance, In-
put von außen zu bekommen und 
uns als Praxis weiterzuentwickeln. 
Auch zur Frage, was wir noch bes-
ser machen können.“
Die projektbegleitenden Schulun-
gen, Workshops, Qualitätszirkel 
und Netzwerktreffen unterstützen 
die teilnehmenden Praxen dabei, 
neue Prozesse zu etablieren und 
die interprofessionelle Zusammen-
arbeit systematisch weiterzuentwi-
ckeln. Der damit verbundene Do-
kumentationsaufwand sei nicht zu 
unterschätzen, räumt Kugler ein, 
dennoch überwiegt für sie der Nut-
zen: „Ich hoffe, dass damit bewie-
sen wird, wie sinnvoll und lohnend 
Pflegefachkräfte in der hausärztli-
chen Praxis sind.“

Akzeptanz bei den Patientinnen 
und Patienten

Auch die Patientenseite spielt für 
den Erfolg eine zentrale Rolle. Die 
Umstellung auf neue Versorgungs-
strukturen erfordert Kommunikati-
on und klare Zuständigkeiten. „Am 
Anfang sagen viele, sie wollen zur 
Frau Doktor. Aber wir bestimmen 
die Versorgungsebene. Die Patien-
tinnen und Patienten merken dann 
schnell, dass sie bei Frau Burkart 
sehr gut aufgehoben sind“, berich-
tet Kugler.
Aus Sicht des Praxismanagements 
ist der Zugewinn an Versorgungs-
kompetenz deutlich spürbar. Sabi-
ne Seidl, Praxismanagerin, bringt 
es auf den Punkt: „Wir können den 
Patienten mehr Hilfe und Unter-
stützung anbieten. Das fühlt sich 
gut an. Wir können uns nicht mehr 
vorstellen, ohne Frau Burkart zu 
arbeiten.“

Entlastung für das gesamte 
Team

Das Beispiel der teilnehmenden 
Hausarztpraxis Schalhorn zeigt, 
welches Potenzial im gezielten 
Einsatz von Pflegefachkräften 
liegt. PRIMA schafft den finanzi-
ellen und strukturellen Rahmen, 
um diese Form der Zusammenar-
beit weiter zu erproben und wis-
senschaftlich zu evaluieren. Für 
viele Hausarztpraxen in Baden-
Württemberg könnte das Projekt 
ein wichtiger Schritt sein – hin 
zu einer multiprofessionellen Pri-
märversorgung, die sowohl ärzt-
liche Ressourcen schont als auch 
die Versorgung chronisch Kranker 
nachhaltig verbessert. gk

PRIMA in der Praxis: Wie Pflegefachkräfte 
Hausarztpraxen nachhaltig entlasten

Einblick in das Innovationsfondsprojekt am Beispiel der Hausarztpraxis Schalhorn in Birenbach

Im Medizinprodukterecht gibt 
es seit 2025 Änderungen. Sie 
betreffen einerseits die Medizin-
produkte-Betreiberverordnung 
(MPBetreibV) und andererseits 
die Mess- und Eichverordnung 
(MessEV). Unter anderem wur-
den diverse Begriffsanpassungen 
vorgenommen, die in der Arzt-
praxis zu Verwirrung führen 
können und zu vermehrten An-
rufen beim Kompetenzzentrum 
Hygiene und Medizinprodukte 
(CoC) geführt haben. Dieses 
hat daher die Betreiberverord-
nung gesichtet, Änderungen im 
Überblick dargestellt, aber auch 
neue Inhalte mit ausführlichen 
Begründungen aus verschiede-
nen Veröffentlichungen zusam-
mengestellt. Wichtig ist es, sich 

mit den Modifikationen ausein-
anderzusetzen, da es bei Pra-
xisbegehungen zu Medizinpro-
dukten durch Behörden – wie 
etwa dem Regierungspräsidium 
– ansonsten zu Beanstandungen 
kommen kann. Im schlimmsten 
Fall drohen Bußgelder.

 Allgemeine Information 
und Leitfaden Hygiene:

www.kvbawue.de/praxis/
qualitaetssicherung/
hygiene-medizinprodukte

ergo-Redakteurin Gabriele Kiunke im Gespräch mit dem Praxisteam

Änderungen im 
Medizinprodukterecht 

COC-Synopse bringt Klarheit in der Arztpraxis

Die Angst vor Regressen ist ein 
Grund, warum junge Medizinerinnen 
und Mediziner keine Praxis überneh-
men möchten. Dr. Sybille Steiner, 
Vorstandsmitglied der KBV, hat in 
einer Pressemitteilung auf eine be-
sondere Fragestellung hingewiesen: 
Sie fordert, dass Regresse bei Gripp-
eimpfstoffen abgeschafft werden 
müssen. Dahinter steckt die Sorge, 
dass Ärztinnen und Ärzte dafür ver-
antwortlich gemacht werden, wenn 
sie Grippeimpfstoff bestellen, der 
dann nicht verimpft wird. Schließlich 
müssen die Praxen den Impfstoff 
lange im Voraus  bestellen, also qua-
si eine Prognose abgeben, wie viele 
Impfungen vorgenommen werden. 
Hinzu kommt, dass die Auflagen 
für die Anzahl an vorgenommenen 
Impfungen durch die Regelungen 
im Rahmen der Vorhaltepauschale 

steigen. Für Baden-Württemberg 
kann hierbei weitgehend Entwar-
nung gegeben werden. Denn KV 
und Krankenkassen haben in die 
Prüfvereinbarung eine „Schutzklau-
sel“ eingebaut. Danach heißt es, dass 
„eine angemessene Überschreitung 
der bestellten Menge gegenüber 
den tatsächlich erbrachten Impfun-
gen als nicht unwirtschaftlich gelte.“ 
Und damit auch kein Regressgrund 
darstellen. Als „angemessen“ wird 

eine Überschreitung bis zu 115 
Prozent der im Vorjahr erbrachten 
Grippeimpfungen angesehen. Das 
gilt sowohl für das Vorbestellen von 
Impfstoff für die über 60-jährigen als 
auch für die unter 60-jährigen. 
In Baden-Württemberg hat sich 
diese Regelung bewährt. Regresse 
wegen Überschreitens der Bestell-
mengen hat es bislang nicht gegeben. 
Das zeigt auch, dass die Mitglieder 
der KVBW verantwortungsvoll mit 
den Bestellmengen umgehen. 
Dafür kommen Regresse leider häu-
figer vor, wenn der Bezugsweg falsch 
gewählt wurde, also wenn der Impf-
stoff statt auf Sprechstundenbedarf 
auf Namen des Patienten verordnet 
wurde.  Ebenso ist es immer wieder 
mal vorgekommen, dass Impfungen 
außerhalb der STIKO-Empfehlung 
vorgenommen wurden. 

Schutzklausel entschärft Regressrisiko
Grippeimpfstoff: KVBW und Krankenkassen haben einen entsprechenden 

Passus in die Prüfvereinbarung eingebaut. 
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Land stärkt kinder- und jugendärztliche Versorgung
Zehn zusätzliche Weiterbildungsstellen für 2026 gesichert 

Das Ministerium für Soziales, Ge-
sundheit und Integration finanziert 
zehn zusätzliche Weiterbildungsstel-
len für angehende Kinder- und Ju-
gendärztinnen und -ärzte im ambu-
lanten Bereich. So soll die Zukunft 
der ambulanten kinder- und jugend-
ärztlichen Versorgung gestärkt und 
mehr Nachwuchs für die ambulan-
te Pädiatrie gewonnen werden. Dies 
gilt insbesondere in ländlichen Re-
gionen und in Gebieten mit drohen-
der Unterversorgung. Denn bereits 
jetzt ist das bundesgesetzlich vorge-
sehene Kontingent für fachärztliche 
Weiterbildungsförderung in Baden-
Württemberg fast vollständig ausge-
schöpft. Im Bereich der Kinder- und 
Jugendmedizin konnten dadurch zu-
letzt viele Anträge nicht mehr bewil-
ligt werden. 

Ärztenachwuchs wird bei der 
Niederlassung unterstützt

Minister Manne Lucha betont: 
„Kinder und Jugendliche brauchen 
eine verlässliche wohnortnahe und 
flächendeckende medizinische Ver-
sorgung. Mit den zusätzlichen Wei-
terbildungsstellen investieren wir 
gezielt in die Zukunft der ambulan-
ten Pädiatrie und unterstützen junge 
Ärztinnen und Ärzte auf ihrem Weg 

Land sich hier weiterhin engagiert. 
„Die Erfahrung zeigt, dass die För-
derung der Weiterbildung eine er-
folgreiche Maßnahme darstellt, um 
junge Ärztinnen und Ärzte für die 
Tätigkeit in einer Praxis zu gewin-
nen. Wir bedauern, dass der Bund 
sich hier bisher nicht bewegt hat 
und die Zahl der Weiterbildungs-
stellen auch bei den Kinder- und Ju-
gendärzten unverändert begrenzt hat. 
Umso wichtiger ist es, dass wir wei-
terhin auf das Land zählen können.“

in die Niederlassung. Gleichzeitig 
entlasten wir Praxen, die bereit sind, 
Verantwortung für die Weiterbildung 
zu übernehmen. Das soll den Bund 
jedoch nicht von seiner Verantwor-
tung befreien, das Kontingent für 
die pädiatrischen Weiterbildungs-
stellen aufzuheben. Hierfür werde 
ich mich natürlich auch weiterhin 
einsetzen.“
Dr. Doris Reinhardt, stellvertreten-
de Vorstandsvorsitzende der KVBW, 
zeigt sich sehr dankbar, dass das 

Das Land überbrückt mit der Förde-
rung eine Finanzierungslücke, die 
durch bundesrechtliche Vorgaben 
entstanden ist, nun mit Landesmit-
teln und erwartet, dass der Bund die 
Kontingentierung der kinder- und 
jugendärztlichen Weiterbildung als-
bald aufhebt. Manne Lucha hat be-
reits entsprechende Initiativen in die 
Gesundheitsministerkonferenz und 
den Bundesrat eingebracht. 
Die geförderten Stellen richten 
sich insbesondere an Ärztinnen 

und Ärzte im letzten Abschnitt ihrer 
fachärztlichen Weiterbildung. Durch 
die Tätigkeit in kinderärztlichen 
Praxen sollen sie wertvolle Praxiser-
fahrung sammeln und die ambulante 
Versorgung aus erster Hand kennen-
lernen. Dies führt häufig dazu, dass 
sie sich im Anschluss für eine dau-
erhafte Tätigkeit in diesem Bereich 
entscheiden. 

Rund 700.000 Euro Finanzierung

Für die Finanzierung stellt das Land 
Baden-Württemberg bis zu 696.000 
Euro zur Verfügung. Die KVBW 
übernimmt die Umsetzung, das Be-
werbungsverfahren sowie die be-
darfsgerechte Verteilung der Stellen, 
wobei ländliche Räume und unter-
versorgte Regionen vorrangig be-
rücksichtigt werden. 
Mit der Vereinbarung unterstreichen 
Land und KVBW ihr Ziel, die am-
bulante medizinische Versorgung 
von Kindern und Jugendlichen nach-
haltig zu sichern – durch konkrete 
Maßnahmen, partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit und gezielte Investiti-
onen in den Nachwuchs.  ef 
 
 Weitere Informationen:
weiterbildung@kvbawue.de
Praxisservice: 0711 7875 3300

Baden-Württemberg investiert in den kinderärztlichen Nachwuchs. 

Baden-Württemberg treibt die me-
dizinische Versorgung in Pflegeein-
richtungen weiter voran: Mit rund 
1,6 Millionen Euro fördert das Land 
sechs innovative Televisite-Projek-
te sowie eine wissenschaftliche Ge-
samtevaluation. Ziel ist es, ärztli-
che Betreuung direkt in die Pflege-
einrichtungen zu bringen, Wege zu 
sparen und die Versorgung pflege-
bedürftiger Menschen spürbar zu 
verbessern. 
Gesundheitsminister Manne Lucha 
erklärte, Televisiten ermöglichten 
älteren Menschen mit Pflegebe-
darf eine medizinische Betreuung 
„auf Augenhöhe“ und sicher in ih-
rer gewohnten Umgebung. Dies sei 
ein Gewinn für die Betroffenen und 
die Pflege. Die Televisiten adres-
sieren zentrale Herausforderungen 
der Langzeitpflege: eingeschränk-
te Mobilität der Pflegebedürftigen, 
Fachkräftemangel, Zeitdruck, Ab-
stimmungsprobleme zwischen ver-
schiedenen Sektoren und eine effi-
ziente Nutzung knapper Ressourcen. 
Gleichzeitig profitieren Pflegeein-
richtungen und Ärzteschaft von 

klaren Absprachen und besserer Zu-
sammenarbeit.

Verbleib in der vertrauten  
Umgebung ist ein großer Vorteil

Minister Lucha: „Unsere bisherigen 
Erfahrungen zeigen: Wenn Pflege 
und Ärzteschaft verlässlich zusam-
menarbeiten, steigt die Qualität der 
Versorgung deutlich. Televisiten 
sparen Wege, reduzieren Kranken-
haustransporte und entlasten Not-
aufnahmen und Arztpraxen. Bereits 
vom Land geförderte Projekte haben 
gezeigt, dass insbesondere der Ver-
bleib in der vertrauten Umgebung 
ein großer Vorteil für die Pflegebe-
dürftigen ist. Gleichzeitig lassen sich 
Wartezeiten verkürzen und Trans-
portwege vermeiden.“
Die Fördermittel verteilen sich auf 
sechs Projekte mit unterschiedli-
chen Schwerpunkten im Bodensee-
kreis sowie in Bruchsal, Konstanz, 
Reutlingen und Sinsheim. Die Pro-
jekte werden von einer umfassen-
den wissenschaftlichen Evaluation 
begleitet.                                     mt

Land fördert Televisiten

Die KVBW sucht interessierte 
Mitglieder, die sich am Sozialgericht 
Stuttgart engagieren wollen.

Wie oft wünschen Sie sich, dass 
fachliche Expertise stärker be-
rücksichtigt wird, wenn über me-
dizinische oder psychotherapeu-

tische Fragen entschieden wird? 
Genau hier können Sie als Mit-
glied der KVBW etwas bewegen.

Am Sozialgericht Stuttgart ent-
scheiden Berufsrichterinnen und 
-richter gemeinsam mit zwei eh-
renamtlichen Richterinnen oder 

Richtern. Ihre medizinische oder 
psychotherapeutische Erfahrung 
– ob als Ärztin oder Arzt, psy-
chologischer Psychotherapeut 
oder Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeutin – bringt eine 
wichtige Perspektive ein: die Sicht 
der Praxis, nah an den Menschen, 
um die es geht.
Sie wirken gleichberechtigt an 
Entscheidungen mit, beteiligen 
sich an Verhandlungen und Be-
ratungen und tragen dazu bei, 
faire, lebensnahe Urteile zu er-
möglichen. Ihr Engagement ist ein 
echter Gewinn für Gerechtigkeit 
im Sozialrecht und oft auch per-
sönlich sehr bereichernd.

Großer Erkenntnisgewinn

Der zeitliche Aufwand ist über-
schaubar: In der Regel ein bis 
drei Sitzungstage im Jahr. Der 
Erkenntnisgewinn dagegen ist 
groß, da Sie spannende Einblicke 
in die rechtlichen Strukturen des 
Gesundheitswesens erhalten und 
unmittelbar erleben, wie Ihre 
Fachkenntnisse zu mehr Gerech-
tigkeit beitragen.
Wenn Sie Interesse an diesem Eh-
renamt haben, dann melden Sie 
sich bei den Mitarbeitenden im 
Rechtsbereich, die Sie unter fol-
gender E-Mail-Adresse erreichen: 
recht-sg1@kvbawue.de. gk

Ehrenamtliche 
Richter gesucht

Ein Ehrenamt mit Sinn
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Der Sachverhalt wurde breit in den 
Medien gestreut. Investigative Me-
dien wie report, frontal 21 und an-
dere haben dazu sogar Beiträge ge-
sendet: Ärzte, denen im Ausland 
Fehlverhalten vorgeworfen und die 
Approbation entzogen wurde, prak-
tizieren in Deutschland. Auch in 
Baden-Württemberg. Auch als Ver-
tragsärzte. Wie kann das sein?

Was prüft die KVBW?

Bei jeder Zulassung prüft die 
KVBW, ob der Arzt oder die Ärz-
tin – ebenso bei den Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten – 
bestimmte Voraussetzungen erfüllt. 
So muss eine gültige Approbation 

vorliegen, die Facharztanerkennung 
nachgewiesen und ein polizeiliches 
Führungszeugnis beigebracht wer-
den. Wenn diese Voraussetzungen 
vorliegen, gibt es keinen Grund, 
die Zulassung zu verweigern. Eine 
darüber hinausgehende Prüfung 
wäre durch die KVBW und die 

Zulassungsausschüsse nicht mög-
lich. Die Prüfung, ob dem Arzt oder 
Psychotherapeuten eine Approbati-
on gegeben werden darf, liegt in der 
Zuständigkeit des Regierungsprä-
sidiums Stuttgart als zentrale Ap-
probationsbehörde in Baden-Würt-
temberg. Die Facharztanerkennung 
erfolgt durch die Gremien der Kam-
mern. 

Bei Hinweis auf Fehlverhalten 
folgt Prüfung

Wenn der KV oder den Zulassungs-
ausschüssen aber bekannt wird, dass 
Fehlverhalten vorliegt, kann eine 
weitergehende Prüfung erfolgen, um 
die Zuverlässigkeit des Arztes oder 

des Psychotherapeuten festzu-
stellen. Das Ergebnis hängt 
dann vom Einzelfall ab. 
Die Verweigerung der Zu-
lassung würde nahezu einem 

Berufsverbot gleichkommen. 
Damit gibt es auch keinen Automa-
tismus, dass der Entzug der Zulas-
sung im Ausland dazu führen muss, 
dass eine Zulassung in Deutschland 
nicht möglich wäre. Das ist dann da-
von abhängig, welches Fehlverhal-
ten genau vorgelegen hat, wie lange 
das bereits zurückliegt und ob eine 

deutsche Approbation weiter vor-
liegt oder nicht. 
 
Meldesystem bislang ohne 
KVBW

Ebenso kann die bereits erfolg-
te Zulassung im Nachhinein noch 
entzogen werden. Da kommt es 
dann darauf an, ob weiteres Fehl-
verhalten bekannt geworden ist 
oder es aus dem aktuellen Verhal-
ten fundierte Zweifel an der Zuver-
lässigkeit des Arztes oder des Psy-
chotherapeuten gibt. Solche Fälle 
kommen nur sehr selten vor. 
Deutlich häufiger tritt die Situation 
ein, dass Ermittlungen der Staats-
anwaltschaft gegen einen Vertrags-
arzt oder -psychotherapeuten we-
gen irgendwelcher Beschuldigun-
gen erfolgen. Die KVBW wird 
hierzu nicht informiert, nur wenn 
sie Verfahrensbeteiligte ist. 
Ebenso gibt es keine Information 
an die KVBW, wenn ein Mitglied 
strafrechtlich verurteilt wird. Es 
gibt ein Meldesystem, in das bei-
spielsweise die Kammer einbezo-
gen ist, aber nicht die KVBW. Seit 
Jahren fordert die KVBW, diese 
Praxis zu ändern. Bisher aber ohne 
Erfolg.     ks

Approbationsentzug im Ausland 
Dürfen Ärzte dann trotzdem in Deutschland tätig sein? Zuständigkeiten und Prüfmechanismen im Überblick

NACH DEM ARBEITSUNFALL 
ZUM VERTRAGSARZT

ALLES, WAS RECHT IST!   Juristische Fragen aus der Praxis 

Kodierhilfe 
wieder  

verfügbar
Aktualisierung jetzt 

online

Die Zi-Kodierhilfe ist nach jähr-
lichem ICD-10-GM-Update mit 
aktualisiertem Datenbestand für 
das Jahr 2026 jetzt online sowie 
als App verfügbar. Mit der Such-
funktion der Kodierhilfe f inden 
Sie schnell und eff izient den rich-
tigen ICD-Code mit jeweils indi-
viduellen Hilfen und Hinweisen 
auf zusätzliche oder alternative 
Kodiermöglichkeiten. Fachgrup-
penspezif ische Kodierübersichten 
(Zi-Thesauren) sowie themen-
spezif ische Kodiermanuals stehen 
ergänzend bereit.

Weitere Informationen:
www.zi.de/kodierung

 Kodierhilfe:
www.kodierhilfe.de

Wenn der Sturz im Betrieb 
nicht „Kasse“ ist

Ein Schnitt an der Kreissäge, ein 
Sturz auf dem Weg zur Arbeit – 
und plötzlich gelten andere Regeln. 
Ein Arbeitsunfall ist ein unerwar-
teter Zwischenfall im Zusammen-
hang mit der Durchführung der 
Arbeit oder auf dem direkten Weg 
zum Arbeitsort/-platz – also eine 
Verletzung durch ein mit dem Job 
zusammenhängendes plötzliches 
äußeres Ereignis – das Gesund-
heitsschäden nach sich zieht.
Arbeits- und Wegeunfälle sind kei-
ne Fälle für die gesetzliche Kran-
kenversicherung, sondern für die 
gesetzliche Unfallversicherung 
nach dem Sozialgesetzbuch VII. 
Für Hausärztinnen und Hausärz-
te heißt das: medizinisch Routine, 
rechtlich Sonderzone.
 
Hausärzte müssen Unfallverletzte 
behandeln, sind aber nicht automa-
tisch Herr oder Frau des gesamten 
Verfahrens.
 
Hausarzt versus. D-Arzt: 
Die Rollen sind klar verteilt

Hausärzte übernehmen die Erst-
versorgung – also alles, was „so-
fort notwendig“ ist. Wundversor-
gung, Diagnostik, Schmerzmittel, 
erste Krankschreibung (allerdings 
nur für den Unfalltag).
Durchgangsärzte (D-Ärzte) steu-
ern das Verfahren und entschei-
den, ob eine allgemeine Heilbe-
handlung reicht oder eine beson-
dere Heilbehandlung nötig ist. 
Der D-Arzt ist mehr als nur ein 
Spezialist – er ist der unfallmedi-
zinische Lotse.
Kurz gesagt: Der Hausarzt be-
handelt. Der D-Arzt koordiniert 
– und entscheidet über die Tiefe 
der Therapie.
Wenn der D-Arzt nicht selbst be-
handelt, veranlasst er bei leich-
ten Verletzungen eine allgemei-
ne Heilbehandlung, die von den 
Hausärzten fortgeführt werden 
kann. 
 
Wann muss der Patient zum 
D-Arzt?

Eine Vorstellung nach einem Ar-
beitsunfall beim D-Arzt ist Pflicht, 
wenn

• die Arbeitsunfähigkeit über den 
Unfalltag hinausgeht,

• die Behandlung voraussichtlich 
länger als eine Woche dauert,

• Heil- oder Hilfsmittel benötigt 
werden.

 
Hiervon abweichend ist bei iso-
lierten Augen-, HNO- oder 
Handverletzungen an einen ent-
sprechenden Arzt dieser Fach-
gruppen zu überweisen. Sie gel-
ten in diesen speziellen Fällen au-
tomatisch als Durchgangsärzte.

Allgemeine oder besondere 
Heilbehandlung? Der 
Unterschied mit Konse-
quenz

Eine allgemeine Heilbehandlung 
ist eine normale, unfallbeding-
te Versorgung ohne besonderen 
apparativen oder unfallchirurgi-
schen Aufwand. Dazu zählt auch 
die Erstversorgung durch den 
Hausarzt.
Die besondere  Heilbehandlung 
wird bei komplexen oder schwe-
ren Verletzungen, die speziel-
le unfallmedizinische Qualif ikati-

on verlangen, erforderlich. Die-
se darf ausschließlich der D-Arzt 
einleiten.

Fazit

Arbeitsunfälle sind meistens medi-
zinischer Alltag – rechtlich jedoch 
Spezialmaterie.
Der Hausarzt ist erste Anlaufstel-
le und Pflichtbehandler, aber nicht 
Lotse im System.
Die entscheidende Weichenstel-
lung liegt beim richtigen Zeitpunkt 
der Zuweisung. Wer die Kriterien 
kennt, erspart sich Rückfragen und 
Verzögerungen.
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Welchen Umfang der Schaden 
annimmt, den die Budgetie-
rung für die Praxen bedeutet, 
wird aus einer Auswertung der 
KVBW deutlich. 

Auf einen Antrag aus der Vertreter-
versammlung hin hat die KVBW 
die Höhe der nicht bezahlten Leis-
tungen zwischen 2015 und 2025 
erhoben. Die Summe ist beträcht-
lich: Knapp 1,8 Milliarden Euro 
konnten aufgrund der Budgetie-
rung in den letzten zehn Jahren 
nicht honoriert werden. Bundes-
weit werden pro Jahr Leistungen 
in Höhe 2,7 Milliarden Euro nicht 

bezahlt. Die Zahlen zeigen, wie 
groß der Beitrag der niedergelasse-
nen Ärztinnen und Ärzte, Psycho-
therapeutinnen und Psychothera-
peuten ist, um die Versorgung auf-
rechtzuerhalten. Wenn mehr als 90 
Prozent der Behandlungen ambu-
lant stattfinden und die Arzt- und 
Psychotherapiepraxen gleichzei-
tig eine große Anzahl an Behand-
lungen vornehmen, die die Kas-
sen nicht belasten, ist das mehr als 
man erwarten kann. Sparvorschlä-
ge im Gesundheitswesen, die auch 
den ambulanten Bereich treffen, 
setzen daher eindeutig an der fal-
schen Stelle an. Dementsprechend 

hat der Vorstand der KVBW auch 
mit deutlichen Worten die Forde-
rungen seitens der Vertreter von 
Krankenkassen zurückgewiesen, 
die Entbudgetierung der Haus- und 
Kinderärzte wieder aufzuheben. 
Man möge sich einmal vorstellen, 
was passiert wäre, wenn all die Be-
handlungen, die hinter der Summe 
stecken, nicht vorgenommen wor-
den wären. Zwar sind nach den 
Kinder- und Jugendärzten auch 
die Hausärzte weitgehend entbud-
getiert. Aber das Thema muss wei-
ter auf der Tagesordnung bleiben. 
Denn die Fachärzte sind weiterhin 
von den Beschränkungen betroffen, 

aber gleichzeitig reißen die Kla-
gen über zu lange Wartezeiten auf 
Facharzttermine nicht ab. 
Der Blick auf die Zahlen lohnt sich 
umso mehr, da angesichts der Fi-
nanzlage der Krankenkassen popu-
listische Vorschläge aktuell nur so 
sprießen. Wenn etwa ein Rechts-
anspruch der Patienten auf einen 
Facharzttermin gefordert wird, 
wird hier der Traum von Politik 
deutlich: „Wir schreiben etwas ins 
Gesetz und alles wird gut.“ Der 
Gedanke, dass auch jemand den 
Anspruch umsetzen muss, ist gar 
nicht vorhanden oder tritt in den 
Hintergrund.  ks

Seit 29. April 2025 ist die ePA für 
Praxen technisch verfügbar und 
seit 1. Oktober 2025 deutschland-
weit eingeführt. Die erste Bilanz 
fällt aber eher ernüchternd aus. 
Wohl nur ein verhältnismäßig klei-
ner Teil der Bevölkerung hat sich 
aktiv mit der ePA befasst und nutzt 
sie. Der größte Teil hat die ePA un-
bewusst. Die Ärzte füllen sie und 
können auch die Funktionen nut-
zen. Da die Patienten aber die App 
nicht installiert haben, können sie 
selbst keinen Einblick in ihre Akte 
nehmen. Zwar nutzen immer mehr 
Praxen die ePA, aber im Verhältnis 
zur Anzahl der Patienten und be-
reitgestellten ePAs ist die Zahl 
noch zu gering.  

Kritik an Informationspolitik

Der Bundesdatenschutzbeauftragte 
Ulrich Kelber kritisiert die Infor-
mationspolitik des Bundesgesund-
heitsministeriums und der Kran-
kenkassen, die er als wenig aufklä-
rend, sondern viel mehr mit 
werblichem Charakter sieht. Das 
führe nicht zu mehr Vertrauen in 
die ePA. 

TI-Ausfälle stören Praxisabläufe

Die größte Kritik richtet sich an die 
Telematikinfrastruktur. Die Mitglie-
der der KVBW klagen dabei über 
teilweise erhebliche technische Pro-
bleme. Immer wieder falle die Tech-
nik ganz oder teilweise aus, wird den 
Serviceeinheiten gemeldet. 
Der Bundesdatenschutzbeauftragte 
zeigt dabei Verständnis für die Ärz-
teschaft: „Die gemeldete Betriebs-
stabilität von nur 96 Prozent bedeu-
tet in der Realität regelmäßige Aus-
fälle. Für niedergelassene Ärztinnen 
und Ärzte ist das kaum tragbar. Sie 
sind gezwungen, zu befüllen und 
Dokumente einzusehen – sitzen 
dann aber mit ihren Patienten da und 
der Zugriff funktioniert nicht. Das ist 
nicht die Idee der Digitalisierung.“ 
Für die Praxen ist das Problem kaum 
handhabbar. Denn leider treten Stö-
rungen und Probleme nicht nur bei 
der TI-Betreibergesellschaft gematik 
auf, sondern auch in den eingesetz-
ten Hard- und Softwarelösungen. 
Auch der Internetanbieter kann eine 
Störungsquelle sein. Daher ist nicht 
nur der Ausfall, sondern auch die 
Störungssuche aufwendig.

Schwächen bei der Sicherheit

Erhebliche Unsicherheit in den Pra-
xen besteht weiterhin in Bezug auf 
die Sicherheit. Der Chaos Computer 
Club beispielsweise weist immer 
wieder Schwächen in der Sicher-
heitsarchitektur nach. Gleichwohl 
sind einige der Sicherheitslücken auf 
ärztliches Fehlverhalten zurückzu-
führen, da Ärzte beispielsweise ihr 
TI-Equipment inklusive aller sicher-
heitsrelevanten Zugangsdaten auf 
eBay verkauft haben. Inzwischen 
hat die gematik das Sicherheitsma-
nagement intensiviert und führt re-
gelmäßig Tests durch, in deren Rah-
men mögliche Sicherheitslücken 
identifiziert werden sollen. Für Un-
mut sorgt zudem, dass der stationäre 
Sektor, der ebenfalls an die TI ange-
schlossen sein müsste, bisher noch 
stark hinterherhinkt.
Die KVBW kritisiert denn auch, 
dass die Mitglieder durch Honorar-
kürzungen belastet werden, wenn 
sie sich nicht an die TI anschließen 
und die ePA in der aktuellen Form 
ablehnen. „Es kann nicht sein, dass 
die Ärztinnen und Ärzte, Psycho-
therapeutinnen und -therapeuten 

dafür verantwortlich gemacht wer-
den, wenn ihnen eine Technik vor-
gesetzt wird, die erhebliche Schwä-
chen aufweist“, betont Dr. Karsten 
Braun.
Die Digitalisierung im Gesundheits-
wesen bleibt damit weiter hinter den 
Erwartungen zurück. Eine Civey-
Umfrage im Auftrag von Pharma 

Deutschland zeigt, dass viele Pati-
entinnen und Patienten die Anwen-
dungen nicht kennen oder auch 
nicht nutzen. Am weitesten hat sich 
bislang dabei das E-Rezept durch-
gesetzt. Zwar ist die Bekanntheit 
mit knapp 90 Prozent relativ hoch. 
Aber nur etwa 60 Prozent der Be-
völkerung nutzt das E-Rezept.  ks

ePA-Bilanz ist ernüchternd
Hauptkritikpunkt ist die instabile Telematikinfrastruktur

Solidarbeitrag des ambulanten Systems

Philipp Müller hat zum  
1. Januar 2026 die Leitung der 
Abteilung Digitalisierung und In-
novation im Bundesgesundheits-
ministerium (BMG) übernom-
men. Der aus Baden-Württem-
berg stammende CDU-Politiker 
soll als Nachfolger von Susanne 
Ozegowski die ePA voranbrin-
gen, die Telematikinfrastruktur 
stabil machen und die Digitali-
sierung des Gesundheitswesens 
vorantreiben.

Bis Dezember 2025 war Müller 
Geschäftsführer des Verbandes 
für digitale Infrastruktur ANGA 
sowie Europa-Leiter für Fragen 
digitaler Bildung bei der 
Vodafone-Stiftung. Er kommt 
am 9. Mai 2026 zum eHealth 
Forum Freiburg. Mehr dazu auf 
Seite 6.                   mt

Neuer 
Digitalchef im 

BMG

Aufwendige Störungssuche belastet Praxen

Philipp Müller
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Wie gelingt verständliche Patien-
tenaufklärung? Dr. Bärbel Gras-
hoff, niedergelassene Frauenärz-
tin in Ulm, hat gemeinsam mit der 
Illustratorin Marie Luisa Kerkhoff 
einen ungewöhnlichen Weg ge-
wählt: Sie hat eine Graphic Novel 
zum Thema Brustkrebs veröffent-
licht. Wie es dazu kam und was in-
novative Formate im Praxisalltag 
leisten können, darüber spricht sie 
im Interview.

Frau Dr. Grashoff, wie kam es 
dazu, dass Sie einen Ratgeber 
zum Thema Brustkrebs geschrie-
ben haben?   

Ich bin im Dezember 2021 selbst an 
Brustkrebs erkrankt. In der Phase 
der Diagnostik und Therapie mit den 
häufigen Ermüdungserscheinungen 
fiel mir auf, dass ich keine längeren 
Texte mehr lesen und erfassen konn-
te, obwohl ich sehr textaffin bin und 
normalerweise zwei Bücher im Mo-
nat lese. Dann bekam ich eine Gra-
phic Novel in die Hand und merkte, 
wie leicht es mir fiel, die Kombinati-
on von Bild und Wort zu verstehen. 
Ich habe mich gefragt, warum es 

solche verständlichen Bücher nicht 
zu Brustkrebs gibt. 

Welche Art von Patienteninfor-
mationen brauchen Brustkrebs-
betroffene?

Mein Ziel war, erkrankte Frauen so 
zu stärken, dass sie die Grundbe-
griffe ihrer Erkrankung verstehen. 
Das hilft, wenn Entscheidungen zur 
Therapie getroffen werden müssen. 
Meine Freundin Marie Luisa Kerk-
hoff, Schauspielerin und Buchillus-
tratorin, hatte Lust auf das Thema. 
Und dann haben wir uns zusam-
mengesetzt und aus meinem Text 
das Buch entwickelt.   

Wie groß war die Herausforde-
rung, medizinisches Fachwissen 
verständlich und zugleich fach-
lich korrekt aufzubereiten?

Da ich schon lange mit Patientinnen 
umgehe, bin ich in der Lage, kom-
plexe Zusammenhänge sprachlich 
zu vereinfachen. Der große Vorteil 
war, dass Frau Kerkhoff bis dato 
keine Ahnung von dem Thema hat-
te und sehr kritisch alles hinterfragt 

hat. Sie sagte beispielsweise: „Me-
tastasiert versteht keiner. Was be-
deutet das?“ Und so war ich aufge-
fordert, alles wirklich verständlich 
zu beschreiben.  

Welche medizinischen Ent-
scheidungsprozesse wollten Sie 
sichtbar machen?

Ich habe meine eigenen Erfahrun-
gen eingebracht und auch viel von 
dem, was ich in der Praxis höre. 
In unserem Buch geht es um zwei 
Frauen, die Brustkrebs haben. Sta-
tistisch haben zwei von 16 oder jede 
achte Frau Brustkrebs. Beide haben 
ein frühes Stadium der Erkrankung 
und gehen trotzdem unterschied-
liche Wege. Warum bekommt die 
eine Chemo und die andere nicht? 
Brustkrebs ist nicht gleich Brust-
krebs. Das hängt von bestimmten 
Faktoren ab, die mit dem „Charak-
ter“ der Tumorzellen zu tun haben. 
Mir war wichtig, dass Patientinnen 
verstehen, aus welchen Gründen 
ihre Therapie die geeignete für sie 
ist. Die zwei Frauen werden danach 
durch die Therapie begleitet, die in 
groben Zügen erklärt wird.

Der Buchtitel lautet „Das Ende 
der Unversehrtheit.“ Haben Sie 
das selbst auch so erlebt?  

Nach den Therapien folgt in der 
Regel die Phase der Verarbeitung, 
das war auch bei mir so. Das Ge-
fühl der Unversehrtheit ist zu Ende, 
man wird plötzlich mit der eige-
nen Sterblichkeit konfrontiert. Die 
Krankheit hat mich sensibler ge-
macht. So habe ich einige ehren-
amtliche Pöstchen über Bord ge-
worfen, die mir nie großen Spaß 
gemacht haben. Ich habe mich auch 
von Menschen verabschiedet, die 
mir nicht guttaten. 

Wie kann Ihre Graphic Novel 
konkret im Praxisalltag einge-
setzt werden? 

Überall dort, wo Brustkrebspatien-
tinnen versorgt werden, kann die 
Graphic Novel eingesetzt werden. 
Also bei Hausärzten, Radiologen, 
Frauenärzten oder Strahlenthera-
peuten. Die Graphic Novel ent-
lastet bei Aufklärungsgesprächen, 
weil Patientinnen dadurch einfach 
schon mehr wissen. 

Wenn Sie einen Wunsch an die 
ärztliche Versorgung von Brust-
krebspatientinnen frei hätten, 
was müsste sich ändern?

Um ehrlich zu sein, fand ich die 
Versorgung wirklich rundum sehr 
gut. Ich habe mehr als einmal ge-
dacht, welches Privileg es ist, in 
einem Land an Brustkrebs zu er-
kranken, das einen so umfassend 
versorgt. Das Vorgehen bei Brust-
krebs wird weltweit abgestimmt, 
aber nicht in allen Ländern haben 
Frauen uneingeschränkt Zugang zu 
einer gesundheitlichen Versorgung. 
Dafür darf man hier wirklich dank-
bar sein. gk

Graphic Novel klärt über 
Brustkrebs auf

Illustration aus der Graphic NovelGemeinsam am Werk: Dr. Bärbel Grashoff und Marie Luisa Kerkhoff 

Vom Innovationsfonds geförder-
tes Projekt ENDO EVE startet am  
1. Mai 2026 als Selektivvertrag in 
Baden Württemberg

Endometriose gehört zu den häu-
figsten gynäkologischen Erkrankun-
gen,  trotzdem vergehen oft Jahre bis 
zur Diagnose. Für betroffene Frauen 
bedeutet das einen langen Weg mit 
Schmerzen und Unsicherheiten. Für 
Praxen bedeutet es viel Beratungs- 
und Koordinationsarbeit.
Das neue, durch den Innovations-
fonds geförderte Projekt ENDO 
EVE setzt genau hier an. Ziel ist es, 
Endometriose früher zu erkennen, 
die Ersteinschätzung zu vereinheit-
lichen und die Behandlung eng mit 
spezialisierten Zentren zu verzah-
nen.

Wer kann teilnehmen?

Teilnahmeberechtigt sind alle bei der 
KVBW zugelassenen, angestellten 

oder ermächtigten Fachärztin-
nen und Fachärzte für Frauenheil-
kunde. Eine  Teilnahmeerklärung 
muss einmalig ausgefüllt und un-
terschrieben werden. 
Als Patientinnen können Frauen ab 
18 Jahren mit mindestens einem 
endometriosespezifischen Leitsym-
ptom teilnehmen, sofern sie bei ei-
ner der teilnehmenden Krankenkas-
sen versichert sind (z. B. AOK BW, 
TK, IKK gesund plus sowie mehre-
re Betriebskrankenkassen).

So läuft ENDO EVE in Ihrer 
Praxis ab

Das Projekt umfasst zwei Phasen 
mit klar strukturierten Schritten:
1. Kontrollphase: Dazu ge-
hört das Ausfüllen eines kurzen 

Rückmeldebogens sowie die Über-
mittlung per KIM an das Studien-
zentrum Halle. 
2. Interventionsphase: In dieser 
Phase wird ein strukturiertes En-
dometriose-Assessment gemein-
sam mit der Patientin durchgeführt 
und per KIM an eines der beteilig-
ten Studienzentren (Halle, Heidel-
berg, Tübingen) weitergeleitet. Die 
Patientinnen erhalten dort eine in-
dividuelle, interdisziplinäre Be-
handlung sowie kostenfreien Zu-
gang zur Online Selbsthilfe App.

Vergütung

Ihre Leistungen werden extra-
budgetär vergütet und über die 
KVBW abgerechnet. In der Kon-
trollphase erhalten Sie für das 

Teilnahmemanagement 48 Euro 
pro Patientin, für das Weiterlei-
tungsmanagement erneut 48 Euro 
pro Patientin. In der Interventions-
phase gibt es wieder 48 Euro für 
das Teilnahmemanagement, für das 
Endometriose-Assessment 72 Euro  
und für das Weiterleitungsmanage-
ment jeweils 48 Euro pro Patientin. 

Jetzt teilnehmen

Werden Sie Teil des ENDO EVE 
Netzwerks und gestalten Sie eine 
moderne, strukturierte und pati-
entinnenzentrierte Endometriose-
Versorgung aktiv mit.  gk

 Weitere Informationen: 
www.endo-eve.de 
www.kvbawue.de/endo-eve-vertrag 

Neues Versorgungs- und Behandlungsprogramm für Gynäkologen

Hilfe bei Endometriose

Dr. Bärbel Grashoff, 
Marie Luisa Kerk-
hoff: Das Ende der 
Unversehrtheit, 
Ankerwechsel, 
32 Euro. 
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Die Digitalisierung verändert das 
Gesundheitswesen grundlegend 
– von der elektronischen Pati-
entenakte über Künstliche Intel-
ligenz bis hin zu neuen digitalen 
Versorgungsmodellen. 

Am 9. Mai 2026 bietet Ihnen die 
KV Baden-Württemberg im Rah-
men des eHealth Forum Freiburg 
die Gelegenheit, sich aus erster 
Hand über aktuelle Entwicklungen 
zu informieren. Sie können mit 
ausgewiesenen Expertinnen und 
Experten ins Gespräch kommen 
und erhalten praxisnahe Impulse 
für Ihre tägliche Arbeit.

Das eHealth Forum Freiburg ist 
eine etablierte Fachveranstaltung 
zur Digitalisierung im Gesundheits-
wesen in Baden-Württemberg. Je-
des Jahr füllt es das Ärztehaus mit 
rund 250 Teilnehmenden aus Pra-
xis, Versorgung, Selbstverwaltung 
und Politik – ein klares Zeichen für 
den großen Bedarf an Orientierung 
und Austausch.

Mit großer Spannung wird der 
Vortrag von Philipp Müller er-
wartet. Der neue Digital-Chef im 
Bundesministerium gibt ein Update 
zur Digitalisierungsstrategie der Re-
gierung. Darüber hinaus erwartet 

Sie ein vielseitiges Programm mit 
fundierten Fachbeiträgen und in-
teraktiven Diskussionsformaten. 
Im ersten Forum stehen zentrale 
Fragen der digitalen Transformation 
im Mittelpunkt – von digitalen Iden-
titäten über neue Behandlungspro-
zesse bis hin zur Anwendung der 
EU-KI-Verordnung in der Medizin. 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf 
der IT-Sicherheit in Arztpraxen. 
Angesichts zunehmender Cyberan-
griffe werden praxisnahe Strategien 
zum Schutz sensibler Daten sowie 
aktuelle regulatorische Anforde-
rungen vorgestellt. Ziel ist es, Sie 
dabei zu unterstützen, die digitale 
Infrastruktur Ihrer Praxis oder Ein-
richtung sicher und zukunftsfähig 
aufzustellen. 

Im dritten Forum präsentieren 
wir erfolgreiche Best-Practice-Bei-
spiele aus Baden-Württemberg, 
wie beispielsweise die Plattform  
docdirekt.de. 

Das eHealth Forum lebt vom Aus-
tausch zwischen Praxis, Digitali-
sierungsexperten und Health-IT. 
Nutzen Sie die Gelegenheit, neue 
Informationen zu bekommen, sich 
zu vernetzen und wertvolle Impul-
se mitzunehmen. mt

Bereits über 10.000 Patientinnen 
und Patienten konnten über docdi-
rekt seit dem Start am 3. Novem-
ber 2025 telemedizinisch beraten 
werden. Das Angebot ergänzt den 
116117-Patientenservice und er-
möglicht eine verlässliche medizi-
nische Ersteinschätzung rund um 
die Uhr – ohne Wartezeit.

Telemedizinische Versorgung 
mit hoher Abschlussquote

Nach der strukturierten medizini-
schen Ersteinschätzung (SmED) 
können Patientinnen und Patien-
ten – sofern empfohlen – direkt 
eine Videosprechstunde in An-
spruch nehmen.
Über 70 Prozent der Patientenan-
liegen bei Akutfällen lassen sich 
vollständig telemedizinisch lösen. 
Wird im Anschluss eine weiter-
führende Behandlung notwendig, 

erfolgt eine gezielte Weiterlei-
tung in die jeweils passende Ver-
sorgungsebene, etwa in eine Arzt-
praxis, eine ärztliche Bereitschaft-
spraxis oder zum Fahrdienst.

Wichtige Unterstützung in 
belasteten Zeiten

Besonders über Weihnachten und 
den Jahreswechsel hat sich docdi-
rekt bewährt. Allein in dieser Zeit 
wurden rund 2.000 telemedizini-
sche Beratungen durchgeführt. 
„Die Plattform trug wesentlich 
dazu bei, die in dieser Zeit tradi-
tionell stark frequentierte 116117 
zu entlasten“, berichtet Dr. Doris 
Reinhardt, stellvertretende Vor-
standsvorsitzende der KVBW. 
Auch Dr. Karsten Braun, Vor-
standsvorsitzender der KVBW, 
zieht ein positives Fazit: „docdi-
rekt unterstützt Patientinnen und 

Patienten im akuten Krankheits-
fall zuverlässig und steuert sie in 
die richtige Versorgungsebene.“
Die Plattform bietet Patientin-
nen und Patienten mit akuten Be-
schwerden einen digitalen Zu-
gang zur ambulanten Versorgung 
– niedrigschwellig, rund um die 
Uhr, datensicher und vertragsärzt-
lich gesteuert. 

SmED für eine bedarfsorien-
tierte Versorgung

Die zugewiesene Versorgungsebe-
ne bei docdirekt basiert immer auf 
einer strukturierten medizinischen 
Ersteinschätzung. Somit wird si-
chergestellt, dass ausschließlich 
bei einem akuten Behandlungs-
bedarf die Weiterleitung zu einer 
Arztpraxis, dem Bereitschafts-
dienst oder zur Videosprechstun-
de erfolgt.

Tele-Ärztin / Tele-Arzt werden

Mittlerweile sind rund 80 Tele-
ärztinnen und Teleärzte im akti-
ven Einsatz. Weitere 100 Ärztinnen 
und Ärzte haben Interesse bekundet 
und an der Pflichtschulung teilge-
nommen. 
KVBW-Mitglieder können docdi-
rekt-Fälle sowohl tagsüber wäh-
rend der Sprechstunde als auch zu 
Zeiten des Ärztlichen Bereitschafts-
dienstes telemedizinisch versorgen.
Eine kompakte Schulung quali-
fiziert für die Tätigkeit als Tele-
Arzt. Alle Informationen, FAQ 
und das Antragsformular stehen 
auf der KVBW-Website bereit:  
www.kvbawue.de/docdirekt.
In den kommenden Monaten wird 
docdirekt durch eine digitale Werbe-
kampagne weiter bekannt gemacht. 
Die KVBW sieht docdirekt als zu-
kunftsorientierten Baustein eines 

modernen, digital unterstützten Ge-
sundheitswesens. Perspektivisch 
kann die Plattform um weitere Ser-
vices und Nutzergruppen erweitert 
werden. mt

               erfolgreich neu gestartet
Digitale Versorgungsplattform der KVBW entlastet 116117

In Kürze:

• Über 10.000 telemedizinische 
Beratungen bis 2. März 2026

• 2.000 davon über Weihnach-
ten/Neujahr

• Über 70 Prozent der tele-
medizinischen Fälle können 
abschließend versorgt werden

• Ausschließlich niedergelas-
sene Ärztinnen und Ärzte 
aus Baden-Württemberg im 
Einsatz

Digitalisierung im Mittelpunkt: eHealth Forum Freiburg

WILLKOMMEN

Einladung Programm - 9. Mai 2026

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
sehr geehrte Damen und Herren,

die Digitalisierung verändert das Gesundheitswesen grundle-
gend – von der elektronischen Patientenakte über Künstliche In-
telligenz bis hin zu neuen digitalen Versorgungsmodellen. Diese 
Entwicklungen bieten große Chancen, stellen uns aber zugleich 
vor neue Herausforderungen im Praxisalltag.

Mit dem eHealth Forum Freiburg bieten wir am 9. Mai 2026 
wieder eine Plattform, um sich aus erster Hand über aktuelle 
Entwicklungen zu informieren, mit ausgewiesenen Expertinnen 
und Experten zu diskutieren und praxisnahe Impulse für Ihre 
tägliche Arbeit mitzunehmen. 

Der Vormittag steht ganz im Zeichen der strategischen Wei-
chenstellungen. Unsere Expertinnen und Experten aus dem 
BMG, von der Techniker Krankenkasse, der gematik und der 
Gesundheitswirtschaft geben einen Überblick über die zentra-
len Entwicklungen. 

Am Nachmittag stehen IT-Sicherheit in Arztpraxen sowie er-
folgreiche digitale Versorgungsprojekte aus Baden-Württem-
berg im Mittelpunkt. Praxisnahe Beispiele zeigen, wie Digitali-
sierung konkret umgesetzt wird und welchen Mehrwert sie für 
die Versorgung bietet.

Das eHealth Forum lebt vom Dialog zwischen Praxis, Politik, 
Gesundheits-IT und eHealth-Experten. Nutzen Sie diese Platt-
form, um sich zu informieren und zu vernetzen. Wir laden Sie 
herzlich zur Teilnahme ein und freuen uns, Sie in Freiburg be-
grüßen zu dürfen.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. med. Karsten Braun, LL. M.
Vorsitzender des Vorstandes
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12.20 - 13.10

FORUM 2:

13.10 - 13.30

13.30 - 13.50

FORUM 3:

13.50 - 14.10

14.10 - 14.30

14.30 - 14.50

14.50 - 15.00

9.00 - 9.30

9.30 - 9.40

FORUM 1:

9.40 - 10.10

10.10 - 10.35

10.35 - 10.50

10.50 - 11.15

11.15 - 11.40

11.40 - 12.05

12.05 - 12.20

Mittagspause & Networking

IT–Sicherheit in Arztpraxen

Cyberrisiken: Prophylaxe und Sofortmaß-
nahmen gegen digitale Sepsis
Dr. Dirk Achenbach | Leiter des Forschungsberei-
ches Cybersecurity and Law, FZI Forschungszent-
rum Informatik 

Aktuelles zur IT-Sicherheitsrichtlinie der 
KBV
Dominique Dorner | IT-Berater der KVBW

Best Practices: Digitalisierung in 
Baden-Württemberg 

Weiterentwicklungen im 
116117-Terminservice
Admir Hadzijusufovic | Leitung Versorgungsplatt-
form, kv.digital GmbH

Hybride Versorgungssteuerung mit 
docdirekt
Dr. Doris Reinhardt | stellvertretende Vorsitzende 
des Vorstandes der KVBW

Digitale Patientenbegleitung mit der 
NAVIDA-App 
Jörg Holik | Programmleiter Digitale Kanäle & 
Services, AOK Baden-Württemberg 

Zusammenfassung & Verabschiedung

Onboarding

Begrüßung & Einführung
Martina Tröscher & Tobias Binder |  
Moderatoren-Team KVBW 

Grußwort KVBW
Dr. Karsten Braun, LL.M. |  
Vorsitzender des Vorstandes

Digitale Transformation des 
deutschen Gesundheitswesens

Digitalisierungsstrategie 2.0
Philipp Müller | Leiter der Abteilung Digitalisierung 
und Innovation im Bundesministerium für Gesund-
heit

Digitale Identitäten: Gamechanger für das 
Gesundheitswesen? 
Thomas Ballast | stellvertretender Vorsitzender des 
Vorstandes der Techniker Krankenkassen

Nachgefragt-Session

Kaffeepause

Einführung in die Regulatorik zu Künstli-
cher Intelligenz in der Medizin
Anisa Idris | Spitzenverband Digitale Gesundheits-
versorgung e.V. 

Digital unterstützte Versorgung – was es in 
der Praxis bedeutet
Dr. Johanna Ludwig | Leiterin der Stabsstelle Ver-
sorgung bei der gematik 

Nachgefragt-Session

Stand Februar 2026 - Änderungen vorbehalten

 Weitere Informationen und die Mög-
lichkeit zur Anmeldung finden Sie auf der 
Veranstaltungswebsite: 
www.e-health-forum.de
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Das Ministerium für Soziales, 
Gesundheit und Integration stellt 
kostenfrei Flyer zum Thema „Si-
cherer Schlaf für mein Baby“ zur 
Verfügung. Die Flyer sind in den 
folgenden Sprachen verfügbar: 
Deutsch, Englisch, Ukrainisch, 
Rumänisch, Polnisch, Griechisch, 
Arabisch, Türkisch und Italie-
nisch. Sie können kostenfrei über 
die Website des Ministeriums 
bestellt werden.  

 Weitere Informationen:

Ratgeber für 
Eltern

Rund 80 Absolvierende haben in 
Baden-Württemberg die erste Ap-
probationsprüfung im reformier-
ten Studiengang Psychotherapie 
erfolgreich abgelegt.

Im Jahr 2020 wurde die Psychothe-
rapie-Ausbildung neu geregelt: Nach 
dem Bachelor Psychologie folgt ein 
Masterstudium mit Schwerpunkt 
Klinische Psychologie und Psycho-
therapie. Danach ist zusätzlich eine 
Staatsprüfung vorgesehen – die Ap-
probation in Psychotherapie.  
Mit realitätsnahen Prüfungen, inklu-
sive Therapiegesprächen mit Schau-
spielpatientinnen und -patienten, 
markiere der Pilotdurchgang einen 
Meilenstein für die moderne Ausbil-
dung des Heilberufs, so das Regie-
rungspräsidium Stuttgart. Zweck der 
anwendungsorientierten Prüfung sei 
es, therapeutische Handlungskom-
petenzen möglichst realitätsnah ab-
zuprüfen. 

Praktische Fallprüfungen

Wie gut das funktioniert, zeigt die 
Reaktion einer angehenden Psycho-
therapeutin. „Vor allem der Master 
hat sich grundlegend verändert – und 
das ist aus meiner Sicht ein großer 
Schritt nach vorn“, findet Rebecca 
Schmitt* aus Freiburg. „Der Praxis-
bezug ist deutlich höher als früher: 
Durch die praxisorientierten Semi-
nare wurden wir viel besser auf den 

klinischen Alltag vorbereitet. Gerade 
die Rollenspiele, Fallbeispiele und 
das Arbeiten an konkreten Situatio-
nen machen einen Unterschied, weil 
man nicht nur theoretisch weiß, wie 
es geht, sondern therapeutisches Vor-
gehen tatsächlich einübt.“

Hoch verdichteter  
Masterstudiengang

Die Schattenseite sei allerdings der 
hohe Lerndruck: „In zwei Jahren 
ist der Stoff teilweise schwer zu be-
wältigen, vor allem, weil während 

der Praktikumsphasen zahlreiche 
Seminare parallel weiterlaufen. 
Das macht es fast unmöglich, ne-
benbei zu arbeiten – was für einige 
von uns aber finanziell notwendig 
ist. Stellenweise fühlt sich das Stu-
dium dicht gedrängt und manch-
mal überfordernd an.“
Die Approbationsprüfung findet 
Schmitt grundsätzlich gelungen 
und praxisnah gestaltet. „Wenn re-
alistische Settings und Therapie-
gespräche mit Schauspielpatien-
tinnen und -patienten geprüft wer-
den, geht es darum, wie man sich 

im Praxisalltag tatsächlich ver-
hält: therapeutische Haltung, Ge-
sprächsführung, klinisches Denken 
und situatives Handeln.“ Gleich-
zeitig sei die Prüfung auch ein klei-
ner Stresstest: „Man hat nur wenig 
Zeit, sich einzulesen, und dann nur 
eine kurze Zeit, um abzuliefern.“ 
Unterm Strich überwiege klar der 
Nutzen.
Die neuapprobierten Absolventin-
nen und Absolventen machen nun 
noch eine mehrjährige Weiterbil-
dung, um danach über die Kran-
kenkassen abrechnen zu dürfen. 

Allerdings herrscht im Moment  
Uneinigkeit über deren Finanzie-
rung. Rebecca Schmitt: „Nach 
der praxisnahen Approbation fühlt 
man sich bestärkt und ist richtig 
motiviert, in die Weiterbildung zu 
starten. Umso frustrierender ist es, 
dass ausgerechnet die finanziel-
le Situation in der Weiterbildung 
nicht verlässlich geklärt ist und 
stattdessen sogar Honorarkürzun-
gen drohen. Das nimmt viel Rü-
ckenwind und ist angesichts des 
Bedarfs an Psychotherapie nicht 
nachvollziehbar.“

Auf der Kippe stehende Vergü-
tung sorgt für Proteste

Die auf der Kippe stehende Ver-
gütung trieb zuletzt bundesweit 
Studierende und Absolvierende 
auf die Straße. Die Landespsycho-
therapeutenkammer Baden-Würt-
temberg steht fest auf der Seite 
der Protestierenden. Ein breites 
Bündnis aus Studierenden, Kam-
mern, Verbänden, Ausbildungs-
stätten und Universitäten fordert 
unter dem Motto „Psychotherapie-
Weiterbildung finanzieren – jetzt!“ 
eine nachhaltige Lösung.  mara 

 Weitere Informationen: 
www.lpk-bw.de

*Der Name wurde aus Gründen des Persön-
lichkeitsschutzes geändert.

Mehr Praxisnähe in der Psychotherapie-Ausbildung

Studierende kritisieren den hohen Lerndruck beim Studiengang Psychotherapie. 

Als Dr. Thomas Kühn im 
Jahr 2016 seine orthopädi-
sche Praxis und Klinik in 
Biberbach an seinen Sohn 
übergab, hätte für ihn ein ru-
higer Lebensabschnitt begin-
nen können. Doch Ruhestand 
im klassischen Sinne war für 
den heute 74-Jährigen keine 
Option. Stattdessen packte er 
seinen Koffer und besuchte 
einen Ort, der ihn in jungen 
Jahren geprägt hatte:  Tansa-
nia. In den 1980er-Jahren hat-
te Kühn dort zwei Jahre als 
Entwicklungshelfer gearbei-
tet. 

Elf Container Material

Seitdem hat sich die Situa-
tion in dem ehemals streng 
sozialistisch regierten Land 
zwar verbessert, doch medizinisch 
herrscht weiterhin Notstand. „Die 
Ausstattung mancher Kliniken ist 
erbärmlich“, erzählt er. Aus dieser 
Erfahrung heraus traf er nach sei-
nem Besuch eine ungewöhnliche 
Entscheidung: Er gründete 2018 
eine gemeinnützige Stiftung zur 
Förderung orthopädischer Projek-
te in Ostafrika. „Das erschien mir 
einfach sinnvoller, als nur Golf zu 
spielen oder sonst irgendetwas zu 
machen.“
Zweimal im Jahr reist Kühn seit-
dem nach Tansania und be-
sucht verschiedene Kliniken vor 

Ort. Immer wieder erlebt er, wie 
schlecht viele Einrichtungen aus-
gestattet sind. „Selbst in einer Uni-
versitätsklinik lagen frisch Verletz-
te unversorgt da. Ich war erschro-
cken, wie wenig vorhanden ist.“ 
Politische Probleme, mangelnde 
Transparenz und weitverbreitete 
Korruption erschweren die Situ-
ation zusätzlich. Die Einkommen 
sind in den vergangenen Jahren 
zwar gestiegen, doch gleichzeitig 
explodierten die Preise. Nur rund 
40 Prozent der Bevölkerung ver-
fügt über eine Krankenversiche-
rung, und selbst diese deckt längst 
nicht alle Kosten ab.

Mit seiner Stiftung versucht Kühn, 
zumindest einen Teil dieser Lücken 
zu schließen. Er organisiert medi-
zinisches Equipment – von OP-Ti-
schen über Röntgengeräte bis hin 
zu Verbandmaterial. Elf Container 
voller Hilfsgüter hat er bereits nach 
Tansania geschickt und vor Ort ei-
genhändig verteilt. 
Doch Material allein reicht nicht. 
Deshalb bildet Kühn in Tansania 
auch Ärztinnen, Ärzte und Pflege-
kräfte aus. Er gibt Kurse, begleitet 
Operationen und arbeitet eng mit 
den Teams zusammen. Stolz ist er, 
dass er kürzlich die erste Arthro-
skopie durchführen konnte  – ein 

Verfahren, das dort bis dahin 
nicht angewandt wurde. 

Nachfolger gesucht

Die Arbeit in seiner Stiftung 
managt Kühn fast vollstän-
dig selbst. „Ich möchte wis-
sen, wohin das Geld geht, 
welche Klinik ich unterstüt-
ze und wer dort arbeitet.“ Un-
terstützt wird er lediglich von 
zwei ehrenamtlichen Helfe-
rinnen, die sich um das Se-
kretariat und die Öffentlich-
keitsarbeit kümmern. Der 
Spenderkreis ist stabil und 
besteht hauptsächlich aus 
Freunden, Bekannten und 
Kolleginnen und Kollegen. 
So engagiert Kühn auch ist, 
die Frage nach der Zukunft 
bewegt ihn. Er sucht Men-

schen, die Interesse haben, in die 
Stiftung einzusteigen und sie per-
spektivisch zu übernehmen. Sein 
Wunsch: Dass die Unterstützung 
für die Kliniken weiterläuft, auch 
wenn er selbst irgendwann nicht 
mehr vor Ort sein kann. Noch will 
er aber nicht aufhören. Was ihn an-
treibt? „Die Patienten und das Kli-
nikpersonal. Sie sind dankbar für 
jede Unterstützung. Und das zeigt 
mir jedes Mal: Es lohnt sich.“ gk  

Weitere Informationen zur  
Stiftung: 
www.kuehn-foundation.com

„Sinnvoller, als nur Golf zu spielen“
Der Orthopäde Dr. Thomas Kühn engagiert sich in Afrika

Ein Ratgeber für Eltern

Sicherer Schlaf 
für mein Baby 

Dr. Kühn ist regelmäßig in Ostafrika.
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Reform des Bereitschaftsdienstes: 
Projektabschluss und nächste Schritte

Es ist ein Ärgernis ohnegleichen. 
Der Blutdruck steigt bei den Be-
auftragten der Bereitschaftspraxen, 
wenn am Samstag früh die MFA an-
ruft oder die KV SiS BW sich mel-
det, weil der diensthabende Arzt 
nicht zum Dienst erscheint. Dann 
gilt es, schnell einen Ersatz zu fin-
den, um die Patientenversorgung si-
cherzustellen. Da meistens die Zeit 
drängt, müssen die Praxisbeauftrag-
ten oft selbst den vakanten Dienst 
übernehmen.

Die Teilnahme am Bereitschafts-
dienst ist für die Vertragsärzte mit 
Übernahme der Zulassung verpflich-
tend. Sollte ein Arzt den Dienst nicht 
durchführen können, obliegt es dem 
diensthabenden Arzt selbst, sich um 
eine Vertretung zu kümmern. Hierfür 

steht den Vertragsärzten die Abgabe- 
oder Tauschfunktion in BD-Online 
zur Verfügung. Es empfiehlt sich 
zudem, über persönliche Austau-
sche (persönlich oder telefonisch) 
den Anliegen eines Diensttausches 
oder einer Dienstabgabe Nachdruck 
zu verleihen. 
Befreiungen vom Dienst sind nur in 
Ausnahmefällen möglich und sind 
nach den Kriterien der Notfalldienst-
ordnung der KVBW zu prüfen. 
Hierfür ist ein Antrag an die regio-

nale Notfalldienst-Kommission zu 
richten. Bei positiver Bescheidung 
wird der Antragsteller über eine in 
der Regel befristete Befreiung infor-
miert und die zeitweise Aussetzung 
der Dienstpflicht in BD-Online hin-
terlegt. 

Geldbußen und Maßnahmen 

Wenn ein Dienst verschuldet nicht 
angetreten wird, wird der Vorgang 
den Mitgliedern der Notfalldienst-
Kommissionen vorgelegt. Diese 
prüft die Erhebung eines pauscha-
lierten Aufwendungsersatzes. Wur-
de ein verschuldeter Nichtantritt 
nachgewiesen und eine Vertreter-
suche eingeleitet, kann die Kom-
mission den Einbehalt von 1.000 
Euro Aufwendungsersatz beschlie-

ßen. 
In Wiederholungsfällen wird 
neben dem pauschalierten Auf-
wendungsersatz auch dem Vor-
stand die Einleitung eines Dis-
ziplinarverfahrens empfohlen. 
Sollte der Vorstand ein Diszi-
plinarverfahren beschließen, 
werden diese Vorgänge vom 
Disziplinarausschuss entschie-
den, welcher auch entspre-
chende Maßnahmen ergreift. 
Dies kann eine Geldbuße bis 
50.000 Euro sein oder im 
schlimmsten Fall auch zu ei-
nem Ruhen der Zulassung bis 
zu zwei Jahren führen. Dem-
nach ist im Sinne einer kolle-

gialen Dienstorganisation die drin-
gende Bitte: Kommen Sie zu Ihren 
eingeteilten Diensten oder küm-
mern Sie sich bitte rechtzeitig um 
eine Vertretung zur Sicherstellung 
der Patientenversorgung außerhalb 
der Sprechstundenzeiten.  ks

Ärgernis: Nichtantritt im ÄBD
Es drohen Geldbußen bis zu 50.000 Euro 

Nach dem Projekt ist vor dem 
Projekt. Ein wesentlicher Teil 
der Reform des Ärztlichen Be-
reitschaftsdienstes (ÄBD) ist ge-
schafft. Die KVBW hat insgesamt 
26 Bereitschaftspraxen geschlos-
sen. Das entsprechende Projekt 
ist beendet. Aber die Arbeit noch 
lange nicht erledigt. 

In den verbliebenen Bereitschafts-
praxen werden in diesem Jahr die 
Öffnungszeiten noch angepasst und 
harmonisiert. Nach den bisherigen 
Erfahrungen haben die zusätzlichen 
Kapazitäten durch Erweiterung der 
Öffnungszeiten und überlappenden 
Arztschichten ausgereicht, um die 
zusätzlichen Patientinnen und Pati-
enten aus den geschlossenen Praxen 
aufzufangen. Das wird der KVBW 
jedenfalls aus allen verbliebenen 
ÄBD-Praxen berichtet. Bei der Be-
rechnung der Kapazitäten ist die 
KVBW vorsichtshalber davon aus-
gegangen, dass alle bisherigen Pa-
tienten sich auf andere Praxen auf-
teilen. Das ist aber keineswegs der 
Fall. Ein wesentlicher Teil hat kei-
ne Bereitschaftspraxis mehr aufge-
sucht. Anscheinend waren die Be-
schwerden doch nicht so gravie-
rend, um weitere Wege auf sich zu 
nehmen, oder es wurde die teleme-
dizinische Beratung genutzt. Alles 

Effekte, die durchaus gewollt wa-
ren. Die KVBW wird die Patienten-
zahlen anhand der Abrechnung wei-
ter analysieren und bedarfsorientiert 
nachsteuern. 

Weiterentwicklungen

Für den Sitzdienst in den Bereit-
schaftspraxen sollen die Gebie-
te neu zugeschnitten werden. Die 
KVBW möchte größere Dienstbe-
zirke schaffen und damit die Dienst-
belastung stärker angleichen. Weiter 

ist geplant, ein „Wunschelement“ in 
den Dienstplan aufzunehmen. Das 
bedeutet, dass die Dienste nicht 
mehr einfach über BD-Online zuge-
teilt werden, sondern es eine Mög-
lichkeit geben soll, dass die dienst-
verpflichteten Ärztinnen und Ärzte 
selbst Dienste „buchen“ können. 

Reform des Fahrdienstes für 
2027

Ein Schwerpunkt in diesem Jahr 
wird die Reform des Fahrdienstes 

sein. Hier gibt es im Land noch eine 
heterogene Landschaft. Die Dienst-
bezirke sind verhältnismäßig klein-
räumig. Es gibt Fahrdienste mit 
unterschiedlichen Anbietern und 
in einigen Dienstbezirken Selbst-
fahrerbereiche. Voraussichtlich ab 
dem zweiten Quartal 2027 soll der 
Fahrdienst neu strukturiert werden. 
Hier sind verschiedene Modelle in 
der Diskussion, daher steht die Or-
ganisation aktuell noch nicht fest. 
Klar ist nur, dass es eine einheit-
liche Struktur für das ganze Land 

geben soll und die bisher kleintei-
ligen Gebietszuschnitte aufgehoben 
werden. Ziel ist es, ein bedarfsori-
entiertes Angebot zu schaffen, das 
weniger Dienste beinhaltet. In ei-
nem ersten Pilotprojekt in der Re-
gion Mittelbaden (Landkreise Or-
tenau, Baden-Baden und Rastatt) 
hat sich gezeigt, dass auch deutlich 
weniger Ärzte auf der Straße aus-
reichen. Die KVBW orientiert sich 
dabei auch an den Erfahrungen aus 
anderen KVen. Daher soll auch eine 
verpflichtende telemedizinische Be-
ratung vorgeschaltet werden, bevor 
ein Hausbesuch erfolgt. Das würde 
die Zahl der Einsätze noch einmal 
deutlich reduzieren. 

Gebietsärztliche Dienste

2027 soll auch die neue Struktur 
für die Reform der gebietsärztlichen 
Dienste geschaffen werden. Vor al-
lem beim kinder- und jugendärzt-
lichen Dienst sind schon viele Vo-
raussetzungen geschaffen worden. 
Die Struktur wird unter Berücksich-
tigung der neuen Notfallgesetzge-
bung auch zu kinderärztlichen Inte-
grierten Notfallzentren (INZ) wei-
terentwickelt, damit sie dann 2027 
umgesetzt werden kann. Die struk-
turierte Vorgehensweise hat sich bis-
her mehr als ausgezahlt.  ks

Konzept der KVBW zur neuen Struktur im ÄBD ist aufgegangen

Verwaiste ÄBD-Praxis bei Nichtantritt

Gegen die Reform des Ärztlichen 
Bereitschaftsdienstes (ÄBD) der 
KV Baden-Württemberg hatten 
mehrere Städte und ein Landkreis 
geklagt. Die Kommunen hatten 
sich vor allem an der mangelnden 
Einbindung in die Entscheidungs-
prozesse gestört. Sie forderten 
mehr Transparenz und Mitspra-
cherecht, insbesondere wegen 
der Sorge, die Erreichbarkeit me-
dizinischer Versorgung könne in 
einigen Regionen leiden.

Im Februar 2026 wurde die Klage 
zurückgezogen – ein Schritt, den 
die KVBW ausdrücklich begrüßt. 
„Von Anfang an hatte es aus unse-
rer Sicht keinen Grund für die Kla-
ge gegeben. Ebenso war klar, dass 
die Erfolgsaussichten überschaubar 
sind, spätestens seit Frühjahr 2025, 
als das Sozialgericht den Antrag auf 

einstweilige Verfügung abgelehnt 
hat“, kommentierte Dr. Karsten 
Braun, Vorstandsvorsitzender der 
KV Baden-Württemberg, den 
Schritt der Kläger. Aus Sicht sei-
ner Vorstandskollegin Dr. Doris 
Reinhardt kann die bisherige Re-
form als Erfolg verbucht werden. 
„Wir haben es bedauert, dass die 
Kläger nicht das eigentliche Ziel 
unserer Reform, die Stärkung der 
Regelversorgung zu den Sprech-
stundenzeiten der Arztpraxen, 

mit uns gemeinsam ver-
folgt haben. Wir haben 
nun unsere Hausaufga-
ben für eine robuste und 
zukunftsfähige Struktur 
des Bereitschaftsdienstes 
erfüllt, die uns auch der 
Gesetzgeber im Zuge der 
geplanten neuen Gesetz-
gebung aufgeben wird.“ 

Reinhardt erklärte wei-
ter, dass sich das Kon-
zept nach den bisherigen 

Erfahrungen bewährt habe. Man 
könne den Dienst wesentlich fle-
xibler für die Ärztinnen und Ärzte 
gestalten. Gleichzeitig würden die 
Notaufnahmen weitgehend rück-
melden, dass sie keine erhöhte 
Inanspruchnahme verzeichneten. 
Auch der Rettungsdienst sei dem-
nach nicht zusätzlich belastet.  mt

Klage gegen ÄBD-Reform 
zurückgenommen

Erreichbarkeit im ÄBD gewährleistet
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SEMINARE / VERANSTALTUNGEN

eLearning-Kurse
Weitere Angebote unter: www.online-kurse.mak-bw.de

Kursname Zielgruppe Weitere Informationen

Grundlagen der Hygiene in der 
Arztpraxis

Ärztinnen/Ärzte, Praxismitarbeitende und Auszubildende, die in ei-
ner Praxis tätig sind und Kenntnisse auf dem Gebiet der Hygiene 
erwerben, auffrischen oder festigen wollen.

Kurs-Nr.: eL 01/26 Gebühr: 59,-
Dauer: 45 min., vertont
CME-Punkte: 2

Sicher ist sicher: 
Datenschutz im Praxisalltag leben 
und managen

Ärztinnen/Ärzte, Psychotherapeutinnen und -therapeuten, Praxis-
mitarbeitende und Auszubildende, die Kenntnisse zum Datenschutz 
erlangen, erweitern oder vertiefen wollen.

Kurs-Nr.: eL 03/26 Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min., vertont
CME-Punkte: 4

Hieb- und stichfest: 
Verordnung von Schutzimpfungen

Ärztinnen/Ärzte und Praxismitarbeitende, die aktuell oder künftig 
Impfungen durchführen und ihre Kenntnisse über deren Hintergründe 
und Verordnung erwerben, auffrischen oder festigen wollen.

Kurs-Nr.: eL 04/26 Gebühr: 98,-
Dauer: 100 min., vertont
CME-Punkte: 4

Jetzt zählt‘s: 
Hausärztliche Grundlagen des EBM

Ärztinnen/Ärzte und Praxismitarbeitende in Hausarztpraxen, die 
Leistungen nach dem EBM abrechnen und diesbezügliche Kenntnisse 
erwerben, erweitern oder auffrischen wollen.

Kurs-Nr.: eL 05/26 Gebühr: 98,-
Dauer: 110 min., vertont
CME-Punkte: 4

Wirkstoff Wissen: 
Verordnung von Sprechstundenbedarf

Ärztinnen/Ärzte und Praxismitarbeitende, die Kenntnisse zur Verord-
nung von SSB erwerben, erweitern oder auffrischen wollen.

Kurs-Nr.: eL 07/26 Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min., vertont
CME-Punkte: 4

Mittel und Wege: 
Verordnung von Heilmitteln

Ärztinnen/Ärzte und Praxismitarbeitende, die Kenntnisse zur Verord-
nung von Heilmitteln erwerben, erweitern oder auffrischen wollen.

Kurs-Nr.: eL 08/26, Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min., vertont
CME-Punkte: 4

Fit und fair im Umgang mit 
IGeL-Angeboten

Ärztinnen/Ärzte und Praxismitarbeitende, die aktuell oder künftig 
IGeL anbieten und ihre Kenntnisse darüber erwerben, erweitern 
oder auffrischen wollen.

Kurs-Nr.: eL 10/26 Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min., unvertont
CME-Punkte: 4
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MAK-Seminar Zielgruppe Datum Uhrzeit Ort

Ge-
bühr  
in Euro

CME-
Punkte Seminar-Nr.

ABRECHNUNG / VERORDNUNG

EBM für 
Fortgeschrittene – 
Facharztpraxen

Ärztinnen/Ärzte, Praxismitar-
beitende aus der Orthopädie / 
Chirurgie

11. Februar 2026 15.00 bis 18.30 
Uhr

Live-
Online

98,- 4 oL 14R

GOÄ für 
Fortgeschrittene

Ärztinnen/Ärzte, Praxismitarbei-
tende, nicht für Psychotherapeutin-
nen und -therapeuten

25. Februar 2026 15.00 bis 19.00 
Uhr

Live-
Online

98,- 5 oL 34F

BETRIEBSWIRTSCHAFT / ZULASSUNG

Gegen diesen Virus hilft 
kein Medikament – Cyber-
sicherheit in der Praxis

Ärztinnen/Ärzte 4. März 2026 15.00 bis 18.00 
Uhr

Live-
Online

69,- 4 oL 60R

PRAXISMANAGEMENT

Wundmanagement/effekti-
ve Wundversorgung in der 
Praxis

Ärztinnen/Ärzte, 
Praxismitarbeitende

7. März 2026 9.00 bis 17.00 
Uhr 

BD Frei-
burg

159,- 11 F 105

Neue Mitarbeitende 
professionell ausbilden und 
einarbeiten

Ärztinnen/Ärzte, erfahrene Praxis-
mitarbeitende

26. März 2026 9.00 bis 14.00 
Uhr

Live-
Online

159,- 8 oL 138F

QUALITÄTSMANAGEMENT

Basiskurs 
Qualitätsmanagement

Ärztinnen/Ärzte, 
Praxismitarbeitende

30./31. Januar 2026 Fr, 14.00 bis 
19.00 Uhr +
Sa, 9.00 bis 16.00 
Uhr

Live-
Online

259,- 18 oL 142S

Datenschutz in der Praxis Ärztinnen/Ärzte, 
Psychotherapeutinnen und -thera-
peuten, Praxismitarbeitende

10. Februar 2026 9.00 bis 14.00 
Uhr

Live-
Online

159,- 8 oL 152K

QUALITÄTSSICHERUNG UND -FÖRDERUNG

Kurs zur Aufbereitung von 
Medizinprodukten

Ärztinnen/Ärzte, Praxismitar-
beitende; Kurs schließt mit einer 
Prüfung ab

26. bis 28. Februar 
2026 + 
6. März 2026 
(Prüfungstag) 

jeweils 9.00 bis 
17.00 Uhr
Prüfungstag: 9.00 
bis 18.15 Uhr

BD 
Stuttgart

429,- 25 S 177

Moderatorentraining für 
Qualitätszirkel

Ärztinnen/Ärzte, Psychotherapeu-
tinnen und -therapeuten, die einen 
Qualitätszirkel leiten

7. Februar 2026 9.00 bis 17.00 
Uhr

Live-
Online

159,- 11 oL 187F

Hautkrebs-Screening – 
Fortbildung für Hausärzte

Fachärztinnen und Fachärzte für 
Allgemeinmedizin, Innere Medizin

28. Februar 2026 9.00 bis 17.00 
Uhr

BD 
Karlsruhe

229,- 8 K 195

Für Fragen steht das Team der 
MAK unter 

 0711 7875-3535 
zur Verfügung. 

Sichern Sie sich jetzt Ihren Semi-
narplatz. Nutzen Sie den Weg der 
Onlineanmeldung unter: www.mak-
bw.de

Auf unserer Website finden Sie 
weitere aktuelle Informationen zu 
unseren Seminarangeboten.

www.mak-bw.de

Seminare der Management Akademie der KVBW (MAK)
Live-Online-/Präsenz-Seminare 
Weitere Angebote unter: www.mak-bw.de
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Der Gesundheitskongress des 
Bundesverbands Managed Care 
(BMC) bot im Januar in Berlin 
eine wichtige Plattform für den 
überregionalen fachlichen Aus-
tausch zur Weiterentwicklung 
der ambulanten Versorgung. Die 
KVBW war dort gleich zweimal 
prominent vertreten. 

KVBW-Vorständin Dr. Doris Rein-
hardt beteiligte sich an einer Podi-
umsdiskussion zur „Zukunft der 
Professionen im Gesundheitswesen“ 
und der Frage, wie Zusammenarbeit 
zwischen den Gesundheitsberufen 
künftig gestaltet werden kann. Da-
bei wurde der Wunsch anderer Ge-
sundheitsberufe nach erweiterten 
Kompetenzen, etwa durch Direkt-
zugänge für Apothekerinnen, Apo-
theker oder Physiotherapeutinnen 
und Physiotherapeuten, formuliert. 
Reinhardt machte deutlich, dass die  

ambulante Versorgung bereits heu-
te stark interprofessionell geprägt 
ist. „Ärztinnen und Ärzte arbeiten 
sehr gerne mit anderen Gesund-
heitsberufen zusammen, zumal im-
mer mehr gesellschaftliche Themen 
in den Praxen der ambulanten Ver-
sorgung landen“, so ihr Statement. 
Dazu zählten unter anderem die Ver-
sorgung alleinlebender pflegebe-
dürftiger Menschen, fehlende sozi-
ale Unterstützung, Einsamkeit oder 
geringe Gesundheitskompetenz mit 
entsprechend häufiger Inanspruch-
nahme ärztlicher Leistungen.

Es braucht einen klaren Rahmen

Zugleich machte sie klar, dass ge-
lingende Zusammenarbeit verläss-
liche Rahmenbedingungen braucht: 

„All diese Kooperationen benöti-
gen einen klaren ordnungspoliti-
schen Rahmen, eine verlässliche 

digitale Kommunikation sowie 
vergütete Zeit für eine strukturier-
te, koordinierte Abstimmung.“ In 
Baden-Württemberg gibt es bereits 
bestehende, gut funktionierende 
Beispiele interprofessioneller Ko-
operation, etwa den Qualitätszirkel 
zu den Frühen Hilfen. 

Wachsende Bedeutung der KVen 
als Steuerungsinstanz

Wie KVen die ambulante Versor-
gung aktiv weiterentwickeln kön-
nen, stand im Mittelpunkt der Ses-
sion mit KVBW-Geschäftsführe-
rin Susanne Lilie. Gemeinsam mit 
Vertreterinnen und Vertretern an-
derer KVen sowie der Vitagroup 
diskutierte sie die wachsende Be-
deutung der KVen als strategische 
Steuerungsinstanzen, weit über die 
klassische Verwaltungsrolle hinaus. 
Kernpunkt der Diskussion war der 

Aufbau leistungsfähiger digitaler 
Versorgungsplattformen. Diese sol-
len Patientinnen und Patienten einen 
strukturierten, niedrigschwelligen 
und jederzeit verfügbaren Zugang 
zur ambulanten Versorgung eröff-
nen. Lilie unterstrich, dass der bun-
desweite Zugang über die 116117 
weiterhin der zentrale, einheitliche 
Einstiegspunkt sein müsse. Gleich-
zeitig seien landesspezifische Platt-
formen auf KV-Ebene unverzicht-
bar, um regionale Angebote voll-
ständig zu erfassen und aus einer 
Hand zu steuern.

Patientensteuerung muss  
akzeptiert werden

„Digitalisierung ist ein zentraler He-
bel für eine bessere Patientensteu-
erung“, betonte Lilie. „Sie ersetzt 
jedoch nicht die aktive Mitwirkung 
der Patientinnen und Patienten. 

Ergebnisse strukturierter Erstein-
schätzungen müssen akzeptiert und 
konsequent für den weiteren Versor-
gungsweg genutzt werden.“

Funktionierende Schnittstellen 
sind eine Herausforderung

Gleichzeitig benannte Susanne Li-
lie die bestehenden Herausforde-
rungen: die zuverlässige Anbin-
dung relevanter Patientendaten 
über funktionierende Schnittstellen, 
die Integration von Praxiskalendern 
oder die konsistente technische In-
frastruktur. Als funktionierendes 
Beispiel verwies Lilie auf docdi-
rekt, ein praxiserprobtes telemedi-
zinisches Angebot der KVBW, das 
bereits heute zeigt, wie digitale Ver-
sorgung qualitätsgesichert, patiente-
norientiert und nahtlos in bestehen-
de Strukturen eingebettet realisier-
bar ist. gk

Gesundheitskongress in Berlin: 
wichtige Impulse aus Baden-Württemberg 

Susanne Lilie betonte die Bedeutung der Digitalisierung. Gelingende Zusammenarbeit braucht verlässliche Rahmenbedingungen, so Doris Reinhardt. 

Dort hat die Kassenärztliche Ver-
einigung Baden-Württemberg 
(KVBW) frühzeitig die Initiative 

ergriffen und gemeinsam mit regi-
onalen Partnern neue Vernetzungs-
strukturen auf den Weg gebracht.
Im Mittelpunkt stand eine kürzlich 

durchgeführte Netzwerkveranstal-
tung, die die KVBW gemeinsam 
mit der Kommunalen Gesundheits-

konferenz des Zollernalbkreises or-
ganisiert hat. Ziel war es, angesichts 
einer angespannten hausärztlichen 
Versorgungslage – im Mittelbereich 

Balingen droht eine Unterversor-
gung – die relevanten Akteure zu-
sammenzubringen und gemeinsa-
me Lösungsansätze zu entwickeln. 
Insgesamt 34 Vertreterinnen und 
Vertreter aus Kommunen, Gesund-
heitsämtern, Kliniken, Hausärzte-
schaft, Ärzten in Weiterbildung so-
wie der KVBW nahmen daran teil, 
darunter auch der Landrat Günther-
Martin Pauli.

Wachsende Rolle der Kommu-
nen bei Gestaltung

Die Veranstaltung machte deutlich, 
wie entscheidend eine gute Ver-
netzung vor Ort für die nachhalti-
ge Weiterentwicklung der ambu-
lanten Versorgung ist. Diskutiert 
wurde unter anderem der Aufbau 
dauerhafter Austauschformate wie 
Ärztestammtische und gemeinsa-
me Fortbildungsangebote. Beson-
deres Augenmerk lag dabei auf der 
Einbindung von Studierenden so-
wie Ärztinnen und Ärzten in Wei-
terbildung, die als zentraler Faktor 

für eine erfolgreiche ärztliche Nach-
wuchsgewinnung gilt.
Zugleich wurde die wachsende Rol-
le der Kommunen sowohl bei der 
Gestaltung einer attraktiven Infra-
struktur als auch als aktive Plattform 
für Vernetzung und Praxisansied-
lung betont. Ergänzende niedrig-
schwellige Angebote wie Bürgerm-
obile oder Gesundheitscafés für die 
Bevölkerung wurden ebenfalls als 
unterstützende Maßnahmen ange-
regt. 
Ausgangspunkt für die Netzwerk-
veranstaltung war eine gezielte Ini-
tiative der KVBW, die angesichts 
der angespannten Versorgungslage 
ihre Aktivitäten im Zollernalbkreis 
das ganze letzte Jahr intensiviert 
hatte. Der Kommunalservice der 
KVBW suchte den Austausch mit 
kommunalen Akteuren, der Haus-
ärzteschaft und dem Gesundheits-
amt. Dabei zeigte sich, dass eine 
bislang unzureichende Vernetzung 
der relevanten Akteure eine zentrale 
Hürde für eine nachhaltige Weiter-
entwicklung der ambulanten Versor-

gung darstellte.
„Das Beispiel aus dem Zollernalb-
kreis zeigt, dass die Sicherstellung 
der ambulanten Versorgung nicht 
allein durch formale Planungsin-
strumente gelingt. Es erfordert die 
Bereitschaft aller Beteiligten zur 
Zusammenarbeit vor Ort“, betont 
Dr. Doris Reinhardt, stellvertrende 
Vorstandsvorsitzende der KVBW. 
Reinhardt lobt die enge und konst-
ruktive Zusammenarbeit mit dem 
Gesundheitsamt sowie die große 
Offenheit des Klinikums und der 
Kommunen, sich in den Prozess 
einzubringen. „Entscheidend für 
den Erfolg solcher Maßnahmen ist 
das gemeinsame Handeln von Ärz-
teschaft, Kommunen, Kliniken und 
Verwaltung“, so die Vorständin.
Das Vorgehen im Zollernalbkreis 
unterstreicht den Anspruch der 
KVBW, ihre Verantwortung für die 
Sicherstellung der ambulanten Ver-
sorgung aktiv und frühzeitig wahr-
zunehmen – gemeinsam mit den 
Regionen und bevor Versorgungs-
engpässe entstehen. gk

Die Burg Hohenzollern liegt im Zollernalbkreis. 

Aktive Vernetzung vor Ort
Wie mit aktivem und vorausschauendem Handeln die ambulante medizinische Versorgung sichergestellt wird, 

zeigt ein aktuelles Beispiel aus dem Zollernalbkreis 
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Noch bis zum 31. März 2026 kön-
nen sich Interessierte erneut im 
Rahmen der Landarztquote Ba-
den-Württemberg für einen von 
75 Studienplätzen in Humanme-
dizin bewerben – unabhängig von 
der Abiturnote. Das Programm soll 
die hausärztliche Versorgung in 
ländlichen Regionen stärken. Vo-
raussetzung ist die Verpflichtung, 
nach Studium und Facharztweiter-
bildung mindestens zehn Jahre als 
Hausärztin oder Hausarzt in unter-
versorgten Gebieten zu arbeiten.

Gesundheitsminister Manne Lucha 
betont, dass die Landarztquote den 
Zugang zum Medizinstudium er-
leichtert und gleichzeitig die Ver-
sorgung der Bevölkerung langfris-
tig sichert. Die Bewerbung erfolgt 
über www.ländarzt.de. Nach der 
schriftlichen Bewerbung werden 
rund 150 Bewerberinnen und Be-
werber zu Gesprächen eingeladen. 
Entscheidend sind der TMS, prakti-
sche medizinische Erfahrungen und 
das strukturierte Auswahlgespräch.  
red

Chance auf Medizinstudienplatz
Bewerbung beim „Ländarzt“-Programm möglich

Eine unabhängige Studie der 
Technischen Universität München 
bestätigt Verbesserungen in der 
Versorgung von Menschen mit 
Diabetes, die am DAK-Diabetes- 
programm teilnehmen. Die Unter-
suchung basiert auf rund 16.500 
Datensätzen aus den Jahren 2015 
bis 2018. Teilnehmende am Selek-
tivvertrag der DAK müssen deut-
lich seltener stationär behandelt 
werden. Die Wahrscheinlichkeit 
eines Krankenhausaufenthalts liegt 
zwölf Prozent unter der Vergleichs-
gruppe. Gleichzeitig nutzen sie 
regelmäßiger ambulante Arztter-
mine: die Frequenz stieg um neun 
Prozent. Auch medizinisch sinnvol-
le Arzneimittelverordnungen tre-
ten häufiger auf. Laut Studie bleibt 
das Programm bereits nach einem 
Jahr für die Kasse kostenneutral.
Thomas Bodmer, stellvertreten-
der Vorstandsvorsitzender der 
DAK-Gesundheit, bewertet die 
Ergebnisse positiv. Das Programm 
stärke Früherkennung und Be-
handlung diabetesbedingter Folge-
erkrankungen und verbessere die 
Lebensqualität der Versicherten.
Die Evaluation bestätigt auch die 
Erfahrungen vieler beteiligter Ärz-
te. Das strukturierte Screening 
unterstütze die Motivation der 
Patienten und erleichtere die lang-
fristige Betreuung chronischer Er-
krankungen, so Dr. Andreas Lueg, 
Diabetologe und Co-Autor.  red
 
 Weitere Informationen: 
dak.de/diabetesvorsorge-ärzte
dak.de/diabetesvorsorge

Diabetes:  
Verbesserung 

bewiesen 

Anlässlich des Darmkrebsmonats 
März ruft die KBV Ärztinnen und 
Ärzte dazu auf, in ihren Praxen 
auf Präventionsangebote auf-
merksam zu machen. Darmkrebs 
gehört zu den drei häufigsten 
Krebserkrankungen bei Frauen 
und Männern in Deutschland. 
Jedes Jahr sterben etwa 23.000 
Menschen an Darmkrebs. Die 
Zahl der Neuerkrankungen liegt 
jährlich bei rund 55.000. 
Die KBV unterstützt Praxen 
durch ein Wartezimmerplakat 
mit dem Titel „Große Probleme 
fangen oft klein an“. Es soll Pati-
entinnen und Patienten auf die 
Darmkrebsfrüherkennung auf-
merksam machen. 
Eine Infokarte informiert kurz 
und übersichtlich über das für 
Frauen und Männer einheitliche 
Vorsorgeangebot. Praxen kön-
nen beides kostenlos bei der KBV 
bestellen. Eine Patienteninforma-
tion zum Test auf nicht sichtbares 
Blut im Stuhl kann ergänzend als 
PDF-Dokument heruntergeladen 
werden.

 Weitere 
Informationen:

Darmkrebs-
monat März

Happy Birthday!
Wir gratulieren unserem ehemaligen stellvertretenden Vorstandsvor-
sitzenden der KVBW, Dr. Johannes Fechner, sehr herzlich zu seinem  
75. Geburtstag im März 2026.
Dr. Fechner hat die Arbeit der KVBW über zwei Legislaturperioden hin-
weg – bis Ende 2022 – mit großem Engagement geprägt. Besonders im 
Ärztlichen Bereitschaftsdienst hat er entscheidende Weichen gestellt: 
Mit der ersten ÄBD-Reform 2012/2013 schuf er zentrale Bereitschafts-
praxen, BD-Online und einheitliche Strukturen, die bis heute wirken.
Die KVBW wünscht ihm für die kommenden Lebensjahre alles Gute, 
vor allem Gesundheit und viele erfüllte Momente.

Im Frühjahr 2026 finden die nächs-
ten Sportweltspiele der Medizin 
und Gesundheit, international be-
kannt als  Medigames, vom 13. bis 
20. Juni in Istrien an der kroati-
schen Mittelmeerküste statt. 
Die beiden Orte Pula und Medulin 
bieten beste Voraussetzungen für 
großartige Wettkämpfe. Sportstät-
ten und Golfplätze in der Umge-
bung ergänzen das Angebot. Herr-
liche Naturparks, kilometerlan-
ge Küsten und Strände, pittoreske 
Fischerdörfer und mittelalterliche 

Städte bieten kulturelle Abwechs-
lung.
Die Sportlerinnen und Sport-
ler kommen aus über 40 Ländern. 
Die Sportweltspiele bieten auch 
deshalb einen internationalen, 
freundschaftlichen und fachlichen 
Austausch. Mitreisende Freunde 
und  Familien erleben eine Wo-
che mit kultureller Unterhaltung 
und sportlicher Herausforderung.  

 Weitere Informationen: 
www.sportweltspiele.de 

Am Freitag, 3. Juli 2026, 20 Uhr, 
lädt das Stuttgarter Ärzteorches-
ter zu einem Sommerkonzert in 
die KV Baden-Württemberg, Alb-
stadtweg 11 in Stuttgart-Möhrin-
gen ein. 
Unter der Leitung von Arnold 
Waßner erklingen zunächst das 
Violinkonzert d-Moll von Jean Si-
belius, interpretiert von Elisabeth 
Gühring an der Violine, und Lud-
wig van Beethovens kraftvolle Sin-
fonie Nr. 3 „Eroica“ Es-Dur. 

 Weitere Informationen:
www.stuttgarter-aerzteorchester.de 

Trauer um Dr. Jan Geldmacher

Sportweltspiele der Medizin
Medigames im Juni in Kroatien 

Sommerkonzert des Ärzteorchesters

Eintritt: 
23,20 /
6,70 Euro (ermäßigt)

Tickets: 
Online: www.reservix.de 
Telefonisch: Tel 0761 88849999  

und an den Reservix-Vorverkaufs-
stellen sowie Restkarten an der 
Abendkasse.

 Mit großer Betroffenheit nehmen 
wir Abschied von Dr. Jan Geldma-
cher, der am 14. Januar 2026 im 
Alter von 80 Jahren verstorben ist.
 
Das berufspolitische Engagement 
von Dr. Jan Geldmacher war be-
eindruckend. Von 2005 bis 2010 
war er als Vorstandsmitglied in 
der damals frisch fusionierten KV 
Baden-Württemberg tätig. Davor 
war er bereits viele Jahre Mit-
glied der Vertreterversammlung 
der KV Südbaden und von 1997 
bis 2004 deren stellvertretender 
Vorsitzender. 
Sein besonderes fachliches Au-
genmerk galt dem Themenfeld 

der rationalen Pharmakotherapie, 
in dem er als ausgewiesener Ex-
perte auch bundesweit geschätzt 
war. Mit hoher Sachkenntnis, kla-
rer Haltung und großem Engage-
ment setzte er sich für eine qua-
litätsgesicherte und wirtschaftli-
che Verordnungsweise ein. Mit 
der Publikation „Verordnungs-
forum“ hat er Maßstäbe gesetzt 
und maßgeblich dazu beigetra-
gen, eine qualitativ hochwertige 
und wirtschaftliche Verordnungs-
weise zu fördern. 
Neben seinem berufspolitischen 
Engagement bleibt sein Wirken 
als niedergelassener Internist in 
Erinnerung. Nach seiner Tätigkeit 

im Vorstand der KVBW kehr-
te Dr. Geldmacher wieder in die 
Patientenversorgung zurück. Er 
übernahm eine Hausarztpraxis 
in Gartow im Norden von Nie-
dersachsen, wo er bis Ende 2024 
praktizierte. Für seine Patientin-
nen und Patienten da zu sein, war 
ihm immer wichtig. Er war mit 
Leib und Seele Arzt – und das 
über 30 Jahre in eigener Praxis.
Mit Dr. Jan Geldmacher verliert 
die Ärzteschaft einen engagier-
ten und geschätzten Arzt und Be-
rufspolitiker. Der Vorstand, die 
Geschäftsführung und die Mitar-
beitenden der KVBW werden ihn 
in guter Erinnerung behalten.   mt
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Halbzeit
der KVBW-Vorstände

Nach zwei Jahren im Amt ziehen  
Dr. Karsten Braun und Dr. Doris 
Reinhardt eine Zwischenbilanz. Im 
Gespräch mit Pressesprecher Kai 
Sonntag blicken die beiden zurück 
auf zentrale Meilensteine der ver-
gangenen zwei Jahre, auf schwie-
rige Entscheidungen und Erfolge. 
Und sie verraten den KVBW-Mit-
gliedern, welche Themen sie in der 
zweiten Halbzeit ihrer Amtszeit an-
packen wollen.

Mehr auf Seite 3

eHealth Forum ...
... am 9. Mai 2026

Die Digitalisierung verändert das 
Gesundheitswesen grundlegend. 
Beim eHealth Forum Freiburg er-
halten Sie fundierte Einblicke in ak-
tuelle Entwicklungen – von der Di-
gitalstrategie des BMG über digtale 
Identitäten bis hin zur KI‑Regulie-
rung und IT‑Sicherheit. Es erwartet 
Sie ein spannendes Programm mit 
aktuellen Fachbeiträgen und inter-
aktiven Diskussionsformaten. Am 
besten gleich anmelden!

Mehr auf Seite 6

KVBW befürwortet höhere Steuern für Zucker, Tabak und Alkohol

Passgenaue 
Lösungen

Probleme lösen sich nicht durch Ab-
warten – sie verschärfen sich. Des-
halb ist es unser Anspruch, Ent-
wicklungen frühzeitig zu erkennen, 
faktenbasiert zu bewerten und kon-
sequent zu handeln. Entscheidungen 
treffen wir auf Grundlage belastba-
rer Daten.
Die ÄBD-Reform ist ein Beispiel da-
für. Sie war anspruchsvoll und nicht 
frei von Kritik, aber sie war notwen-
dig. Ein „Weiter so“ hätte die Regel-
versorgung weiter geschwächt. Wir 
haben Strukturen geschaffen, die 
zukunftsfähig sind, immer mit dem 
Ziel, Versorgungssicherheit der Pati-
enten und Zumutbarkeit für die Nie-
dergelassenen in Einklang zu brin-
gen. 
Das Konzept ist aufgegangen: Un-
ser Monitoring nach den Schließun-
gen zeigt, dass weder Notaufnah-
men noch Rettungsdienste stärker 
belastet wurden. Auch Patientenbe-
schwerden und die vielfach prognos-
tizierten Engpässe sind ausgeblieben. 
Mit docdirekt haben wir ergänzend 
ein digitales Versorgungsangebot 
an den Start gebracht. Über 10.000 
Patientinnen und Patienten konnten 
bislang über die Plattform telemedi-
zinisch beraten werden. Gerade in 
der besonders belasteten Zeit rund 
um Weihnachten und Neujahr hat 
sich docdirekt bewährt. Die struktu-
rierte medizinische Ersteinschätzung 
steuert Patienten in die richtige Ver-
sorgungsebene – Telemedizin, wo es 
sinnvoll ist, persönlich, wo es not-
wendig ist. 
Mein Dank gilt allen Kolleginnen 
und Kollegen, die über die Feier-
tage zusätzliche „Powerschichten“ 
und Dienste übernommen haben. 
Dieses Engagement hat maßgeblich 
zur Stabilisierung der Versorgung 
beigetragen.
Passgenaue Lösungen entstehen 
nicht zufällig. Sie sind das Ergeb-
nis sorgfältiger Analysen, enger Ab-
stimmung mit allen Beteiligten und 
klarer Verantwortlichkeiten. Diesen 
Weg werden wir weitergehen.

Einsparvorschläge zur GKV 
Gesundheitsministerin Nina War-
ken hat eine Expertenkommissi-
on einberufen, die Vorschläge zur 
künftigen Finanzierung des Ge-
sundheitswesens erarbeiten soll.  

Die Kommission hat ihre Arbeit 
aufgenommen und soll bis Ende 
März dieses Jahres ihre Vorschläge 
vorlegen. Noch ist also nicht klar, in 
welche Richtung die Maßnahmen 
gehen. Das hindert aber die unter-
schiedlichen Beteiligten nicht dar-
an, ihre eigenen Vorstellungen zu 
formulieren.
Ein Großteil der Vorschläge zielt 
darauf ab, die GKV-Einnahmen 
zu erhöhen. Das trifft beispiels-
weise auf die Forderung zu, dass 
versicherungsfremde Leistungen 

künftig vom Staat und nicht von 
den Beitragszahlern der Kranken-
kassen übernommen werden sollen. 
Als versicherungsfremd gelten Leis-
tungen, die aus GKV-Beiträgen fi-
nanziert werden, aber gesamtge-
sellschaftlichen Zwecken dienen 
und nicht direkt der Versorgung 
der Versicherten. Dazu zählen bei-
spielsweise die beitragsfreie Mit-
versicherung von Kindern und nicht 
erwerbstätigen Ehepartnern, die in-
direkte Finanzierung von Kranken-
hausinvestitionen sowie die vom 
Bund getragenen, aber bislang nicht 
kostendeckenden Beiträge für Be-
ziehende von Grundsicherung. Hier 
geht es laut IGES-Institut um einen 
Betrag von 58 Milliarden Euro pro 
Jahr, also eine beträchtliche Summe 

in der Größenordnung der gesam-
ten Kosten für die ambulante Ver-
sorgung. 

Eigenbeteiligungen

Ebenso zur Erhöhung der Einnah-
men würde die Einführung einer 
Eigenbeteiligung der Patienten 
führen. Die Vorschläge sind hier 
sehr unterschiedlich. Angefangen 
bei einer grundsätzlichen Gebühr 
bei jedem Arztbesuch über eine 
Eigenbeteiligung, wenn die Pati-
enten sich nicht an einen vorge-
schriebenen Weg halten, etwa ohne 
Überweisung des Hausarztes den 
Facharzt aufsuchen, bis hin zu ei-
ner Gebühr bei Inanspruchnahme 
des Bereitschaftsdienstes oder der 

Krankenhausnotaufnahme ohne 
vorherigen Kontakt zur 116117. An-
gedacht sind auch unterschiedliche 
Krankenkassentarife. Der Effekt ist 
schwer zu berechnen, da niemand 
weiß, wie sich die Zahl der Besu-
che entwickeln wird. Bei der Ein-
führung der Praxisgebühr im Jahr 
2012 sind die Facharztbesuche da-
nach nicht gesunken. Eher einfach 
strukturiert ist die Forderung, die 
Beitragsbemessungsgrenze zu er-
höhen oder ganz abzuschaffen. Für 
einen Teil der Versicherten hätte das 
deutlich höhere Beiträge zur Folge. 
Das Gleiche gilt für die Überle-
gung, die Familienversicherung ab-
zuschaffen, wie das in der privaten 
Krankenversicherung der Fall ist. 
� Fortsetzung auf Seite 2

KOMMENTAR
VON DR. REINHARDT

Beratungstermine
 online buchen 

Seit Januar können Sie Termine 
beim Verordnungsmanagement, 
der Niederlassungs- und Koope-
rationsberatung, der Beratung zu 
Prüfverfahren sowie bei der IT-
Praxisberatung auch online verein-
baren. Direkt auf der Startseite von  
kvbawue.de den Button „Bera-
tung buchen“ ansteuern und schon 
können Sie Termine für eine Bera-
tung frei wählen und direkt buchen. 
Nutzen Sie den neuen Service der 
KVBW.� Mehr auf Seite 9Ka
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� Fortsetzung von Seite 1
�
Zusätzliche Steuern

Auch zusätzliche Steuern sind in die 
Diskussion eingebracht worden. Ge-
dacht wurde hier von verschiedener 
Seite beispielsweise an eine Zucker-
steuer. Ebenfalls sind Erhöhungen 
der Alkohol- oder Tabaksteuer gefor-
dert worden. Eine neue Steuer oder 
eine Erhöhung der Alkohol- oder Ta-
baksteuer würde aber nicht die Ein-
nahmen der Krankenkassen erhöhen, 
da die Steuern in die öffentlichen 
Haushalte gehen. Dadurch könnte 
nur ein höherer Steuerzuschuss für 
die Krankenkassen oder möglicher-
weise der Ausgleich für die Über-
nahme der versicherungsfremden 
Leistungen finanziert werden. 

Tabu: Leistungskürzungen

Wenige Vorschläge beziehen sich 
bisher auf Leistungskürzungen 
Kaum jemand wagt es, eine solche 
Diskussion öffentlich zu führen. Von 
den einzelnen politischen Beteilig-
ten in Berlin sind Leistungskürzun-
gen bereits ausgeschlossen worden. 
Es zeigt sich, dass es kaum möglich 
ist, eine einmal eingeführte Leis-
tung wieder zu streichen. Kürzlich 
hatte sich der Wirtschaftsrat aus 
der Deckung gewagt und gefor-
dert, die zahnärztlichen Leistungen 
aus dem GKV-Katalog zu streichen. 
Der öffentliche Aufschrei war ge-
waltig. Dem Wirtschaftsrat wurde 
Neo-Liberalismus vorgeworfen, er 
wurde als Lobby-Organisation be-
schimpft und reflexartig haben alle 
ihre Solidarität mit den Patienten 
erklärt. Ganz gleich, wie man den 
Vorschlag einordnet, die Reaktion 
macht deutlich, dass eine an Kos-
ten und Nutzen orientierte Diskus-
sion über den Leistungsumfang der 
GKV aktuell nicht möglich ist. Die 
wäre aber dringend erforderlich. 
Denn es gibt auch Überlegungen, 
den Leistungskatalog auszuweiten. 
Hoffentlich machen sich dann alle 
klar: Einmal da, geht nie mehr weg.                   
� ks

Die FALK-
KVen, zu denen 
auch die KVBW 
zählt, haben die Spar-
pläne des GKV-Spitzenverban-
des aufs Schärfste kritisiert und ein 
eigenes Maßnahmenpaket für Ein-
sparungen vorgelegt. 
Im Sparpaket des GKV-Spitzenver-
bandes wurden mehr als 50 Maß-
nahmen definiert, mit denen sich 
jährlich rund 50 Milliarden Euro 
in der GKV einsparen lassen sol-
len. Die FALK-KVen betonen da-
gegen, dass der ambulante Bereich 
bereits jetzt erheblich zur Entlastung 
der GKV-Finanzen beitrage – nicht 
nur durch moderate Orientierungs-
wertsteigerungen, sondern auch da-
durch, dass jährlich Leistungen im 
Wert von rund 2,7 Milliarden Euro 
zwar erbracht, aufgrund der Budge-
tierung jedoch nicht vergütet werden. 
Trotzdem mache der GKV-Spitzen-
verband mit seinen Sparvorschlägen 
auch nicht vor den Vertragsärzten 
und -psychotherapeuten halt. Dabei 
fehle vor allem der kritische Blick 
auf die eigenen Strukturen. 

Einsparungen sollten ambulanten 
Bereich stärken

Der Vorstandschef der KVBW,  
Dr. Karsten Braun, konkretisiert die 
Kritik: „Es ist schon eine schwache 
Leistung, dass die Kassen kein Ein-
sparpotenzial bei sich selbst sehen.“ 
Braun bedauert, dass die Kranken-
kassen nicht analysiert haben, wo 
denn die Hauptlast der Versorgung 
liegt, und diesen Bereich dann auch 
stärken. Denn in den Praxen der nie-
dergelassenen Ärztinnen und Ärz-
te, Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten werden weit über 
90 Prozent der medizinischen Be-
handlungen vorgenommen – effizi-
ent, sparsam und mit hoher Qualität. 
Einsparungen im Gesundheitswesen 

müssten daher die 
ambulante Versor-

gung stärken. Braun är-
gert besonders das „Herum-

nörgeln an der Entbudgetierung der 
Haus- und Kinderärzte“. Man müs-
se den Patienten erklären, warum auf 
der einen Seite dringend Facharztter-
mine benötigt würden, auf der ande-
ren Seite dann aber budgetiert wer-
de. Wenn der Behandlungsbedarf 
groß ist und die Finanzmittel klein, 
bedeute das, dass nicht alle Behand-
lungen und alle Termine stattfinden 
könnten und dies offenbar kassen-
seitig so erwünscht sei. Diese Tat-
sache müssten die Krankenkassen 
ihren Versicherten gegenüber ehr-
lich klarstellen. „Es kann nicht sein, 
dass die Diskussion mit den Patien-
ten am Tresen der Arztpraxen statt-
findet und die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in den Praxen das ausba-
den müssen.“
Dr. Doris Reinhardt, die stellver-
tretende Vorstandsvorsitzende der 
KVBW, stellte klar, dass die nieder-
gelassenen Ärztinnen und Ärzte ih-
ren Beitrag zur Stabilisierung der Fi-
nanzen der GKV schon heute leisten. 

„Wir haben in diesem Jahr einen sehr 
moderaten Honorarabschluss ver-
einbart. Den Beteiligten an der am-
bulanten Versorgung kann niemand 
fehlende Solidarität und mangelndes 
Verantwortungsbewusstsein vorwer-
fen.“ 
Zu den benötigten Facharztterminen 
sagte sie, dass durch die Förderung 
von Erst-, Hausarztvermittlungs- 
und Akutterminen die bedarfsnot-
wendigen Behandlungstermine für 
die Patienten in den Praxen stabi-
lisiert worden seien. Gelöst sei das 
Problem aber keinesfalls: „Wenn 
uns auch im fachärztlichen Bereich 
die Versorgung schrittweise weg-
bricht, dann fehlen einfach Termi-
ne. Das ändert aber nichts daran, 
dass die Förderung dieser Termine 

unbedingt beibehalten werden muss.“ 
Das Fazit der FALK-KVen zu den 
GKV-Sparplänen: „Die ambulan-
te Zitrone ist ausgepresst. Jetzt er-
neut einen Kahlschlag zu fordern, 
wird spürbare Konsequenzen für 

die ambulante Patientenversorgung 
haben.“ Das FALK-Papier „GKV-
Sparpläne gefährden ambulante Ver-
sorgung – wo sparen wirklich not-
wendig wäre!“ ist einsehbar unter:
www.kvbawue.de/pdf5277          ks

Forderungen der FALK-KVen (Auszug)
Krankenkassen
•	 Reform der Kassenlandschaft mit Senkung der Verwaltungskosten 

und Fusionen

Krankenhäuser
•	 Reduzierung der Betten
•	 Ersteinschätzungsverfahren zur Patientensteuerung im INZ
•	 Einführung von Mindestmengen an DRGs

Apotheken 
•	 Verpflichtung zu 24/7-Bereitschaftsdienst mit Fahrdienst pro Mittelbe-

reich (50.000 Einwohner), um doppelte Hausbesuche, Rettungsdienst-
fahrten und die Verschlechterung von Krankheitsfällen zu verhindern 

•	 Abschlag von zehn Prozent auf Fixkostenzuschlag bei Nichterfüllung 

Pharmazeutische Dienstleistungen 
•	 Abschaffung oder Vergütung analog EBM mit Budgetierung und Wirt-

schaftlichkeitsprüfung 
•	 Dokumentationspflicht in separatem ePA-Bereich 

Ambulanter Bereich 
•	 Entbudgetierung und Aufhebung von Fallzahlbegrenzungen 
•	 Angleichung der Steigerungen des ambulanten Orientierungswertes an 

die Steigerung des Orientierungswertes der Krankenhäuser
•	 Entlastung durch Entbürokratisierung 
•	 Abschaffung von Regressbedrohungen und Einführung von Bagatell-

grenzen
•	 Funktionstüchtige Digitalisierung 
•	 Vereinfachung des Zulassungswesens 
•	 Nachwuchssicherung durch Bereitstellung von Mitteln zur Weiter-

bildung des ärztlichen und psychotherapeutischen Nachwuchses im 
ambulanten Bereich 

„Die Zitrone ist ausgepresst“
Freie Allianz der Länder-KVen (FALK) wehren sich gegen Sparpläne für die ambulante Versorgung

Was sind die FALK‑KVen?

Die FALK‑KVen sind die „Freie Al-
lianz der Länder‑KVen“, ein freiwil-
liger Zusammenschluss von derzeit 
acht Kassenärztlichen Vereinigun-
gen: 
Baden‑Württemberg, Bayern, Hes-
sen, Mecklenburg‑Vorpommern, 
Saarland, Rheinland‑Pfalz, Nord-
rhein und Westfalen‑Lippe.

Es handelt sich um eine gesund-
heitspolitische Allianz, die die Inter-
essen der Länder‑KVen gegenüber 
Bundespolitik und Selbstverwaltung 
bündelt und stärker sichtbar macht.
Diese KVen vertreten zusammen 
rund 111.000 Niedergelassene 
– also fast zwei Drittel aller Ver-
tragsärztinnen, Vertragsärzte, Psy-
chotherapeutinnen und Psychothe-
rapeuten in Deutschland.

Kurz vor den Landtagswahlen in 
Baden-Württemberg hat die CDU 
ihren Bundesparteitag in Stuttgart 
abgehalten. Die KBV war mit ei-
nem Stand vertreten und hat die 
KVBW dazu eingeladen, präsent 
zu sein. 

Sichtbarkeit spielt in der politi-
schen Kommunikation eine zentra-
le Rolle. Viele Themen in der Ge-
sundheitspolitik sind äußerst kom-
plex und eignen sich schnell für 
blanken Aktionismus. Umso wich-
tiger ist das Gespräch.  
Ein Stand auf einem Bundespartei-
tag bietet viele Möglichkeiten, mit 
relevanten Akteuren in den Aus-
tausch zu kommen. Viele Dele-
gierte nutzen die Gelegenheit, sich 
über gesundheitspolitische Themen 
zu informieren. Zwei intensiv dis-
kutierte Anträge befassten sich mit 
der Einführung einer Zuckersteuer 
sowie der telefonischen Arbeitsun-
fähigkeitsbescheinigung (AU). Die 

Delegierten lehnten die Zuckersteu-
er ab und sprachen sich dafür aus, 
die telefonische AU abzuschaffen.

Viele Gesetze vor Umsetzung

Viele Gesetze stehen im Bund in 
diesem Jahr an. Vor allem soll es 
eine Reform des Notfalldienstes 
geben, ebenso sollen die ersten 

Schritte hin zu einem Primärver-
sorgungssystem gegangen werden. 
Diese Vorhaben haben erhebliche 
Auswirkungen auf die ärztliche und 
psychotherapeutische Versorgung 
und bergen entsprechend Konflikt-
potenzial. Viele Akteure im Ge-
sundheitswesen nutzen daher jede 
Gelegenheit, ihre Positionen früh-
zeitig in die politische Diskussion 

einzubringen. Wertvoll sind daher 
die Gespräche, die auf dem Partei-
tag mit Bundesgesundheitsministe-
rin Nina Warken, mit Kanzleramts-
minister Thorsten Frei und zahl-
reichen Gesundheitspolitikern aus 
dem Bund geführt werden konn-
ten. Interessant auch der Austausch 
mit Außenminister Johann Wade-
phul, der über seine Gespräche mit 

ausländischen Regierungen berich-
tete, in denen häufig ebenfalls die 
Gesundheitsversorgung angespro-
chen wird. So hätten viele Länder 
weitaus größere Probleme in der 
Versorgung. 
Wichtig sind auch die Gesprä-
che mit den Landespolitikern, die 
ebenfalls auf einem Bundespar-
teitag anwesend sind. In Baden-
Württemberg wird es nach den 
Landtagswahlen einen Wechsel an 
der Spitze des Sozialministeriums 
geben, da Minister Manne Lucha 
nicht mehr antritt. Zwar sind die 
Regelungen für die Gesundheitspo-
litik zu weiten Teilen Bundesrecht. 
Dennoch haben die Länder erheb-
lichen Einfluss auf die Versorgung. 
Dazu gehören die Krankenhaus-
versorgung, aber auch die Nieder-
lassungsförderungen. Ebenso wer-
den viele Entscheidungen bei der 
künftigen Ausgestaltung des Not-
falldienstes in den Landesgremien 
getroffen. � ks

CDU-Parteitag: für die Anliegen der ambulanten Versorgung präsent

In Stuttgart: Dr. Braun, Dr. Gassen, Ministerin Warken, Dr. Reinhardt (von links)
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Im Januar 2023 haben Dr. 
Karsten Braun und Dr. Doris 
Reinhardt ihr Amt als Vorstän-
de der KVBW angetreten. Zuvor 
war Dr. Braun viele Jahre als 
Orthopäde und Unfallchirurg 
in Wertheim niedergelassen.  
Dr. Reinhardt hat mit einem Pra-
xispartner eine Hausarztpra-
xis in Friesenheim geführt. Zum 
Jahresbeginn 2026 war für beide 
Halbzeit in der laufenden Amts-
periode, die bis Ende 2028 dau-
ert. Im Gespräch mit ergo ziehen 
beide eine Zwischenbilanz. 

Sie sind jetzt seit etwas mehr als drei 
Jahren im Amt. Vermissen Sie die 
Praxistätigkeit?

Braun: Natürlich fällt es dem Ortho-
päden und Unfallchirurgen schwer, 
nicht mehr das Skalpell in der Hand 
zu haben. Aber mir macht meine Ar-
beit so viel Spaß, dass ich weiß, die 
richtige Entscheidung getroffen zu 
haben. 

Reinhardt: Ich vermisse schon die 
kontinuierliche Patientenbetreuung, 
Hausbesuche, Palliativmedizin und 
den engen Kontakt zu den Patien-
ten. Wir sprechen jetzt über Primär-
versorgung und zu Themen, die ich 
früher selbst aktiv gestaltet habe. Ich 
betrachte die Themen jetzt aus einem 
anderen Blickwinkel, da kommt mir 
meine langjährige Erfahrung zugute. 
Und das mache ich sehr gerne. 

Wie gehen Sie mit der Verantwor-
tung um?

Braun: Wir sind uns bewusst, dass 
das eine Aufgabe mit einer ex- 
trem großen Verantwortung ist – ge-
genüber unseren Mitgliedern, den 
Mitarbeitenden und natürlich den 

Menschen in diesem Land. Dazu 
muss man bereit sein, sonst darf man 
nicht Vorstand sein. 

Reinhardt: Man hat uns ja nicht ins 
Amt gedrängt, wir wollten das. In 
dem Begriff Verantwortung steckt 
das Wort Antwort drin. Wenn ich 
Verantwortung übernehme, habe ich 
eigene Vorstellungen, die ich in Ant-
worten formulieren kann. Wer eine 
Praxis als Inhaber viele Jahre geführt 
hat, lernt, Entscheidungen zu treffen 
und zu ihnen zu stehen. 

Wie sehen Sie Ihre Rolle in der 
Schnittstelle zwischen Politik und 
den Mitgliedern?

Braun: Die ambulante Versorgung 
ist für mich der effektivste und leis-
tungsstärkste Sektor im Gesund-
heitssystem. Das funktioniert aber 
nur, wenn die Rahmenbedingun-
gen stimmen und wir die Niederlas-
sung attraktiv gestalten. Dazu brau-
chen wir den Dialog mit Politik und 
Krankenkassen und eine klare Inte-
ressenvertretung unserer Ärzte und 
Psychotherapeuten. Daran arbeiten 
wir konsequent und scheuen uns 
auch nicht, mit dem einen oder an-
deren anzuecken. Vieles von unse-
rer Arbeit besteht darin, innerärztli-
che Konflikte zu vermeiden. In den 
letzten Jahren haben wir intensiv den 
Dialog mit unseren Mitgliedern ge-
sucht, um Konsens herzustellen. Es 
ist uns wichtig, die Perspektiven un-
serer Mitglieder in unsere Entschei-
dungen einfließen zu lassen. 

Reinhardt: Wir sehen die breite 
Vielfalt der Praxen und ihre unter-
schiedlichen Bedingungen. Wenn 
wir also über Regulierungen reden, 
wissen wir, dass wir in dieser Viel-
falt nur eine begrenzte Schnittmenge 

haben und wir nicht 
jeden Einzelaspekt 
berücksichtigen 
können. Wir müssen 
schauen, dass wir  
jedem noch Luft 
zum Atmen lassen. 
Das bedeutet auch 
Respekt zwischen 

den Mitgliedern, dass der eine etwas 
anders macht als der andere. Haben 
wir diesen Respekt unter den Mit-
gliedern nicht, können wir in unserer 
Position keine guten Entscheidungen 
treffen. Diese Rückendeckung brau-
chen wir. 

Welche Themen standen für Sie bis-
her im Vordergrund?

Braun: In meinem Ressort war das 
Ringen um die Entbudgetierung im 
Bereich der Hausärzte, der Kinder- 
und Jugendärzte und der Ärzte in 
der Kinder- und Jugendpsychiatrie 
eines der wichtigsten Themen. Das 
ist gelungen. In Bezug auf die fach-
ärztlichen Leistungen müssen wir 
weiterarbeiten, vor allem wenn wir 
an eine Steuerung in einem Primär-
arztsystem denken. Das weitere gro-
ße Thema ist die Ambulantisierung 
der Versorgung, etwa durch stations-
ersetzende Leistungen wie die Hyb-
drid-DRGs. Das dritte Thema sind 
Maßnahmen zur Digitalisierung und 
Entbürokratisierung. Hier nenne ich 
exemplarisch das Mitgliederportal 
oder die Mitgliederrückmeldung für 
die sachlich-rechnerische Berich-
tigung der Abrechnung. Als zweit-
größte KV ist mir auch wichtig, un-
sere Stimme in Berlin, in der KBV, 
der Politik und den Gremien hörbar 
zu machen. Es hilft, dass wir in ei-
nem engen Dialog zur Bundesge-
sundheitsministerin stehen. 

Reinhardt: Dieses Gestalten konn-
ten wir im ÄBD hervorragend um-
setzen. Das hat auch viel mit der Fra-
ge zu tun, wie wir Versorgung steu-
ern und gestalten wollen. Ich freue 
mich, dass wir uns entschieden ha-
ben, größer, bedarfsorientierter, auch 
mutig zu denken und in Telemedizin 

und Digitalisierung zu investieren. 
Da spielen wir bundesweit ganz vor-
ne mit. Wenn ich mir die Rückmel-
dungen anschaue,  kann ich sagen, 
dass wir das richtig gemacht haben. 
Das gibt uns wiederum den Rücken-
wind, die nächsten Schritte zu gehen, 
um 24/7 gute Rahmenbedingungen 
für unsere Mitglieder zu schaffen. 

Was hat Sie am meisten geärgert in 
den letzten drei Jahren?

Reinhardt: Mich ärgert am meis-
ten, wenn uns von der Politik unter 
vier Augen gesagt wird, dass man 
etwas tun muss, weil die Strukturen 
nicht mehr fortgeführt werden kön-
nen, dann aber nicht die Entschlos-
senheit hat, die nötigen – auch unpo-
pulären – Entscheidungen zu treffen. 
Ich glaube, dass wir als KVBW eine 
große Glaubwürdigkeit haben. Uns 
ist es wichtig, klare, nachvollziehba-
re und plausible Entscheidungen zu 
treffen. Wir müssen ja noch andere 
Beteiligte, wie etwa die nicht-ärztli-
chen Gesundheitsberufe, mitführen. 
Auch darüber spricht die Politik, 
aber keiner trifft die Entscheidung, 
in welchen Versorgungskonzepten 
dies konkret umgesetzt werden soll.  
In den politischen Debatten wird je-
dem mittelständischen Unternehmen 
wirtschaftlicher Erfolg zugestanden. 

Ich ärgere mich, dass den inhaberge-
führten Praxen, die auch Arbeitgeber 
sind und in Praxisstrukturen inves-
tieren, Abzockerei, Fehl- und Nicht-
versorgung unterstellt wird. 

Braun: Mich ärgert am meisten die 
fehlende Wertschätzung, die zum 
Ausdruck kommt, wenn uns etwa der 
Vorgänger der jetzigen Ministerin als 

Lobbyisten beschimpft und keinen 
Dialog führt. Das ist deutlich besser 
geworden. Dennoch sehe ich nach 
wie vor, dass nicht erkannt wird, dass 
die ambulante Versorgung der zent-
rale Versorgungsbereich im Gesund-
heitswesen ist. Und ich ärgere mich, 
wenn die politisch Handelnden auf 
uns einprügeln, wenn wir deren Re-
gelungen umsetzen. 

Was steht in der zweiten Hälfte Ih-
rer Amtsperiode im Vordergrund?

Braun: Klares Ziel ist die wirt-
schaftliche Stabilität und Entlastung 
unserer Praxen durch leistungsge-
rechte Vergütung und Bürokratie-
abbau. Zweiter Punkt ist die kon-
sequente Weiterentwicklung digita-
ler und auch sektorenübergreifender 
Versorgungsstrukturen wie etwa Te-
lemedizin oder digitale Kommuni-
kation. Der dritte Punkt ist Nach-
wuchs- und Strukturförderung. Wir 
müssen darauf hinwirken, dass wir 
den Bedürfnissen der jungen Gene-
ration durch flexible Arbeitszeitmo-
delle oder kooperative Versorgungs-
formen besser gerecht werden. 

Reinhardt: Den ÄBD werden wir 
noch mehr zu einem bedarfsorien-
tierten Versorgungsangebot wei-
terentwickeln. Ich würde mir wün-

schen, dass wir am Ende 
der Amtsperiode dazu 
beigetragen haben, dass 
die Menschen im Haus 
gerne hier arbeiten und 
unsere Mitglieder die 
KV als Serviceorganisa-
tion verstehen. 

Braun: Halbzeit ist we-
niger Anlass zur Selbst-

zufriedenheit, auch wenn wir eini-
ges auf den Weg gebracht haben, 
als vielmehr der Zeitpunkt für eine 
Standortbestimmung. Wir haben vie-
le Weichen gestellt, aber gleichzeitig 
liegt noch viel Arbeit vor uns. Von 
der Politik und einer neuen Landes-
regierung erwarten wir Ehrlichkeit 
gegenüber der Bevölkerung beim 
Thema begrenzte Ressourcen.� ks

Wir haben viele 
Weichen gestellt, 
aber gleichzeitig 
liegt noch viel Ar-
beit vor uns.

Drei Jahre an der Spitze: Braun und Reinhardt 
über Verantwortung, Versorgung und Vorhaben

Ziehen Zwischenbilanz: Dr. Karsten Braun und Dr. Doris Reinhardt im  
Gespräch mit Pressesprecher Kai Sonntag
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Land stärkt kinder- und jugendärztliche Versorgung
Zehn zusätzliche Weiterbildungsstellen für 2026 gesichert 

Das Ministerium für Soziales, Ge-
sundheit und Integration finanziert 
zehn zusätzliche Weiterbildungsstel-
len für angehende Kinder- und Ju-
gendärztinnen und -ärzte im ambu-
lanten Bereich. So soll die Zukunft 
der ambulanten kinder- und jugend-
ärztlichen Versorgung gestärkt und 
mehr Nachwuchs für die ambulan-
te Pädiatrie gewonnen werden. Dies 
gilt insbesondere in ländlichen Re-
gionen und in Gebieten mit drohen-
der Unterversorgung. Denn bereits 
jetzt ist das bundesgesetzlich vorge-
sehene Kontingent für fachärztliche 
Weiterbildungsförderung in Baden-
Württemberg fast vollständig ausge-
schöpft. Im Bereich der Kinder- und 
Jugendmedizin konnten dadurch zu-
letzt viele Anträge nicht mehr bewil-
ligt werden. 

Ärztenachwuchs wird bei der 
Niederlassung unterstützt

Minister Manne Lucha betont: 
„Kinder und Jugendliche brauchen 
eine verlässliche wohnortnahe und 
flächendeckende medizinische Ver-
sorgung. Mit den zusätzlichen Wei-
terbildungsstellen investieren wir 
gezielt in die Zukunft der ambulan-
ten Pädiatrie und unterstützen junge 
Ärztinnen und Ärzte auf ihrem Weg 

Land sich hier weiterhin engagiert. 
„Die Erfahrung zeigt, dass die För-
derung der Weiterbildung eine er-
folgreiche Maßnahme darstellt, um 
junge Ärztinnen und Ärzte für die 
Tätigkeit in einer Praxis zu gewin-
nen. Wir bedauern, dass der Bund 
sich hier bisher nicht bewegt hat 
und die Zahl der Weiterbildungs-
stellen auch bei den Kinder- und Ju-
gendärzten unverändert begrenzt hat. 
Umso wichtiger ist es, dass wir wei-
terhin auf das Land zählen können.“

in die Niederlassung. Gleichzeitig 
entlasten wir Praxen, die bereit sind, 
Verantwortung für die Weiterbildung 
zu übernehmen. Das soll den Bund 
jedoch nicht von seiner Verantwor-
tung befreien, das Kontingent für 
die pädiatrischen Weiterbildungs-
stellen aufzuheben. Hierfür werde 
ich mich natürlich auch weiterhin 
einsetzen.“
Dr. Doris Reinhardt, stellvertreten-
de Vorstandsvorsitzende der KVBW, 
zeigt sich sehr dankbar, dass das 

Das Land überbrückt mit der Förde-
rung eine Finanzierungslücke, die 
durch bundesrechtliche Vorgaben 
entstanden ist, nun mit Landesmit-
teln und erwartet, dass der Bund die 
Kontingentierung der kinder- und 
jugendärztlichen Weiterbildung als-
bald aufhebt. Manne Lucha hat be-
reits entsprechende Initiativen in die 
Gesundheitsministerkonferenz und 
den Bundesrat eingebracht. 
Die geförderten Stellen richten 
sich insbesondere an Ärztinnen 

und Ärzte im letzten Abschnitt ihrer 
fachärztlichen Weiterbildung. Durch 
die Tätigkeit in kinderärztlichen 
Praxen sollen sie wertvolle Praxiser-
fahrung sammeln und die ambulante 
Versorgung aus erster Hand kennen-
lernen. Dies führt häufig dazu, dass 
sie sich im Anschluss für eine dau-
erhafte Tätigkeit in diesem Bereich 
entscheiden. 

Rund 700.000 Euro Finanzierung

Für die Finanzierung stellt das Land 
Baden-Württemberg bis zu 696.000 
Euro zur Verfügung. Die KVBW 
übernimmt die Umsetzung, das Be-
werbungsverfahren sowie die be-
darfsgerechte Verteilung der Stellen, 
wobei ländliche Räume und unter-
versorgte Regionen vorrangig be-
rücksichtigt werden. 
Mit der Vereinbarung unterstreichen 
Land und KVBW ihr Ziel, die am-
bulante medizinische Versorgung 
von Kindern und Jugendlichen nach-
haltig zu sichern – durch konkrete 
Maßnahmen, partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit und gezielte Investiti-
onen in den Nachwuchs. � ef 
 
 Weitere Informationen:
weiterbildung@kvbawue.de
Praxisservice: 0711 7875 3300

Baden-Württemberg investiert in den kinderärztlichen Nachwuchs. 

Baden-Württemberg treibt die me-
dizinische Versorgung in Pflegeein-
richtungen weiter voran: Mit rund 
1,6 Millionen Euro fördert das Land 
sechs innovative Televisite-Projek-
te sowie eine wissenschaftliche Ge-
samtevaluation. Ziel ist es, ärztli-
che Betreuung direkt in die Pflege-
einrichtungen zu bringen, Wege zu 
sparen und die Versorgung pflege-
bedürftiger Menschen spürbar zu 
verbessern. 
Gesundheitsminister Manne Lucha 
erklärte, Televisiten ermöglichten 
älteren Menschen mit Pflegebe-
darf eine medizinische Betreuung 
„auf Augenhöhe“ und sicher in ih-
rer gewohnten Umgebung. Dies sei 
ein Gewinn für die Betroffenen und 
die Pflege. Die Televisiten adres-
sieren zentrale Herausforderungen 
der Langzeitpflege: eingeschränk-
te Mobilität der Pflegebedürftigen, 
Fachkräftemangel, Zeitdruck, Ab-
stimmungsprobleme zwischen ver-
schiedenen Sektoren und eine effi-
ziente Nutzung knapper Ressourcen. 
Gleichzeitig profitieren Pflegeein-
richtungen und Ärzteschaft von 

klaren Absprachen und besserer Zu-
sammenarbeit.

Verbleib in der vertrauten  
Umgebung ist ein großer Vorteil

Minister Lucha: „Unsere bisherigen 
Erfahrungen zeigen: Wenn Pflege 
und Ärzteschaft verlässlich zusam-
menarbeiten, steigt die Qualität der 
Versorgung deutlich. Televisiten 
sparen Wege, reduzieren Kranken-
haustransporte und entlasten Not-
aufnahmen und Arztpraxen. Bereits 
vom Land geförderte Projekte haben 
gezeigt, dass insbesondere der Ver-
bleib in der vertrauten Umgebung 
ein großer Vorteil für die Pflegebe-
dürftigen ist. Gleichzeitig lassen sich 
Wartezeiten verkürzen und Trans-
portwege vermeiden.“
Die Fördermittel verteilen sich auf 
sechs Projekte mit unterschiedli-
chen Schwerpunkten im Bodensee-
kreis sowie in Bruchsal, Konstanz, 
Reutlingen und Sinsheim. Die Pro-
jekte werden von einer umfassen-
den wissenschaftlichen Evaluation 
begleitet.                                     mt

Land fördert Televisiten

Die KVBW sucht interessierte 
Mitglieder, die sich am Sozialgericht 
Stuttgart engagieren wollen.

Wie oft wünschen Sie sich, dass 
fachliche Expertise stärker be-
rücksichtigt wird, wenn über me-
dizinische oder psychotherapeu-

tische Fragen entschieden wird? 
Genau hier können Sie als Mit-
glied der KVBW etwas bewegen.

Am Sozialgericht Stuttgart ent-
scheiden Berufsrichterinnen und 
-richter gemeinsam mit zwei eh-
renamtlichen Richterinnen oder 

Richtern. Ihre medizinische oder 
psychotherapeutische Erfahrung 
– ob als Ärztin oder Arzt, psy-
chologischer Psychotherapeut 
oder Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeutin – bringt eine 
wichtige Perspektive ein: die Sicht 
der Praxis, nah an den Menschen, 
um die es geht.
Sie wirken gleichberechtigt an 
Entscheidungen mit, beteiligen 
sich an Verhandlungen und Be-
ratungen und tragen dazu bei, 
faire, lebensnahe Urteile zu er-
möglichen. Ihr Engagement ist ein 
echter Gewinn für Gerechtigkeit 
im Sozialrecht und oft auch per-
sönlich sehr bereichernd.

Großer Erkenntnisgewinn

Der zeitliche Aufwand ist über-
schaubar: In der Regel ein bis 
drei Sitzungstage im Jahr. Der 
Erkenntnisgewinn dagegen ist 
groß, da Sie spannende Einblicke 
in die rechtlichen Strukturen des 
Gesundheitswesens erhalten und 
unmittelbar erleben, wie Ihre 
Fachkenntnisse zu mehr Gerech-
tigkeit beitragen.
Wenn Sie Interesse an diesem Eh-
renamt haben, dann melden Sie 
sich bei den Mitarbeitenden im 
Rechtsbereich, die Sie unter fol-
gender E-Mail-Adresse erreichen: 
recht-sg1@kvbawue.de.� gk

Ehrenamtliche 
Richter gesucht

Ein Ehrenamt mit Sinn
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Welchen Umfang der Schaden 
annimmt, den die Budgetie-
rung für die Praxen bedeutet, 
wird aus einer Auswertung der 
KVBW deutlich. 

Auf einen Antrag aus der Vertreter-
versammlung hin hat die KVBW 
die Höhe der nicht bezahlten Leis-
tungen zwischen 2015 und 2025 
erhoben. Die Summe ist beträcht-
lich: Knapp 1,8 Milliarden Euro 
konnten aufgrund der Budgetie-
rung in den letzten zehn Jahren 
nicht honoriert werden. Bundes-
weit werden pro Jahr Leistungen 
in Höhe 2,7 Milliarden Euro nicht 

bezahlt. Die Zahlen zeigen, wie 
groß der Beitrag der niedergelasse-
nen Ärztinnen und Ärzte, Psycho-
therapeutinnen und Psychothera-
peuten ist, um die Versorgung auf-
rechtzuerhalten. Wenn mehr als 90 
Prozent der Behandlungen ambu-
lant stattfinden und die Arzt- und 
Psychotherapiepraxen gleichzei-
tig eine große Anzahl an Behand-
lungen vornehmen, die die Kas-
sen nicht belasten, ist das mehr als 
man erwarten kann. Sparvorschlä-
ge im Gesundheitswesen, die auch 
den ambulanten Bereich treffen, 
setzen daher eindeutig an der fal-
schen Stelle an. Dementsprechend 

hat der Vorstand der KVBW auch 
mit deutlichen Worten die Forde-
rungen seitens der Vertreter von 
Krankenkassen zurückgewiesen, 
die Entbudgetierung der Haus- und 
Kinderärzte wieder aufzuheben. 
Man möge sich einmal vorstellen, 
was passiert wäre, wenn all die Be-
handlungen, die hinter der Summe 
stecken, nicht vorgenommen wor-
den wären. Zwar sind nach den 
Kinder- und Jugendärzten auch 
die Hausärzte weitgehend entbud-
getiert. Aber das Thema muss wei-
ter auf der Tagesordnung bleiben. 
Denn die Fachärzte sind weiterhin 
von den Beschränkungen betroffen, 

aber gleichzeitig reißen die Kla-
gen über zu lange Wartezeiten auf 
Facharzttermine nicht ab. 
Der Blick auf die Zahlen lohnt sich 
umso mehr, da angesichts der Fi-
nanzlage der Krankenkassen popu-
listische Vorschläge aktuell nur so 
sprießen. Wenn etwa ein Rechts-
anspruch der Patienten auf einen 
Facharzttermin gefordert wird, 
wird hier der Traum von Politik 
deutlich: „Wir schreiben etwas ins 
Gesetz und alles wird gut.“ Der 
Gedanke, dass auch jemand den 
Anspruch umsetzen muss, ist gar 
nicht vorhanden oder tritt in den 
Hintergrund. � ks

Seit 29. April 2025 ist die ePA für 
Praxen technisch verfügbar und 
seit 1. Oktober 2025 deutschland-
weit eingeführt. Die erste Bilanz 
fällt aber eher ernüchternd aus. 
Wohl nur ein verhältnismäßig klei-
ner Teil der Bevölkerung hat sich 
aktiv mit der ePA befasst und nutzt 
sie. Der größte Teil hat die ePA un-
bewusst. Die Ärzte füllen sie und 
können auch die Funktionen nut-
zen. Da die Patienten aber die App 
nicht installiert haben, können sie 
selbst keinen Einblick in ihre Akte 
nehmen. Zwar nutzen immer mehr 
Praxen die ePA, aber im Verhältnis 
zur Anzahl der Patienten und be-
reitgestellten ePAs ist die Zahl 
noch zu gering.  

Kritik an Informationspolitik

Der ehemalige Bundesdaten-
schutzbeauftragte Ulrich Kelber 
kritisiert die Informationspolitik 
des Bundesgesundheitsministeri-
ums und der Krankenkassen, die er 
als wenig aufklärend, sondern viel 
mehr mit werblichem Charakter 
sieht. Das führe nicht zu mehr Ver-
trauen in die ePA. 

TI-Ausfälle stören Praxisabläufe

Die größte Kritik richtet sich an die 
Telematikinfrastruktur. Die Mitglie-
der der KVBW klagen dabei über 
teilweise erhebliche technische Pro-
bleme. Immer wieder falle die Tech-
nik ganz oder teilweise aus, wird den 
Serviceeinheiten gemeldet. 
Der Bundesdatenschutzbeauftragte 
zeigt dabei Verständnis für die Ärz-
teschaft: „Die gemeldete Betriebs-
stabilität von nur 96 Prozent bedeu-
tet in der Realität regelmäßige Aus-
fälle. Für niedergelassene Ärztinnen 
und Ärzte ist das kaum tragbar. Sie 
sind gezwungen, zu befüllen und 
Dokumente einzusehen – sitzen 
dann aber mit ihren Patienten da und 
der Zugriff funktioniert nicht. Das ist 
nicht die Idee der Digitalisierung.“ 
Für die Praxen ist das Problem kaum 
handhabbar. Denn leider treten Stö-
rungen und Probleme nicht nur bei 
der TI-Betreibergesellschaft gematik 
auf, sondern auch in den eingesetz-
ten Hard- und Softwarelösungen. 
Auch der Internetanbieter kann eine 
Störungsquelle sein. Daher ist nicht 
nur der Ausfall, sondern auch die 
Störungssuche aufwendig.

Schwächen bei der Sicherheit

Erhebliche Unsicherheit in den Pra-
xen besteht weiterhin in Bezug auf 
die Sicherheit. Der Chaos Computer 
Club beispielsweise weist immer 
wieder Schwächen in der Sicher-
heitsarchitektur nach. Gleichwohl 
sind einige der Sicherheitslücken auf 
ärztliches Fehlverhalten zurückzu-
führen, da Ärzte beispielsweise ihr 
TI-Equipment inklusive aller sicher-
heitsrelevanten Zugangsdaten auf 
eBay verkauft haben. Inzwischen 
hat die gematik das Sicherheitsma-
nagement intensiviert und führt re-
gelmäßig Tests durch, in deren Rah-
men mögliche Sicherheitslücken 
identifiziert werden sollen. Für Un-
mut sorgt zudem, dass der stationäre 
Sektor, der ebenfalls an die TI ange-
schlossen sein müsste, bisher noch 
stark hinterherhinkt.
Die KVBW kritisiert denn auch, 
dass die Mitglieder durch Honorar-
kürzungen belastet werden, wenn 
sie sich nicht an die TI anschließen 
und die ePA in der aktuellen Form 
ablehnen. „Es kann nicht sein, dass 
die Ärztinnen und Ärzte, Psycho-
therapeutinnen und -therapeuten 

dafür verantwortlich gemacht wer-
den, wenn ihnen eine Technik vor-
gesetzt wird, die erhebliche Schwä-
chen aufweist“, betont Dr. Karsten 
Braun.
Die Digitalisierung im Gesundheits-
wesen bleibt damit weiter hinter den 
Erwartungen zurück. Eine Civey-
Umfrage im Auftrag von Pharma 

Deutschland zeigt, dass viele Pati-
entinnen und Patienten die Anwen-
dungen nicht kennen oder auch 
nicht nutzen. Am weitesten hat sich 
bislang dabei das E-Rezept durch-
gesetzt. Zwar ist die Bekanntheit 
mit knapp 90 Prozent relativ hoch. 
Aber nur etwa 60 Prozent der Be-
völkerung nutzt das E-Rezept. � ks

ePA-Bilanz ist ernüchternd
Hauptkritikpunkt ist die instabile Telematikinfrastruktur

Solidarbeitrag des ambulanten Systems

Philipp Müller hat zum  
1. Januar 2026 die Leitung der 
Abteilung Digitalisierung und In-
novation im Bundesgesundheits-
ministerium (BMG) übernom-
men. Der aus Baden-Württem-
berg stammende CDU-Politiker 
soll als Nachfolger von Susanne 
Ozegowski die ePA voranbrin-
gen, die Telematikinfrastruktur 
stabil machen und die Digitali-
sierung des Gesundheitswesens 
vorantreiben.

Bis Dezember 2025 war Müller 
Geschäftsführer des Verbandes 
für digitale Infrastruktur ANGA 
sowie Europa-Leiter für Fragen 
digitaler Bildung bei der 
Vodafone-Stiftung. Er kommt 
am 9. Mai 2026 zum eHealth 
Forum Freiburg. Mehr dazu auf 
Seite 6.                  � mt

Neuer 
Digitalchef im 

BMG

Aufwendige Störungssuche belastet Praxen

Philipp Müller
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Die Digitalisierung verändert das 
Gesundheitswesen grundlegend 
– von der elektronischen Pati-
entenakte über Künstliche Intel-
ligenz bis hin zu neuen digitalen 
Versorgungsmodellen. 

Am 9. Mai 2026 bietet Ihnen die 
KV Baden‑Württemberg im Rah-
men des eHealth Forum Freiburg 
die Gelegenheit, sich aus erster 
Hand über aktuelle Entwicklungen 
zu informieren. Sie können mit 
ausgewiesenen Expertinnen und 
Experten ins Gespräch kommen 
und erhalten praxisnahe Impulse 
für Ihre tägliche Arbeit.

Das eHealth Forum Freiburg ist 
eine etablierte Fachveranstaltung 
zur Digitalisierung im Gesundheits-
wesen in Baden‑Württemberg. Je-
des Jahr füllt es das Ärztehaus mit 
rund 250 Teilnehmenden aus Pra-
xis, Versorgung, Selbstverwaltung 
und Politik – ein klares Zeichen für 
den großen Bedarf an Orientierung 
und Austausch.

Mit großer Spannung wird der 
Vortrag von Philipp Müller er-
wartet. Der neue Digital-Chef im 
Bundesministerium gibt ein Update 
zur Digitalisierungsstrategie der Re-
gierung. Darüber hinaus erwartet 

Sie ein vielseitiges Programm mit 
fundierten Fachbeiträgen und in-
teraktiven Diskussionsformaten. 
Im ersten Forum stehen zentrale 
Fragen der digitalen Transformation 
im Mittelpunkt – von digitalen Iden-
titäten über neue Behandlungspro-
zesse bis hin zur Anwendung der 
EU‑KI‑Verordnung in der Medizin. 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf 
der IT‑Sicherheit in Arztpraxen. 
Angesichts zunehmender Cyberan-
griffe werden praxisnahe Strategien 
zum Schutz sensibler Daten sowie 
aktuelle regulatorische Anforde-
rungen vorgestellt. Ziel ist es, Sie 
dabei zu unterstützen, die digitale 
Infrastruktur Ihrer Praxis oder Ein-
richtung sicher und zukunftsfähig 
aufzustellen. 

Im dritten Forum präsentieren 
wir erfolgreiche Best‑Practice‑Bei-
spiele aus Baden‑Württemberg, 
wie beispielsweise die Plattform  
docdirekt.de. 

Das eHealth Forum lebt vom Aus-
tausch zwischen Praxis, Digitali-
sierungsexperten und Health-IT. 
Nutzen Sie die Gelegenheit, neue 
Informationen zu bekommen, sich 
zu vernetzen und wertvolle Impul-
se mitzunehmen.� mt

Bereits über 10.000 Patientinnen 
und Patienten konnten über docdi-
rekt seit dem Start am 3. Novem-
ber 2025 telemedizinisch beraten 
werden. Das Angebot ergänzt den 
116117-Patientenservice und er-
möglicht eine verlässliche medizi-
nische Ersteinschätzung rund um 
die Uhr – ohne Wartezeit.

Telemedizinische Versorgung 
mit hoher Abschlussquote

Nach der strukturierten medizini-
schen Ersteinschätzung (SmED) 
können Patientinnen und Patien-
ten – sofern empfohlen – direkt 
eine Videosprechstunde in An-
spruch nehmen.
Über 70 Prozent der Patientenan-
liegen bei Akutfällen lassen sich 
vollständig telemedizinisch lösen. 
Wird im Anschluss eine weiter-
führende Behandlung notwendig, 

erfolgt eine gezielte Weiterlei-
tung in die jeweils passende Ver-
sorgungsebene, etwa in eine Arzt-
praxis, eine ärztliche Bereitschaft-
spraxis oder zum Fahrdienst.

Wichtige Unterstützung in 
belasteten Zeiten

Besonders über Weihnachten und 
den Jahreswechsel hat sich docdi-
rekt bewährt. Allein in dieser Zeit 
wurden rund 2.000 telemedizini-
sche Beratungen durchgeführt. 
„Die Plattform trug wesentlich 
dazu bei, die in dieser Zeit tradi-
tionell stark frequentierte 116117 
zu entlasten“, berichtet Dr. Doris 
Reinhardt, stellvertretende Vor-
standsvorsitzende der KVBW. 
Auch Dr. Karsten Braun, Vor-
standsvorsitzender der KVBW, 
zieht ein positives Fazit: „docdi-
rekt unterstützt Patientinnen und 

Patienten im akuten Krankheits-
fall zuverlässig und steuert sie in 
die richtige Versorgungsebene.“
Die Plattform bietet Patientin-
nen und Patienten mit akuten Be-
schwerden einen digitalen Zu-
gang zur ambulanten Versorgung 
– niedrigschwellig, rund um die 
Uhr, datensicher und vertragsärzt-
lich gesteuert. 

SmED für eine bedarfsorien-
tierte Versorgung

Die zugewiesene Versorgungsebe-
ne bei docdirekt basiert immer auf 
einer strukturierten medizinischen 
Ersteinschätzung. Somit wird si-
chergestellt, dass ausschließlich 
bei einem akuten Behandlungs-
bedarf die Weiterleitung zu einer 
Arztpraxis, dem Bereitschafts-
dienst oder zur Videosprechstun-
de erfolgt.

Tele-Ärztin / Tele-Arzt werden

Mittlerweile sind rund 80 Tele-
ärztinnen und Teleärzte im akti-
ven Einsatz. Weitere 100 Ärztinnen 
und Ärzte haben Interesse bekundet 
und an der Pflichtschulung teilge-
nommen. 
KVBW-Mitglieder können docdi-
rekt-Fälle sowohl tagsüber wäh-
rend der Sprechstunde als auch zu 
Zeiten des Ärztlichen Bereitschafts-
dienstes telemedizinisch versorgen.
Eine kompakte Schulung quali-
fiziert für die Tätigkeit als Tele-
Arzt. Alle Informationen, FAQ 
und das Antragsformular stehen 
auf der KVBW-Website bereit:  
www.kvbawue.de/docdirekt.
In den kommenden Monaten wird 
docdirekt durch eine digitale Werbe-
kampagne weiter bekannt gemacht. 
Die KVBW sieht docdirekt als zu-
kunftsorientierten Baustein eines 

modernen, digital unterstützten Ge-
sundheitswesens. Perspektivisch 
kann die Plattform um weitere Ser-
vices und Nutzergruppen erweitert 
werden.� mt

               erfolgreich neu gestartet
Digitale Versorgungsplattform der KVBW entlastet 116117

In Kürze:

•	 Über 10.000 telemedizinische 
Beratungen bis 2. März 2026

•	 2.000 davon über Weihnach-
ten/Neujahr

•	 Über 70 Prozent der tele-
medizinischen Fälle können 
abschließend versorgt werden

•	 Ausschließlich niedergelas-
sene Ärztinnen und Ärzte 
aus Baden-Württemberg im 
Einsatz

Digitalisierung im Mittelpunkt: eHealth Forum Freiburg

WILLKOMMEN

Einladung Programm - 9. Mai 2026

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
sehr geehrte Damen und Herren,

die Digitalisierung verändert das Gesundheitswesen grundle-
gend – von der elektronischen Patientenakte über Künstliche In-
telligenz bis hin zu neuen digitalen Versorgungsmodellen. Diese 
Entwicklungen bieten große Chancen, stellen uns aber zugleich 
vor neue Herausforderungen im Praxisalltag.

Mit dem eHealth Forum Freiburg bieten wir am 9. Mai 2026 
wieder eine Plattform, um sich aus erster Hand über aktuelle 
Entwicklungen zu informieren, mit ausgewiesenen Expertinnen 
und Experten zu diskutieren und praxisnahe Impulse für Ihre 
tägliche Arbeit mitzunehmen. 

Der Vormittag steht ganz im Zeichen der strategischen Wei-
chenstellungen. Unsere Expertinnen und Experten aus dem 
BMG, von der Techniker Krankenkasse, der gematik und der 
Gesundheitswirtschaft geben einen Überblick über die zentra-
len Entwicklungen. 

Am Nachmittag stehen IT-Sicherheit in Arztpraxen sowie er-
folgreiche digitale Versorgungsprojekte aus Baden-Württem-
berg im Mittelpunkt. Praxisnahe Beispiele zeigen, wie Digitali-
sierung konkret umgesetzt wird und welchen Mehrwert sie für 
die Versorgung bietet.

Das eHealth Forum lebt vom Dialog zwischen Praxis, Politik, 
Gesundheits-IT und eHealth-Experten. Nutzen Sie diese Platt-
form, um sich zu informieren und zu vernetzen. Wir laden Sie 
herzlich zur Teilnahme ein und freuen uns, Sie in Freiburg be-
grüßen zu dürfen.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. med. Karsten Braun, LL. M.
Vorsitzender des Vorstandes
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12.20 - 13.10

FORUM 2:

13.10 - 13.30

13.30 - 13.50

FORUM 3:

13.50 - 14.10

14.10 - 14.30

14.30 - 14.50

14.50 - 15.00

9.00 - 9.30

9.30 - 9.40

FORUM 1:

9.40 - 10.10

10.10 - 10.35

10.35 - 10.50

10.50 - 11.15

11.15 - 11.40

11.40 - 12.05

12.05 - 12.20

Mittagspause & Networking

IT–Sicherheit in Arztpraxen

Cyberrisiken: Prophylaxe und Sofortmaß-
nahmen gegen digitale Sepsis
Dr. Dirk Achenbach | Leiter des Forschungsberei-
ches Cybersecurity and Law, FZI Forschungszent-
rum Informatik 

Aktuelles zur IT-Sicherheitsrichtlinie der 
KBV
Dominique Dorner | IT-Berater der KVBW

Best Practices: Digitalisierung in 
Baden-Württemberg 

Weiterentwicklungen im 
116117-Terminservice
Admir Hadzijusufovic | Leitung Versorgungsplatt-
form, kv.digital GmbH

Hybride Versorgungssteuerung mit 
docdirekt
Dr. Doris Reinhardt | stellvertretende Vorsitzende 
des Vorstandes der KVBW

Digitale Patientenbegleitung mit der 
NAVIDA-App 
Jörg Holik | Programmleiter Digitale Kanäle & 
Services, AOK Baden-Württemberg 

Zusammenfassung & Verabschiedung

Onboarding

Begrüßung & Einführung
Martina Tröscher & Tobias Binder |  
Moderatoren-Team KVBW 

Grußwort KVBW
Dr. Karsten Braun, LL.M. |  
Vorsitzender des Vorstandes

Digitale Transformation des 
deutschen Gesundheitswesens

Digitalisierungsstrategie 2.0
Philipp Müller | Leiter der Abteilung Digitalisierung 
und Innovation im Bundesministerium für Gesund-
heit

Digitale Identitäten: Gamechanger für das 
Gesundheitswesen? 
Thomas Ballast | stellvertretender Vorsitzender des 
Vorstandes der Techniker Krankenkassen

Nachgefragt-Session

Kaffeepause

Einführung in die Regulatorik zu Künstli-
cher Intelligenz in der Medizin
Anisa Idris | Spitzenverband Digitale Gesundheits-
versorgung e.V. 

Digital unterstützte Versorgung – was es in 
der Praxis bedeutet
Dr. Johanna Ludwig | Leiterin der Stabsstelle Ver-
sorgung bei der gematik 

Nachgefragt-Session

Stand Februar 2026 - Änderungen vorbehalten

 Weitere Informationen und die Mög-
lichkeit zur Anmeldung finden Sie auf der 
Veranstaltungswebsite: 
www.e-health-forum.de
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Reform des Bereitschaftsdienstes: 
Projektabschluss und nächste Schritte

Es ist ein Ärgernis ohnegleichen. 
Der Blutdruck steigt bei den Be-
auftragten der Bereitschaftspraxen, 
wenn am Samstag früh die MFA an-
ruft oder die KV SiS BW sich mel-
det, weil der diensthabende Arzt 
nicht zum Dienst erscheint. Dann 
gilt es, schnell einen Ersatz zu fin-
den, um die Patientenversorgung si-
cherzustellen. Da meistens die Zeit 
drängt, müssen die Praxisbeauftrag-
ten oft selbst den vakanten Dienst 
übernehmen.

Die Teilnahme am Bereitschafts-
dienst ist für die Vertragsärzte mit 
Übernahme der Zulassung verpflich-
tend. Sollte ein Arzt den Dienst nicht 
durchführen können, obliegt es dem 
diensthabenden Arzt selbst, sich um 
eine Vertretung zu kümmern. Hierfür 

steht den Vertragsärzten die Abgabe- 
oder Tauschfunktion in BD-Online 
zur Verfügung. Es empfiehlt sich 
zudem, über persönliche Austau-
sche (persönlich oder telefonisch) 
den Anliegen eines Diensttausches 
oder einer Dienstabgabe Nachdruck 
zu verleihen. 
Befreiungen vom Dienst sind nur in 
Ausnahmefällen möglich und sind 
nach den Kriterien der Notfalldienst-
ordnung der KVBW zu prüfen. 
Hierfür ist ein Antrag an die regio-

nale Notfalldienst-Kommission zu 
richten. Bei positiver Bescheidung 
wird der Antragsteller über eine in 
der Regel befristete Befreiung infor-
miert und die zeitweise Aussetzung 
der Dienstpflicht in BD-Online hin-
terlegt. 

Geldbußen und Maßnahmen 

Wenn ein Dienst verschuldet nicht 
angetreten wird, wird der Vorgang 
den Mitgliedern der Notfalldienst-
Kommissionen vorgelegt. Diese 
prüft die Erhebung eines pauscha-
lierten Aufwendungsersatzes. Wur-
de ein verschuldeter Nichtantritt 
nachgewiesen und eine Vertreter-
suche eingeleitet, kann die Kom-
mission den Einbehalt von 1.000 
Euro Aufwendungsersatz beschlie-

ßen. 
In Wiederholungsfällen wird 
neben dem pauschalierten Auf-
wendungsersatz auch dem Vor-
stand die Einleitung eines Dis-
ziplinarverfahrens empfohlen. 
Sollte der Vorstand ein Diszi-
plinarverfahren beschließen, 
werden diese Vorgänge vom 
Disziplinarausschuss entschie-
den, welcher auch entspre-
chende Maßnahmen ergreift. 
Dies kann eine Geldbuße bis 
50.000 Euro sein oder im 
schlimmsten Fall auch zu ei-
nem Ruhen der Zulassung bis 
zu zwei Jahren führen. Dem-
nach ist im Sinne einer kolle-

gialen Dienstorganisation die drin-
gende Bitte: Kommen Sie zu Ihren 
eingeteilten Diensten oder küm-
mern Sie sich bitte rechtzeitig um 
eine Vertretung zur Sicherstellung 
der Patientenversorgung außerhalb 
der Sprechstundenzeiten. � ks

Ärgernis: Nichtantritt im ÄBD
Es drohen Geldbußen bis zu 50.000 Euro 

Nach dem Projekt ist vor dem 
Projekt. Ein wesentlicher Teil 
der Reform des Ärztlichen Be-
reitschaftsdienstes (ÄBD) ist ge-
schafft. Die KVBW hat insgesamt 
26 Bereitschaftspraxen geschlos-
sen. Das entsprechende Projekt 
ist beendet. Aber die Arbeit noch 
lange nicht erledigt. 

In den verbliebenen Bereitschafts-
praxen werden in diesem Jahr die 
Öffnungszeiten noch angepasst und 
harmonisiert. Nach den bisherigen 
Erfahrungen haben die zusätzlichen 
Kapazitäten durch Erweiterung der 
Öffnungszeiten und überlappenden 
Arztschichten ausgereicht, um die 
zusätzlichen Patientinnen und Pati-
enten aus den geschlossenen Praxen 
aufzufangen. Das wird der KVBW 
jedenfalls aus allen verbliebenen 
ÄBD-Praxen berichtet. Bei der Be-
rechnung der Kapazitäten ist die 
KVBW vorsichtshalber davon aus-
gegangen, dass alle bisherigen Pa-
tienten sich auf andere Praxen auf-
teilen. Das ist aber keineswegs der 
Fall. Ein wesentlicher Teil hat kei-
ne Bereitschaftspraxis mehr aufge-
sucht. Anscheinend waren die Be-
schwerden doch nicht so gravie-
rend, um weitere Wege auf sich zu 
nehmen, oder es wurde die teleme-
dizinische Beratung genutzt. Alles 

Effekte, die durchaus gewollt wa-
ren. Die KVBW wird die Patienten-
zahlen anhand der Abrechnung wei-
ter analysieren und bedarfsorientiert 
nachsteuern. 

Weiterentwicklungen

Für den Sitzdienst in den Bereit-
schaftspraxen sollen die Gebie-
te neu zugeschnitten werden. Die 
KVBW möchte größere Dienstbe-
zirke schaffen und damit die Dienst-
belastung stärker angleichen. Weiter 

ist geplant, ein „Wunschelement“ in 
den Dienstplan aufzunehmen. Das 
bedeutet, dass die Dienste nicht 
mehr einfach über BD-Online zuge-
teilt werden, sondern es eine Mög-
lichkeit geben soll, dass die dienst-
verpflichteten Ärztinnen und Ärzte 
selbst Dienste „buchen“ können. 

Reform des Fahrdienstes für 
2027

Ein Schwerpunkt in diesem Jahr 
wird die Reform des Fahrdienstes 

sein. Hier gibt es im Land noch eine 
heterogene Landschaft. Die Dienst-
bezirke sind verhältnismäßig klein-
räumig. Es gibt Fahrdienste mit 
unterschiedlichen Anbietern und 
in einigen Dienstbezirken Selbst-
fahrerbereiche. Voraussichtlich ab 
dem zweiten Quartal 2027 soll der 
Fahrdienst neu strukturiert werden. 
Hier sind verschiedene Modelle in 
der Diskussion, daher steht die Or-
ganisation aktuell noch nicht fest. 
Klar ist nur, dass es eine einheit-
liche Struktur für das ganze Land 

geben soll und die bisher kleintei-
ligen Gebietszuschnitte aufgehoben 
werden. Ziel ist es, ein bedarfsori-
entiertes Angebot zu schaffen, das 
weniger Dienste beinhaltet. In ei-
nem ersten Pilotprojekt in der Re-
gion Mittelbaden (Landkreise Or-
tenau, Baden-Baden und Rastatt) 
hat sich gezeigt, dass auch deutlich 
weniger Ärzte auf der Straße aus-
reichen. Die KVBW orientiert sich 
dabei auch an den Erfahrungen aus 
anderen KVen. Daher soll auch eine 
verpflichtende telemedizinische Be-
ratung vorgeschaltet werden, bevor 
ein Hausbesuch erfolgt. Das würde 
die Zahl der Einsätze noch einmal 
deutlich reduzieren. 

Gebietsärztliche Dienste

2027 soll auch die neue Struktur 
für die Reform der gebietsärztlichen 
Dienste geschaffen werden. Vor al-
lem beim kinder- und jugendärzt-
lichen Dienst sind schon viele Vo-
raussetzungen geschaffen worden. 
Die Struktur wird unter Berücksich-
tigung der neuen Notfallgesetzge-
bung auch zu kinderärztlichen Inte-
grierten Notfallzentren (INZ) wei-
terentwickelt, damit sie dann 2027 
umgesetzt werden kann. Die struk-
turierte Vorgehensweise hat sich bis-
her mehr als ausgezahlt. � ks

Konzept der KVBW zur neuen Struktur im ÄBD ist aufgegangen

Verwaiste ÄBD-Praxis bei Nichtantritt

Gegen die Reform des Ärztlichen 
Bereitschaftsdienstes (ÄBD) der 
KV Baden-Württemberg hatten 
mehrere Städte und ein Landkreis 
geklagt. Die Kommunen hatten 
sich vor allem an der mangelnden 
Einbindung in die Entscheidungs-
prozesse gestört. Sie forderten 
mehr Transparenz und Mitspra-
cherecht, insbesondere wegen 
der Sorge, die Erreichbarkeit me-
dizinischer Versorgung könne in 
einigen Regionen leiden.

Im Februar 2026 wurde die Klage 
zurückgezogen – ein Schritt, den 
die KVBW ausdrücklich begrüßt. 
„Von Anfang an hatte es aus unse-
rer Sicht keinen Grund für die Kla-
ge gegeben. Ebenso war klar, dass 
die Erfolgsaussichten überschaubar 
sind, spätestens seit Frühjahr 2025, 
als das Sozialgericht den Antrag auf 

einstweilige Verfügung abgelehnt 
hat“, kommentierte Dr. Karsten 
Braun, Vorstandsvorsitzender der 
KV Baden-Württemberg, den 
Schritt der Kläger. Aus Sicht sei-
ner Vorstandskollegin Dr. Doris 
Reinhardt kann die bisherige Re-
form als Erfolg verbucht werden. 
„Wir haben es bedauert, dass die 
Kläger nicht das eigentliche Ziel 
unserer Reform, die Stärkung der 
Regelversorgung zu den Sprech-
stundenzeiten der Arztpraxen, 

mit uns gemeinsam ver-
folgt haben. Wir haben 
nun unsere Hausaufga-
ben für eine robuste und 
zukunftsfähige Struktur 
des Bereitschaftsdienstes 
erfüllt, die uns auch der 
Gesetzgeber im Zuge der 
geplanten neuen Gesetz-
gebung aufgeben wird.“ 

Reinhardt erklärte wei-
ter, dass sich das Kon-
zept nach den bisherigen 

Erfahrungen bewährt habe. Man 
könne den Dienst wesentlich fle-
xibler für die Ärztinnen und Ärzte 
gestalten. Gleichzeitig würden die 
Notaufnahmen weitgehend rück-
melden, dass sie keine erhöhte 
Inanspruchnahme verzeichneten. 
Auch der Rettungsdienst sei dem-
nach nicht zusätzlich belastet. � mt

Klage gegen ÄBD-Reform 
zurückgenommen

Erreichbarkeit im ÄBD gewährleistet
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Der Gesundheitskongress des 
Bundesverbands Managed Care 
(BMC) bot im Januar in Berlin 
eine wichtige Plattform für den 
überregionalen fachlichen Aus-
tausch zur Weiterentwicklung 
der ambulanten Versorgung. Die 
KVBW war dort gleich zweimal 
prominent vertreten. 

KVBW-Vorständin Dr. Doris Rein-
hardt beteiligte sich an einer Podi-
umsdiskussion zur „Zukunft der 
Professionen im Gesundheitswesen“ 
und der Frage, wie Zusammenarbeit 
zwischen den Gesundheitsberufen 
künftig gestaltet werden kann. Da-
bei wurde der Wunsch anderer Ge-
sundheitsberufe nach erweiterten 
Kompetenzen, etwa durch Direkt-
zugänge für Apothekerinnen, Apo-
theker oder Physiotherapeutinnen 
und Physiotherapeuten, formuliert. 
Reinhardt machte deutlich, dass die  

ambulante Versorgung bereits heu-
te stark interprofessionell geprägt 
ist. „Ärztinnen und Ärzte arbeiten 
sehr gerne mit anderen Gesund-
heitsberufen zusammen, zumal im-
mer mehr gesellschaftliche Themen 
in den Praxen der ambulanten Ver-
sorgung landen“, so ihr Statement. 
Dazu zählten unter anderem die Ver-
sorgung alleinlebender pflegebe-
dürftiger Menschen, fehlende sozi-
ale Unterstützung, Einsamkeit oder 
geringe Gesundheitskompetenz mit 
entsprechend häufiger Inanspruch-
nahme ärztlicher Leistungen.

Es braucht einen klaren Rahmen

Zugleich machte sie klar, dass ge-
lingende Zusammenarbeit verläss-
liche Rahmenbedingungen braucht: 

„All diese Kooperationen benöti-
gen einen klaren ordnungspoliti-
schen Rahmen, eine verlässliche 

digitale Kommunikation sowie 
vergütete Zeit für eine strukturier-
te, koordinierte Abstimmung.“ In 
Baden-Württemberg gibt es bereits 
bestehende, gut funktionierende 
Beispiele interprofessioneller Ko-
operation, etwa den Qualitätszirkel 
zu den Frühen Hilfen. 

Wachsende Bedeutung der KVen 
als Steuerungsinstanz

Wie KVen die ambulante Versor-
gung aktiv weiterentwickeln kön-
nen, stand im Mittelpunkt der Ses-
sion mit KVBW-Geschäftsführe-
rin Susanne Lilie. Gemeinsam mit 
Vertreterinnen und Vertretern an-
derer KVen sowie der Vitagroup 
diskutierte sie die wachsende Be-
deutung der KVen als strategische 
Steuerungsinstanzen, weit über die 
klassische Verwaltungsrolle hinaus. 
Kernpunkt der Diskussion war der 

Aufbau leistungsfähiger digitaler 
Versorgungsplattformen. Diese sol-
len Patientinnen und Patienten einen 
strukturierten, niedrigschwelligen 
und jederzeit verfügbaren Zugang 
zur ambulanten Versorgung eröff-
nen. Lilie unterstrich, dass der bun-
desweite Zugang über die 116117 
weiterhin der zentrale, einheitliche 
Einstiegspunkt sein müsse. Gleich-
zeitig seien landesspezifische Platt-
formen auf KV-Ebene unverzicht-
bar, um regionale Angebote voll-
ständig zu erfassen und aus einer 
Hand zu steuern.

Patientensteuerung muss  
akzeptiert werden

„Digitalisierung ist ein zentraler He-
bel für eine bessere Patientensteu-
erung“, betonte Lilie. „Sie ersetzt 
jedoch nicht die aktive Mitwirkung 
der Patientinnen und Patienten. 

Ergebnisse strukturierter Erstein-
schätzungen müssen akzeptiert und 
konsequent für den weiteren Versor-
gungsweg genutzt werden.“

Funktionierende Schnittstellen 
sind eine Herausforderung

Gleichzeitig benannte Susanne Li-
lie die bestehenden Herausforde-
rungen: die zuverlässige Anbin-
dung relevanter Patientendaten 
über funktionierende Schnittstellen, 
die Integration von Praxiskalendern 
oder die konsistente technische In-
frastruktur. Als funktionierendes 
Beispiel verwies Lilie auf docdi-
rekt, ein praxiserprobtes telemedi-
zinisches Angebot der KVBW, das 
bereits heute zeigt, wie digitale Ver-
sorgung qualitätsgesichert, patiente-
norientiert und nahtlos in bestehen-
de Strukturen eingebettet realisier-
bar ist.� gk

Gesundheitskongress in Berlin: 
wichtige Impulse aus Baden-Württemberg 

Susanne Lilie betonte die Bedeutung der Digitalisierung. Gelingende Zusammenarbeit braucht verlässliche Rahmenbedingungen, so Doris Reinhardt. 

Dort hat die Kassenärztliche Ver-
einigung Baden-Württemberg 
(KVBW) frühzeitig die Initiative 

ergriffen und gemeinsam mit regi-
onalen Partnern neue Vernetzungs-
strukturen auf den Weg gebracht.
Im Mittelpunkt stand eine kürzlich 

durchgeführte Netzwerkveranstal-
tung, die die KVBW gemeinsam 
mit der Kommunalen Gesundheits-

konferenz des Zollernalbkreises or-
ganisiert hat. Ziel war es, angesichts 
einer angespannten hausärztlichen 
Versorgungslage – im Mittelbereich 

Balingen droht eine Unterversor-
gung – die relevanten Akteure zu-
sammenzubringen und gemeinsa-
me Lösungsansätze zu entwickeln. 
Insgesamt 34 Vertreterinnen und 
Vertreter aus Kommunen, Gesund-
heitsämtern, Kliniken, Hausärzte-
schaft, Ärzten in Weiterbildung so-
wie der KVBW nahmen daran teil, 
darunter auch der Landrat Günther-
Martin Pauli.

Wachsende Rolle der Kommu-
nen bei Gestaltung

Die Veranstaltung machte deutlich, 
wie entscheidend eine gute Ver-
netzung vor Ort für die nachhalti-
ge Weiterentwicklung der ambu-
lanten Versorgung ist. Diskutiert 
wurde unter anderem der Aufbau 
dauerhafter Austauschformate wie 
Ärztestammtische und gemeinsa-
me Fortbildungsangebote. Beson-
deres Augenmerk lag dabei auf der 
Einbindung von Studierenden so-
wie Ärztinnen und Ärzten in Wei-
terbildung, die als zentraler Faktor 

für eine erfolgreiche ärztliche Nach-
wuchsgewinnung gilt.
Zugleich wurde die wachsende Rol-
le der Kommunen sowohl bei der 
Gestaltung einer attraktiven Infra-
struktur als auch als aktive Plattform 
für Vernetzung und Praxisansied-
lung betont. Ergänzende niedrig-
schwellige Angebote wie Bürgerm-
obile oder Gesundheitscafés für die 
Bevölkerung wurden ebenfalls als 
unterstützende Maßnahmen ange-
regt. 
Ausgangspunkt für die Netzwerk-
veranstaltung war eine gezielte Ini-
tiative der KVBW, die angesichts 
der angespannten Versorgungslage 
ihre Aktivitäten im Zollernalbkreis 
das ganze letzte Jahr intensiviert 
hatte. Der Kommunalservice der 
KVBW suchte den Austausch mit 
kommunalen Akteuren, der Haus-
ärzteschaft und dem Gesundheits-
amt. Dabei zeigte sich, dass eine 
bislang unzureichende Vernetzung 
der relevanten Akteure eine zentrale 
Hürde für eine nachhaltige Weiter-
entwicklung der ambulanten Versor-

gung darstellte.
„Das Beispiel aus dem Zollernalb-
kreis zeigt, dass die Sicherstellung 
der ambulanten Versorgung nicht 
allein durch formale Planungsin-
strumente gelingt. Es erfordert die 
Bereitschaft aller Beteiligten zur 
Zusammenarbeit vor Ort“, betont 
Dr. Doris Reinhardt, stellvertrende 
Vorstandsvorsitzende der KVBW. 
Reinhardt lobt die enge und konst-
ruktive Zusammenarbeit mit dem 
Gesundheitsamt sowie die große 
Offenheit des Klinikums und der 
Kommunen, sich in den Prozess 
einzubringen. „Entscheidend für 
den Erfolg solcher Maßnahmen ist 
das gemeinsame Handeln von Ärz-
teschaft, Kommunen, Kliniken und 
Verwaltung“, so die Vorständin.
Das Vorgehen im Zollernalbkreis 
unterstreicht den Anspruch der 
KVBW, ihre Verantwortung für die 
Sicherstellung der ambulanten Ver-
sorgung aktiv und frühzeitig wahr-
zunehmen – gemeinsam mit den 
Regionen und bevor Versorgungs-
engpässe entstehen.� gk

Die Burg Hohenzollern liegt im Zollernalbkreis. 

Aktive Vernetzung vor Ort
Wie mit aktivem und vorausschauendem Handeln die ambulante medizinische Versorgung sichergestellt wird, 

zeigt ein aktuelles Beispiel aus dem Zollernalbkreis 
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Am 18. Juli 2026 öffnet unsere Be-
zirksdirektion Freiburg ihre Türen 
für niedergelassene Ärztinnen und 
Ärzte, Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten sowie ihre Pra-
xisteams. Die Bezirksbeiräte ge-
stalten ein spannendes Programm 
rund um aktuelle Themen – pra-

xisnah, kollegial und mit Raum für 
Austausch. Bitte merken Sie sich 
den Termin bereits heute schon 
vor. Detaillierte Informationen zum 
Programm folgen in der nächsten 
ergo-Ausgabe. Wir freuen uns auf 
Ihre Teilnahme und den persönli-
chen Austausch.� mt

Bitte vormerken
Servicetag der BD Freiburg am 18. Juli 2026  

Damit wir Sie zuverlässig er-
reichen und optimal unter-
stützen können, sind aktuel-
le Stammdaten unerlässlich. 
Genau hier setzt die neue 
Funktion im Mitgliederpor-
tal der KVBW an: Sie bietet 
Ihnen die Möglichkeit, Ihre 
persönlichen Daten einfach, 
sicher und jederzeit selbst 
einzusehen und zu pflegen – 
ohne Papier, ohne Umwege.
Viele Services im Mitglie-
derportal sind noch wenig 
bekannt, dabei erleichtern 
sie den Alltag spürbar. So 
greifen Anträge direkt auf 
bereits hinterlegte Angaben 
zurück, wodurch Sie sich 
Zeit bei der Antragstellung 
sparen. Gleichzeitig stellen 
aktuelle Kontaktdaten sicher, 

dass wichtige Informationen auch 
wirklich bei Ihnen ankommen – ein 
entscheidender Punkt, etwa mit 
Blick auf die Wahlen 2028.
Die Datenpflege können Sie wie 
folgt vornehmen: Unter dem 
Hauptmenü „Einstellungen“ wählen 
Sie „Meine Daten“ aus. Danach in 
der Übersicht „Persönliche Daten“ 
anklicken und direkt die Wohnad-
resse und Ihre Kontaktdaten einge-
ben oder Änderungen vornehmen. 
Zum Abschluss bitte „speichern“ 
nicht vergessen. 

 Hier geht`s zum 
Mitgliederportal: 
https://dienste.
portal.kvbawue.de/
bw-mp-profile

Aktualisieren Sie Ihre 
persönlichen Daten ganz 

einfach online 

Termine für eine Beratung ganz be-
quem über die KV-Website buchen: 
Seit Januar ist das möglich und der 
neue Service wird rege genutzt. Be-
sonders nachgefragt sind Termine 
bei der Niederlassungs- und Koope-
rationsberatung, auf die etwa 75 Pro-
zent aller Online-Terminbuchungen 
entfielen. Der neue Service wurde 
sofort gut angenommen und im Fe-
bruar verdoppelten sich die Buchun-
gen bereits. Das zeigt: Der Service 
wird sehr gut angenommen und die 
Mitglieder schätzen die Möglichkeit, 
unabhängig von einer telefonischen 
Erreichbarkeit Beratungstermine 
ausmachen zu können.  
Bisher sind neben der Niederlas-
sungs- und Kooperationsberatung  
das Verordnungsmanagement sowie 
das Team IT in der Praxis die ers-
ten Einheiten, die das neue Tool ein-
setzen.

Planungssicherheit für alle  

Das Online-Terminvergabetool ist 
ein weiterer Baustein in der Digi-
talisierungsstrategie der KVBW. Es 
verschafft Planungssicherheit in der 
Verwaltung und sorgt für eine effi-
ziente Organisation der Beratungen. 
Mitglieder wie auch Mitarbeitende 
profitieren gleichermaßen von dem 
neuen Angebot. Praktisch: Auch 
Praxismitarbeitende, Rechtskanzlei-
en, die Praxen vertreten, oder Ärz-
tinnen und Ärzte, die sich niederlas-
sen wollen, können darüber prob-
lemlos einen Termin erhalten.

Weiterer Ausbau geplant

Die Online-Terminbuchung wird 
weiter ausgebaut. Nach und nach 
sollen auch die Abrechnung, die 
BWL-Beratung, das Arztregister 

und gegebenenfalls auch das Team 
Hygiene und Medizinprodukte die-
sen Service anbieten können. 

So funktioniert es 

Zur Online-Terminbuchung gelan-
gen Sie direkt über die Hauptnavi-
gationsleiste auf der Startseite der 
Website der KV Baden-Württem-
berg. Dort finden Sie rechts den 
Hinweis „Beratung buchen“, über 
den Sie zur Buchungsseite gelan-
gen. Als Nächstes können Sie wäh-
len, welche Beratungsleistung Sie 
aus den folgenden Themengebie-
ten benötigen: 
•	 Verordnungsmanagement (Bera-

tung zu Arzneimitteln, Verband-
mitteln, Medizinprodukten, Test-
streifen, Ernährungslösungen, 
Heil- und Hilfsmitteln, Impfun-
gen und Sprechstundenbedarf) 

•	 Niederlassungs- und Kooperati-
onsberatung (Beratung zu allen 
zulassungsrechtlichen Fragen 
und zur Substitution) 

•	 Prüfverfahren im Bereich der 
Verordnungsweise (Beratungen 
zu Prüfverfahren allgemein und 
individuell)

•	 IT in der Praxis (Beratung zu Te-
lematik, PVS-Wechsel, digitale 
Tools und IT-Sicherheit)

Im nächsten Schritt wählen Sie in 
der Kalenderansicht einen frei-
en Termin für Ihr Thema aus. Die 
Länge der Beratungstermine vari-
iert zwischen 15 und 90 Minuten. 
Nach Eingabe Ihrer persönlichen 
Daten und der E-Mail-Adresse er-
halten Sie eine Terminbestätigung. 
Sollten Sie kurzfristig verhindert 
sein, können Sie Ihren Termin auch 
stornieren oder verschieben. � gk

Über die Website gelangt man direkt zur Terminbuchung.

Online-Terminbuchung sehr beliebt
Neuer Service der KVBW wird sehr gut angenommen. Hohe Nachfrage bei Niederlassungsberatung

Mit fachlichem Intro zu aktuel-
len Themen gehen wir mit Ih-
nen gemeinsam in den Dialog. 
Nehmen Sie die Impulse mit, 
die Sie für Ihr Praxismanage-
ment brauchen.
Wir bieten jeden Monat ein 
neues Thema, in das wir mit 
einem zehnminütigen Vortrag 
starten. 
Eingeladen sind Ärztinnen und 
Ärzte, Psychotherapeuten so-
wie Praxismitarbeitende.

 Themen und Termine:

www.kvbawue.de/ueber-uns/
kontakt/unsere-termine

Praxis
DIALOG

Neues Angebot 
zum Austausch
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Digitale Angriffe auf das Gesundheits-
wesen haben stark zugenommen. 
2024 waren 67 Prozent der Einrich-
tungen von Ransomware betroffen, 
mit durchschnittlichen Schäden von 
2,3 Millionen Euro. Praxen sind be-
sonders interessant für Täter, weil sie 
täglich mit sensiblen Daten arbeiten 
und viele digitale Systeme im Einsatz 
haben. KI‑gestützte Methoden – 
etwa fehlerfreie Phishing‑Mails oder 
täuschend echte Deepfake‑Stimmen 
– erleichtern Cyberkriminellen den 
Zugriff auf Praxissysteme.

MFA haben eine 
Schlüsselrolle

Beim 32. MFA‑Tag auf der Medizin-
messe Stuttgart stellte die KVBW das 
Thema IT‑Sicherheit bewusst in den 
Vordergrund. Das Beratungsteam der 
KVBW mit Nina Hitzelberger (Quali-
tätsmanagement) und Kamal Sentassi 
(IT) machten deutlich: MFAs bemer-
ken Sicherheitsvorfälle wie verdächti-

ge Mails, ungewöhnliche Anrufe oder 
irritierende Warnmeldungen oft als 
Erste. „IT‑Sicherheit ist kein Nice-
to-have, sondern Voraussetzung für 
einen funktionierenden Praxisalltag“, 
so Hitzelberger. Angriffe treffen Pra-
xen nicht nur technisch, sondern mit-
ten im laufenden Betrieb – dort, wo 
Patientenkontakt und digitale Abläufe 
zusammenkommen. 

Reale Vorfälle

Wie ernst die Lage ist, zeigen meh-
rere Fälle aus dem ambulanten Alltag: 
Fremde konnten sich mit abfotogra-
fierten Zugangsdaten in ein Praxis- 
WLAN einwählen, ein angeblicher 
Microsoft-Mitarbeiter erschlich sich 
per Telefon einen Fernzugriff und 
gefälschte Browserwarnmeldungen 
forderten zur Eingabe von Pass-
wörtern auf. In einem weiteren Fall 
legte ein ungesicherter Remote-
Desktop-Zugang den gesamten 
Praxisbetrieb lahm. Selbst ein ver-

lorener, unverschlüsselter USB-Stick 
führte zu einem meldepflichtigen 
Datenschutzvorfall. Alle Ereignisse 
mussten gemäß Artikel 33 DSGVO 
dokumentiert und teilweise den Auf-
sichtsbehörden gemeldet werden.

IT-Sicherheitsrichtlinie gibt 
Orientierung

Damit Praxen solchen Herausforde-
rungen begegnen können, hat die KBV 
die IT‑Sicherheitsrichtlinie entwickelt. 
Sie übersetzt die Anforderungen des 
Artikel 32 DSGVO in konkrete und 
praxistaugliche Maßnahmen. Je nach 
Größe der Praxis gelten unterschied-
liche Vorgaben mit bis zu fünfzig 
Basisanforderungen. Die KBV stellt 
außerdem im IT‑Sicherheits‑Hub 
Musterdokumente bereit, die nur 
noch an die jeweilige Praxis angepasst 
werden müssen. Dazu gehören Vor-
lagen für Passwortrichtlinien, mobile 
Geräte sowie Ein‑ und Austrittspro-
zesse. Seit dem 1. Oktober 2025 sind 

zudem regelmäßige Schulungen, eine 
verbindliche Spam‑Regelung und do-
kumentierte Abläufe beim Personal-
wechsel verpflichtend.

IT‑Sicherheit entsteht im 
Team

Wirksame IT‑Sicherheit basiert auf 
einem Zusammenspiel aus Tech-
nik und gut organisierten Abläufen. 

Firewalls, Updates, Backups und kla-
re Zugriffsrechte schaffen die tech-
nische Grundlage, doch erst gelebte 
Regeln, dokumentierte Prozesse und 
regelmäßige Schulungen machen den 
Alltag wirklich sicher. MFAs leisten 
dabei einen zentralen Beitrag, indem 
sie aufmerksam handeln, Bildschirme 
sperren, Geräte schützen, starke 
Passwörter nutzen und Verdachts-
momente sofort melden.� ah

Der Einsatz von Künstlicher Intel-
ligenz (KI) gewinnt in der ambu-
lanten Versorgung an Bedeutung 
– von Diagnostik über Entschei-
dungsunterstützung bis hin zu or-
ganisatorischen Prozessen. Gleich-
zeitig steigen die rechtlichen Anfor-
derungen. Der folgende Überblick 
zeigt die wichtigsten Pflichten, Ri-
siken und Neuerungen.

Haftung des Arztes bei Fehlern 
der KI

KI-Systeme können Medizinpro-
dukte sein und dürfen laut Medizin-
produkteverordnung nur CE‑zertifi-
ziert eingesetzt werden. Ärztinnen 
und Ärzte gelten als Betreiber und 
müssen die Vorgaben der Medizin-
produkte‑Betreiberverordnung ein-
halten. Dazu gehört die Meldung 
von Vorkommnissen, Fehlfunktio-
nen oder unzureichenden Herstel-
lerinformationen, die die Patienten-
sicherheit gefährden können.
Ärzte müssen die Funktionswei-
se, Risiken und Grenzen eingesetz-
ter KI-Systeme kennen und sicher-
stellen, dass diese ordnungsgemäß 
funktionieren, gewartet und aktua-
lisiert sind. Entscheidungsvorschlä-
ge – etwa zu Diagnosen oder Thera-
pien – sind stets auf Plausibilität zu 
prüfen. Beim Einsatz sogenannter 
Neuland-Methoden, die noch nicht 
dem medizinischen Standard ent-
sprechen, ist dies bei der Nutzen-
Risiko-Abwägung und bei der Pati-
entenaufklärung zu berücksichtigen.
Haftungsrisiken bestehen vor allem 
bei Verstößen gegen ärztliche Sorg-
faltspflichten, beispielsweise bei der 
Nutzung nicht zertifizierter Systeme, 
Anwendungsfehlern oder fehlender 
Risikoabwägung. 

Was regelt der EU‑AI Act?

Mit der im August 2024 in Kraft 
getretenen EU‑KI‑Verordnung („AI 
Act“) gelten zusätzliche Anforde-
rungen für die Anwendung von KI-
Systemen zu medizinischen Zwe-
cken. KI‑basierte medizinische 
Anwendungen, die ein Konformi-
tätsbewertungsverfahren erfordern, 
werden als Hochrisiko‑KI‑Systeme 
eingestuft. Sind Arztpraxen, an de-
nen Hochrisiko-KI-Systeme einge-
setzt werden, Betreiber gemäß der 
KI-Verordnung, haben sie folgende 
Anforderungen einzuhalten:
•	 die Sicherstellung des zweckbe-

stimmungsgemäßen Gebrauchs 
der Systeme, auch hinsichtlich 
der menschlichen Aufsicht,

•	 Informationspflichten bezüglich 
schwerwiegender Vorfälle, 

•	 die Aufbewahrung automatisch 

erzeugter Protokolle (zum Bei-
spiel Audit-Logs), 

•	 die Information der Mitarbeiten-
den über den Einsatz der Syste-
me sowie 

•	 die Einhaltung der Datenschutz-
bestimmungen.

Für Systeme mit geringem Risiko 
(zum Beispiel. Chatbots zur Termin-
verwaltung) gelten vor allem Trans-
parenzpflichten.
Der EU‑AI Act legt fest, dass KI-
Anwendungen nicht missbräuchlich 
eingesetzt werden dürfen und dass 
Grundrechte geschützt werden müs-
sen. Gleichzeitig soll Raum für tech-
nologische Innovation bleiben. Die 
Verordnung folgt einem risikoba-
sierten Ansatz: Je höher das Risiko 
einer KI-Anwendung, desto strenger 
die Anforderungen. Verboten sind 
KI-Systeme, die ein inakzeptables 

Risiko darstellen – etwa Technolo-
gien, die Menschen manipulieren 
oder ihr Verhalten gezielt beeinflus-
sen können, sowie KI‑basiertes So-
cial Scoring.
Es gibt außerdem eine Transparenz-
pflicht. Das heißt, künstlich erzeug-
te oder bearbeitete Inhalte (Audios, 
Bilder, Videos) müssen eindeutig 
als solche gekennzeichnet werden. 

Datenschutz und Schweigepflicht

Beim Einsatz medizinischer KI-
Systeme werden regelmäßig per-
sonenbezogene Daten und Gesund-
heitsdaten verarbeitet. Ärztinnen 
und Ärzte müssen daher die gelten-
den Regeln zu ärztlicher Schweige-
pflicht und Datenschutz beachten. 
Orientierung bieten die „Hinweise 
und Empfehlungen zur ärztlichen 
Schweigepflicht, Datenschutz und 

Datenverarbeitung in der Arztpraxis“ 
von Bundesärztekammer und KBV.
Werden Daten an Personen weiter-
gegeben, die an der Anwendung ei-
nes KI-Systems beteiligt sind – etwa 
externe Dienstleister oder System-
betreiber – müssen diese zur Ge-
heimhaltung verpflichtet werden. 
Die Schweigepflicht erstreckt sich 
also auch auf alle mitwirkenden 
Dritten.
Besondere Anforderungen beste-
hen hinsichtlich der Einwilligung 
des Patienten, insbesondere zum 
Zweck und zur Form der Datenver-
arbeitung durch die KI-Anwendung. 
Trotz der technischen Komplexität 
gilt: Patienten müssen laut DSGVO 
verständlich und klar über Art, Um-
fang und Zweck der Datenverarbei-
tung informiert werden.

Fortbildung zu KI 

Eine Möglichkeit, sich zum Thema 
KI auf den neuesten Stand zu brin-
gen, bietet die KVBW im Live-On-
line-Seminar der MAK „Mensch 
trifft Maschine: Künstliche Intelli-
genz in der medizinischen Versor-
gung“ (4 Fortbildungspunkte). � red
 www.kvbawue.de/ol65k

 Weitere Informationen: 

Stellungnahme „Künstliche Intelli-
genz in der Medizin“ der Bundes-
ärztekammer 
https://t1p.de/bm6ju

Broschüre PraxisWissen der KBV 
zum Einsatz von KI
https://t1p.de/l8djl
 
AI-Act
https://t1p.de/pm5d8

KI in der medizinischen Versorgung

IT-Sicherheit im Fokus 
beim MFA-Tag

Warum Praxen im Visier stehen und welche Schlüsselrolle MFAs dabei spielen

Nina Hitzelberger und Kamal Sentassi
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Wie sich die hausärztliche Versor-
gung durch den Einsatz von Pfle-
gefachkräften konkret verändert, 
zeigt die Hausarztpraxis Schalhorn 
in Birenbach. Dort gehört mit Anet-
te Burkart seit mehreren Jahren eine 
examinierte Pflegefachkraft fest 
zum Team – und entlastet die Ärz-
tinnen und Ärzte spürbar in der Ver-
sorgung chronisch kranker Patien-
tinnen und Patienten.
Die Praxis ist eine von 20 teilneh-
menden Hausarztpraxen im Innova-
tionsfondsprojekt PRIMA der Kas-
senärztlichen Vereinigung Baden-
Württemberg (KVBW). Ziel des 
Projekts ist es, neue Versorgungs-
modelle zu erproben und hausärzt-
liche Praxen angesichts steigender 
Patientenzahlen und knapper ärztli-
cher Ressourcen zu entlasten. 
Bis Mitte 2027 fördert PRIMA in 
20 ausgewählten Hausarztpraxen 
die Beschäftigung von Pflegefach-
kräften. Begleitet wird das Projekt 
wissenschaftlich durch die Techni-
sche Universität München sowie 
das Institut für Allgemeinmedizin 
und Interprofessionelle Versorgung 
(IAIV) am Universitätsklinikum 
Tübingen. 

Ein erprobtes Modell im Praxis-
alltag

Das zehnköpfige Team der Haus-
arztpraxis Schalhorn in Birenbach 
besteht aus einer Hausärztin, einem 
Hausarzt, einer Ärztin in Weiterbil-
dung sowie medizinischen Fachan-
gestellten und einem Praxisma-
nagement. Pflegefachkraft Anette 
Burkart ist ausgebildete Wundex-
pertin und betreut vor allem im-
mobile Patientinnen und Patien-
ten mit chronischen Erkrankungen 

wie Herz- oder Atemwegserkran-
kungen, Diabetes mellitus so-
wie komplexen Wundbildern. Ein 
Großteil der von ihr versorgten Pa-
tientinnen und Patienten ist in Di-
sease-Management-Programmen 
eingeschrieben. Mit einem Stel-
lenumfang von 30 Wochenstun-
den betreut sie rund 120 chronisch 
Kranke, macht dafür Hausbesuche 
und besucht Pflegeeinrichtungen. 
Auch eine eigene Sprechstunde 
bietet sie an. 

Mehr Zeit, mehr Kontinuität, 
mehr Struktur

Für Friederike Kugler, Hausärztin 
in der Praxis, ist der Einsatz einer 
Pflegefachkraft ein zentraler Bau-
stein moderner hausärztlicher Ver-
sorgung: „Eine Pflegefachkraft 
stellt eine wichtige Entlastung für 

eine hausärztliche Praxis dar. Sie 
erweitert das Spektrum und entlas-
tet mich, indem sie Hausbesuche 
wahrnimmt, eine eigene Sprech-
stunde anbietet und insgesamt 
mehr Zeit für die Patienten hat.“
Gerade die zeitintensive Betreu-
ung chronisch Kranker – etwa Ver-
laufskontrollen, Wundversorgung, 
Medikamentenmanagement oder 
Beratung zu Hilfsmitteln – lässt 
sich so strukturierter und kontinu-
ierlicher gestalten. Für die ärztli-
che Tätigkeit entstehen dadurch 
neue Freiräume: „Ich habe mehr 
Kapazitäten für andere Patientin-
nen und Patienten“, so Kugler.

PRIMA als Impuls zur Weiter-
entwicklung

Mit dem Einstieg in das PRIMA-
Projekt verbindet Kugler nicht nur 

eine finanzielle Förderung, son-
dern vor allem einen strukturellen 
Entwicklungsprozess: „Das Pro-
jekt ist für mich eine Chance, In-
put von außen zu bekommen und 
uns als Praxis weiterzuentwickeln. 
Auch zur Frage, was wir noch bes-
ser machen können.“
Die projektbegleitenden Schulun-
gen, Workshops, Qualitätszirkel 
und Netzwerktreffen unterstützen 
die teilnehmenden Praxen dabei, 
neue Prozesse zu etablieren und 
die interprofessionelle Zusammen-
arbeit systematisch weiterzuentwi-
ckeln. Der damit verbundene Do-
kumentationsaufwand sei nicht zu 
unterschätzen, räumt Kugler ein, 
dennoch überwiegt für sie der Nut-
zen: „Ich hoffe, dass damit bewie-
sen wird, wie sinnvoll und lohnend 
Pflegefachkräfte in der hausärztli-
chen Praxis sind.“

Akzeptanz bei den Patientinnen 
und Patienten

Auch die Patientenseite spielt für 
den Erfolg eine zentrale Rolle. Die 
Umstellung auf neue Versorgungs-
strukturen erfordert Kommunikati-
on und klare Zuständigkeiten. „Am 
Anfang sagen viele, sie wollen zur 
Frau Doktor. Aber wir bestimmen 
die Versorgungsebene. Die Patien-
tinnen und Patienten merken dann 
schnell, dass sie bei Frau Burkart 
sehr gut aufgehoben sind“, berich-
tet Kugler.
Aus Sicht des Praxismanagements 
ist der Zugewinn an Versorgungs-
kompetenz deutlich spürbar. Sabi-
ne Seidl, Praxismanagerin, bringt 
es auf den Punkt: „Wir können den 
Patienten mehr Hilfe und Unter-
stützung anbieten. Das fühlt sich 
gut an. Wir können uns nicht mehr 
vorstellen, ohne Frau Burkart zu 
arbeiten.“

Entlastung für das gesamte 
Team

Das Beispiel der teilnehmenden 
Hausarztpraxis Schalhorn zeigt, 
welches Potenzial im gezielten 
Einsatz von Pflegefachkräften 
liegt. PRIMA schafft den finanzi-
ellen und strukturellen Rahmen, 
um diese Form der Zusammenar-
beit weiter zu erproben und wis-
senschaftlich zu evaluieren. Für 
viele Hausarztpraxen in Baden-
Württemberg könnte das Projekt 
ein wichtiger Schritt sein – hin 
zu einer multiprofessionellen Pri-
märversorgung, die sowohl ärzt-
liche Ressourcen schont als auch 
die Versorgung chronisch Kranker 
nachhaltig verbessert.� gk

PRIMA in der Praxis: Wie Pflegefachkräfte 
Hausarztpraxen nachhaltig entlasten

Einblick in das Innovationsfondsprojekt am Beispiel der Hausarztpraxis Schalhorn in Birenbach

Im Medizinprodukterecht gibt 
es seit 2025 Änderungen. Sie 
betreffen einerseits die Medizin-
produkte-Betreiberverordnung 
(MPBetreibV) und andererseits 
die Mess- und Eichverordnung 
(MessEV). Unter anderem wur-
den diverse Begriffsanpassungen 
vorgenommen, die in der Arzt-
praxis zu Verwirrung führen 
können und zu vermehrten An-
rufen beim Kompetenzzentrum 
Hygiene und Medizinprodukte 
(CoC) geführt haben. Dieses 
hat daher die Betreiberverord-
nung gesichtet, Änderungen im 
Überblick dargestellt, aber auch 
neue Inhalte mit ausführlichen 
Begründungen aus verschiede-
nen Veröffentlichungen zusam-
mengestellt. Wichtig ist es, sich 

mit den Modifikationen ausein-
anderzusetzen, da es bei Pra-
xisbegehungen zu Medizinpro-
dukten durch Behörden – wie 
etwa dem Regierungspräsidium 
– ansonsten zu Beanstandungen 
kommen kann. Im schlimmsten 
Fall drohen Bußgelder.

 Allgemeine Information 
und Leitfaden Hygiene:

www.kvbawue.de/praxis/
qualitaetssicherung/
hygiene-medizinprodukte

ergo-Redakteurin Gabriele Kiunke im Gespräch mit dem Praxisteam

Änderungen im 
Medizinprodukterecht 

COC-Synopse bringt Klarheit in der Arztpraxis

Die Angst vor Regressen ist ein 
Grund, warum junge Medizinerinnen 
und Mediziner keine Praxis überneh-
men möchten. Dr. Sybille Steiner, 
Vorstandsmitglied der KBV, hat in 
einer Pressemitteilung auf eine be-
sondere Fragestellung hingewiesen: 
Sie fordert, dass Regresse bei Gripp-
eimpfstoffen abgeschafft werden 
müssen. Dahinter steckt die Sorge, 
dass Ärztinnen und Ärzte dafür ver-
antwortlich gemacht werden, wenn 
sie Grippeimpfstoff bestellen, der 
dann nicht verimpft wird. Schließlich 
müssen die Praxen den Impfstoff 
lange im Voraus  bestellen, also qua-
si eine Prognose abgeben, wie viele 
Impfungen vorgenommen werden. 
Hinzu kommt, dass die Auflagen 
für die Anzahl an vorgenommenen 
Impfungen durch die Regelungen 
im Rahmen der Vorhaltepauschale 

steigen. Für Baden-Württemberg 
kann hierbei weitgehend Entwar-
nung gegeben werden. Denn KV 
und Krankenkassen haben in die 
Prüfvereinbarung eine „Schutzklau-
sel“ eingebaut. Danach heißt es, dass 
„eine angemessene Überschreitung 
der bestellten Menge gegenüber 
den tatsächlich erbrachten Impfun-
gen als nicht unwirtschaftlich gelte.“ 
Und damit auch kein Regressgrund 
darstellen. Als „angemessen“ wird 

eine Vorbestellung von bis zu 115 
Prozent der im Vorjahr erbrachten 
Grippeimpfungen angesehen. Das 
gilt sowohl für das Vorbestellen von 
Impfstoff für die über 60-jährigen als 
auch für die unter 60-jährigen. 
In Baden-Württemberg hat sich 
diese Regelung bewährt. Regresse 
wegen Überschreitens der Bestell-
mengen hat es bislang nicht gegeben. 
Das zeigt auch, dass die Mitglieder 
der KVBW verantwortungsvoll mit 
den Bestellmengen umgehen. 
Dafür kommen Regresse leider häu-
figer vor, wenn der Bezugsweg falsch 
gewählt wurde, also wenn der Impf-
stoff statt auf Sprechstundenbedarf 
auf Namen des Patienten verordnet 
wurde.  Ebenso ist es immer wieder 
mal vorgekommen, dass Impfungen 
außerhalb der STIKO-Empfehlung 
vorgenommen wurden. � red

Schutzklausel entschärft Regressrisiko
Grippeimpfstoff: KVBW und Krankenkassen haben einen entsprechenden 

Passus in die Prüfvereinbarung eingebaut. 
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Der Sachverhalt wurde breit in den 
Medien gestreut. Investigative Me-
dien wie report, frontal 21 und an-
dere haben dazu sogar Beiträge ge-
sendet: Ärzte, denen im Ausland 
Fehlverhalten vorgeworfen und die 
Approbation entzogen wurde, prak-
tizieren in Deutschland. Auch in 
Baden-Württemberg. Auch als Ver-
tragsärzte. Wie kann das sein?

Was prüft die KVBW?

Bei jeder Zulassung prüft die 
KVBW, ob der Arzt oder die Ärz-
tin – ebenso bei den Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten – 
bestimmte Voraussetzungen erfüllt. 
So muss eine gültige Approbation 

vorliegen, die Facharztanerkennung 
nachgewiesen und ein polizeiliches 
Führungszeugnis beigebracht wer-
den. Wenn diese Voraussetzungen 
vorliegen, gibt es keinen Grund, 
die Zulassung zu verweigern. Eine 
darüber hinausgehende Prüfung 
wäre durch die KVBW und die 

Zulassungsausschüsse nicht mög-
lich. Die Prüfung, ob dem Arzt oder 
Psychotherapeuten eine Approbati-
on gegeben werden darf, liegt in der 
Zuständigkeit des Regierungsprä-
sidiums Stuttgart als zentrale Ap-
probationsbehörde in Baden-Würt-
temberg. Die Facharztanerkennung 
erfolgt durch die Gremien der Kam-
mern. 

Bei Hinweis auf Fehlverhalten 
folgt Prüfung

Wenn der KV oder den Zulassungs-
ausschüssen aber bekannt wird, dass 
Fehlverhalten vorliegt, kann eine 
weitergehende Prüfung erfolgen, um 
die Zuverlässigkeit des Arztes oder 

des Psychotherapeuten festzu-
stellen. Das Ergebnis hängt 
dann vom Einzelfall ab. 
Die Verweigerung der Zu-
lassung würde nahezu einem 

Berufsverbot gleichkommen. 
Damit gibt es auch keinen Automa-
tismus, dass der Entzug der Zulas-
sung im Ausland dazu führen muss, 
dass eine Zulassung in Deutschland 
nicht möglich wäre. Das ist dann da-
von abhängig, welches Fehlverhal-
ten genau vorgelegen hat, wie lange 
das bereits zurückliegt und ob eine 

deutsche Approbation weiter vor-
liegt oder nicht. 
 
Meldesystem bislang ohne 
KVBW

Ebenso kann die bereits erfolg-
te Zulassung im Nachhinein noch 
entzogen werden. Da kommt es 
dann darauf an, ob weiteres Fehl-
verhalten bekannt geworden ist 
oder es aus dem aktuellen Verhal-
ten fundierte Zweifel an der Zuver-
lässigkeit des Arztes oder des Psy-
chotherapeuten gibt. Solche Fälle 
kommen nur sehr selten vor. 
Deutlich häufiger tritt die Situation 
ein, dass Ermittlungen der Staats-
anwaltschaft gegen einen Vertrags-
arzt oder -psychotherapeuten we-
gen irgendwelcher Beschuldigun-
gen erfolgen. Die KVBW wird 
hierzu nicht informiert, nur wenn 
sie Verfahrensbeteiligte ist. 
Ebenso gibt es keine Information 
an die KVBW, wenn ein Mitglied 
strafrechtlich verurteilt wird. Es 
gibt ein Meldesystem, in das bei-
spielsweise die Kammer einbezo-
gen ist, aber nicht die KVBW. Seit 
Jahren fordert die KVBW, diese 
Praxis zu ändern. Bisher aber ohne 
Erfolg.    � ks

Approbationsentzug im Ausland 
Dürfen Ärzte dann trotzdem in Deutschland tätig sein? Zuständigkeiten und Prüfmechanismen im Überblick

NACH DEM ARBEITSUNFALL 
ZUM VERTRAGSARZT

ALLES, WAS RECHT IST!   Juristische Fragen aus der Praxis 

Kodierhilfe 
wieder  

verfügbar
Aktualisierung jetzt 

online

Die Zi-Kodierhilfe ist nach jähr-
lichem ICD-10-GM-Update mit 
aktualisiertem Datenbestand für 
das Jahr 2026 jetzt online sowie 
als App verfügbar. Mit der Such-
funktion der Kodierhilfe f inden 
Sie schnell und eff izient den rich-
tigen ICD-Code mit jeweils indi-
viduellen Hilfen und Hinweisen 
auf zusätzliche oder alternative 
Kodiermöglichkeiten. Fachgrup-
penspezif ische Kodierübersichten 
(Zi-Thesauren) sowie themen-
spezif ische Kodiermanuals stehen 
ergänzend bereit.

Weitere Informationen:
www.zi.de/kodierung

 Kodierhilfe:
www.kodierhilfe.de

Wenn der Sturz im Betrieb 
nicht „Kasse“ ist

Ein Schnitt an der Kreissäge, ein 
Sturz auf dem Weg zur Arbeit – 
und plötzlich gelten andere Regeln. 
Ein Arbeitsunfall ist ein unerwar-
teter Zwischenfall im Zusammen-
hang mit der Durchführung der 
Arbeit oder auf dem direkten Weg 
zum Arbeitsort/-platz – also eine 
Verletzung durch ein mit dem Job 
zusammenhängendes plötzliches 
äußeres Ereignis – das Gesund-
heitsschäden nach sich zieht.
Arbeits- und Wegeunfälle sind kei-
ne Fälle für die gesetzliche Kran-
kenversicherung, sondern für die 
gesetzliche Unfallversicherung 
nach dem Sozialgesetzbuch VII. 
Für Hausärztinnen und Hausärz-
te heißt das: medizinisch Routine, 
rechtlich Sonderzone.
 
Hausärzte müssen Unfallverletzte 
behandeln, sind aber nicht automa-
tisch Herr oder Frau des gesamten 
Verfahrens.
 
Hausarzt versus. D-Arzt: 
Die Rollen sind klar verteilt

Hausärzte übernehmen die Erst-
versorgung – also alles, was „so-
fort notwendig“ ist. Wundversor-
gung, Diagnostik, Schmerzmittel, 
erste Krankschreibung (allerdings 
nur für den Unfalltag).
Durchgangsärzte (D-Ärzte) steu-
ern das Verfahren und entschei-
den, ob eine allgemeine Heilbe-
handlung reicht oder eine beson-
dere Heilbehandlung nötig ist. 
Der D‑Arzt ist mehr als nur ein 
Spezialist – er ist der unfallmedi-
zinische Lotse.
Kurz gesagt: Der Hausarzt be-
handelt. Der D-Arzt koordiniert 
– und entscheidet über die Tiefe 
der Therapie.
Wenn der D-Arzt nicht selbst be-
handelt, veranlasst er bei leich-
ten Verletzungen eine allgemei-
ne Heilbehandlung, die von den 
Hausärzten fortgeführt werden 
kann. 
 
Wann muss der Patient zum 
D-Arzt?

Eine Vorstellung nach einem Ar-
beitsunfall beim D-Arzt ist Pflicht, 
wenn

•	 die Arbeitsunfähigkeit über den 
Unfalltag hinausgeht,

•	 die Behandlung voraussichtlich 
länger als eine Woche dauert,

•	 Heil- oder Hilfsmittel benötigt 
werden.

 
Hiervon abweichend ist bei iso-
lierten Augen-, HNO- oder 
Handverletzungen an einen ent-
sprechenden Arzt dieser Fach-
gruppen zu überweisen. Sie gel-
ten in diesen speziellen Fällen au-
tomatisch als Durchgangsärzte.

Allgemeine oder besondere 
Heilbehandlung? Der 
Unterschied mit Konse-
quenz

Eine allgemeine Heilbehandlung 
ist eine normale, unfallbeding-
te Versorgung ohne besonderen 
apparativen oder unfallchirurgi-
schen Aufwand. Dazu zählt auch 
die Erstversorgung durch den 
Hausarzt.
Die besondere  Heilbehandlung 
wird bei komplexen oder schwe-
ren Verletzungen, die speziel-
le unfallmedizinische Qualif ikati-

on verlangen, erforderlich. Die-
se darf ausschließlich der D-Arzt 
einleiten.

Fazit

Arbeitsunfälle sind meistens medi-
zinischer Alltag – rechtlich jedoch 
Spezialmaterie.
Der Hausarzt ist erste Anlaufstel-
le und Pflichtbehandler, aber nicht 
Lotse im System.
Die entscheidende Weichenstel-
lung liegt beim richtigen Zeitpunkt 
der Zuweisung. Wer die Kriterien 
kennt, erspart sich Rückfragen und 
Verzögerungen.� ms
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Wie gelingt verständliche Patien-
tenaufklärung? Dr. Bärbel Gras-
hoff, niedergelassene Frauenärz-
tin in Ulm, hat gemeinsam mit der 
Illustratorin Marie Luisa Kerkhoff 
einen ungewöhnlichen Weg ge-
wählt: Sie hat eine Graphic Novel 
zum Thema Brustkrebs veröffent-
licht. Wie es dazu kam und was in-
novative Formate im Praxisalltag 
leisten können, darüber spricht sie 
im Interview.

Frau Dr. Grashoff, wie kam es 
dazu, dass Sie einen Ratgeber 
zum Thema Brustkrebs geschrie-
ben haben?   

Ich bin im Dezember 2021 selbst an 
Brustkrebs erkrankt. In der Phase 
der Diagnostik und Therapie mit den 
häufigen Ermüdungserscheinungen 
fiel mir auf, dass ich keine längeren 
Texte mehr lesen und erfassen konn-
te, obwohl ich sehr textaffin bin und 
normalerweise zwei Bücher im Mo-
nat lese. Dann bekam ich eine Gra-
phic Novel in die Hand und merkte, 
wie leicht es mir fiel, die Kombinati-
on von Bild und Wort zu verstehen. 
Ich habe mich gefragt, warum es 

solche verständlichen Bücher nicht 
zu Brustkrebs gibt. 

Welche Art von Patienteninfor-
mationen brauchen Brustkrebs-
betroffene?

Mein Ziel war, erkrankte Frauen so 
zu stärken, dass sie die Grundbe-
griffe ihrer Erkrankung verstehen. 
Das hilft, wenn Entscheidungen zur 
Therapie getroffen werden müssen. 
Meine Freundin Marie Luisa Kerk-
hoff, Schauspielerin und Buchillus-
tratorin, hatte Lust auf das Thema. 
Und dann haben wir uns zusam-
mengesetzt und aus meinem Text 
das Buch entwickelt.   

Wie groß war die Herausforde-
rung, medizinisches Fachwissen 
verständlich und zugleich fach-
lich korrekt aufzubereiten?

Da ich schon lange mit Patientinnen 
umgehe, bin ich in der Lage, kom-
plexe Zusammenhänge sprachlich 
zu vereinfachen. Der große Vorteil 
war, dass Frau Kerkhoff bis dato 
keine Ahnung von dem Thema hat-
te und sehr kritisch alles hinterfragt 

hat. Sie sagte beispielsweise: „Me-
tastasiert versteht keiner. Was be-
deutet das?“ Und so war ich aufge-
fordert, alles wirklich verständlich 
zu beschreiben.  

Welche medizinischen Ent-
scheidungsprozesse wollten Sie 
sichtbar machen?

Ich habe meine eigenen Erfahrun-
gen eingebracht und auch viel von 
dem, was ich in der Praxis höre. 
In unserem Buch geht es um zwei 
Frauen, die Brustkrebs haben. Sta-
tistisch haben zwei von 16 oder jede 
achte Frau Brustkrebs. Beide haben 
ein frühes Stadium der Erkrankung 
und gehen trotzdem unterschied-
liche Wege. Warum bekommt die 
eine Chemo und die andere nicht? 
Brustkrebs ist nicht gleich Brust-
krebs. Das hängt von bestimmten 
Faktoren ab, die mit dem „Charak-
ter“ der Tumorzellen zu tun haben. 
Mir war wichtig, dass Patientinnen 
verstehen, aus welchen Gründen 
ihre Therapie die geeignete für sie 
ist. Die zwei Frauen werden danach 
durch die Therapie begleitet, die in 
groben Zügen erklärt wird.

Der Buchtitel lautet „Das Ende 
der Unversehrtheit.“ Haben Sie 
das selbst auch so erlebt?  

Nach den Therapien folgt in der 
Regel die Phase der Verarbeitung, 
das war auch bei mir so. Das Ge-
fühl der Unversehrtheit ist zu Ende, 
man wird plötzlich mit der eige-
nen Sterblichkeit konfrontiert. Die 
Krankheit hat mich sensibler ge-
macht. So habe ich einige ehren-
amtliche Pöstchen über Bord ge-
worfen, die mir nie großen Spaß 
gemacht haben. Ich habe mich auch 
von Menschen verabschiedet, die 
mir nicht guttaten. 

Wie kann Ihre Graphic Novel 
konkret im Praxisalltag einge-
setzt werden? 

Überall dort, wo Brustkrebspatien-
tinnen versorgt werden, kann die 
Graphic Novel eingesetzt werden. 
Also bei Hausärzten, Radiologen, 
Frauenärzten oder Strahlenthera-
peuten. Die Graphic Novel ent-
lastet bei Aufklärungsgesprächen, 
weil Patientinnen dadurch einfach 
schon mehr wissen. 

Wenn Sie einen Wunsch an die 
ärztliche Versorgung von Brust-
krebspatientinnen frei hätten, 
was müsste sich ändern?

Um ehrlich zu sein, fand ich die 
Versorgung wirklich rundum sehr 
gut. Ich habe mehr als einmal ge-
dacht, welches Privileg es ist, in 
einem Land an Brustkrebs zu er-
kranken, das einen so umfassend 
versorgt. Das Vorgehen bei Brust-
krebs wird weltweit abgestimmt, 
aber nicht in allen Ländern haben 
Frauen uneingeschränkt Zugang zu 
einer gesundheitlichen Versorgung. 
Dafür darf man hier wirklich dank-
bar sein.� gk

Graphic Novel klärt über 
Brustkrebs auf

Illustration aus der Graphic NovelGemeinsam am Werk: Dr. Bärbel Grashoff und Marie Luisa Kerkhoff 

Vom Innovationsfonds geförder-
tes Projekt ENDO EVE startet am  
1. Mai 2026 als Selektivvertrag in 
Baden Württemberg

Endometriose gehört zu den häu-
figsten gynäkologischen Erkrankun-
gen,  trotzdem vergehen oft Jahre bis 
zur Diagnose. Für betroffene Frauen 
bedeutet das einen langen Weg mit 
Schmerzen und Unsicherheiten. Für 
Praxen bedeutet es viel Beratungs- 
und Koordinationsarbeit.
Das neue, durch den Innovations-
fonds geförderte Projekt ENDO 
EVE setzt genau hier an. Ziel ist es, 
Endometriose früher zu erkennen, 
die Ersteinschätzung zu vereinheit-
lichen und die Behandlung eng mit 
spezialisierten Zentren zu verzah-
nen.

Wer kann teilnehmen?

Teilnahmeberechtigt sind alle bei der 
KVBW zugelassenen, angestellten 

oder ermächtigten Fachärztin-
nen und Fachärzte für Frauenheil-
kunde. Eine  Teilnahmeerklärung 
muss einmalig ausgefüllt und un-
terschrieben werden. 
Als Patientinnen können Frauen ab 
18 Jahren mit mindestens einem 
endometriosespezifischen Leitsym-
ptom teilnehmen, sofern sie bei ei-
ner der teilnehmenden Krankenkas-
sen versichert sind (z. B. AOK BW, 
TK, IKK gesund plus sowie mehre-
re Betriebskrankenkassen).

So läuft ENDO EVE in Ihrer 
Praxis ab

Das Projekt umfasst zwei Phasen 
mit klar strukturierten Schritten:
1. Kontrollphase: Dazu ge-
hört das Ausfüllen eines kurzen 

Rückmeldebogens sowie die Über-
mittlung per KIM an das Studien-
zentrum Halle. 
2. Interventionsphase: In dieser Pha-
se wird ein strukturiertes Endome-
triose-Assessment gemeinsam mit 
der Patientin durchgeführt und per 
KIM an eines der beteiligten Studi-
enzentren (Halle, Heidelberg, Tü-
bingen) weitergeleitet. Die Patien-
tinnen erhalten dort eine individu-
elle, interdisziplinäre Behandlung 
sowie kostenfreien Zugang zur On-
line Selbsthilfe App.

Vergütung

Ihre Leistungen werden extra-
budgetär vergütet und über die 
KVBW abgerechnet. In der Kon-
trollphase erhalten Sie für das 

Teilnahmemanagement 48 Euro 
pro Patientin, für das Weiterlei-
tungsmanagement erneut 48 Euro 
pro Patientin. In der Interventions-
phase gibt es wieder 48 Euro für 
das Teilnahmemanagement, für das 
Endometriose-Assessment 72 Euro  
und für das Weiterleitungsmanage-
ment jeweils 48 Euro pro Patientin. 

Jetzt teilnehmen

Werden Sie Teil des ENDO EVE 
Netzwerks und gestalten Sie eine 
moderne, strukturierte und pati-
entinnenzentrierte Endometriose-
Versorgung aktiv mit. � red

 Weitere Informationen: 
www.endo-eve.de 
www.kvbawue.de/endo-eve-vertrag 

Neues Versorgungs- und Behandlungsprogramm für Gynäkologen

Hilfe bei Endometriose

Dr. Bärbel Grashoff, 
Marie Luisa Kerk-
hoff: Das Ende der 
Unversehrtheit, 
Ankerwechsel, 
32 Euro. 
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Das Ministerium für Soziales, 
Gesundheit und Integration stellt 
kostenfrei Flyer zum Thema „Si-
cherer Schlaf für mein Baby“ zur 
Verfügung. Die Flyer sind in den 
folgenden Sprachen verfügbar: 
Deutsch, Englisch, Ukrainisch, 
Rumänisch, Polnisch, Griechisch, 
Arabisch, Türkisch und Italie-
nisch. Sie können kostenfrei über 
die Website des Ministeriums 
bestellt werden.  

 Weitere Informationen:

Ratgeber für 
Eltern

Rund 80 Absolvierende haben in 
Baden-Württemberg die erste Ap-
probationsprüfung im reformier-
ten Studiengang Psychotherapie 
erfolgreich abgelegt.

Im Jahr 2020 wurde die Psychothe-
rapie-Ausbildung neu geregelt: Nach 
dem Bachelor Psychologie folgt ein 
Masterstudium mit Schwerpunkt 
Klinische Psychologie und Psycho-
therapie. Danach ist zusätzlich eine 
Staatsprüfung vorgesehen – die Ap-
probation in Psychotherapie.  
Mit realitätsnahen Prüfungen, inklu-
sive Therapiegesprächen mit Schau-
spielpatientinnen und -patienten, 
markiere der Pilotdurchgang einen 
Meilenstein für die moderne Ausbil-
dung des Heilberufs, so das Regie-
rungspräsidium Stuttgart. Zweck der 
anwendungsorientierten Prüfung sei 
es, therapeutische Handlungskom-
petenzen möglichst realitätsnah ab-
zuprüfen. 

Praktische Fallprüfungen

Wie gut das funktioniert, zeigt die 
Reaktion einer angehenden Psycho-
therapeutin. „Vor allem der Master 
hat sich grundlegend verändert – und 
das ist aus meiner Sicht ein großer 
Schritt nach vorn“, findet Rebecca 
Schmitt* aus Freiburg. „Der Praxis-
bezug ist deutlich höher als früher: 
Durch die praxisorientierten Semi-
nare wurden wir viel besser auf den 

klinischen Alltag vorbereitet. Gerade 
die Rollenspiele, Fallbeispiele und 
das Arbeiten an konkreten Situatio-
nen machen einen Unterschied, weil 
man nicht nur theoretisch weiß, wie 
es geht, sondern therapeutisches Vor-
gehen tatsächlich einübt.“

Hoch verdichteter  
Masterstudiengang

Die Schattenseite sei allerdings der 
hohe Lerndruck: „In zwei Jahren 
ist der Stoff teilweise schwer zu be-
wältigen, vor allem, weil während 

der Praktikumsphasen zahlreiche 
Seminare parallel weiterlaufen. 
Das macht es fast unmöglich, ne-
benbei zu arbeiten – was für einige 
von uns aber finanziell notwendig 
ist. Stellenweise fühlt sich das Stu-
dium dicht gedrängt und manch-
mal überfordernd an.“
Die Approbationsprüfung findet 
Schmitt grundsätzlich gelungen 
und praxisnah gestaltet. „Wenn re-
alistische Settings und Therapie-
gespräche mit Schauspielpatien-
tinnen und -patienten geprüft wer-
den, geht es darum, wie man sich 

im Praxisalltag tatsächlich ver-
hält: therapeutische Haltung, Ge-
sprächsführung, klinisches Denken 
und situatives Handeln.“ Gleich-
zeitig sei die Prüfung auch ein klei-
ner Stresstest: „Man hat nur wenig 
Zeit, sich einzulesen, und dann nur 
eine kurze Zeit, um abzuliefern.“ 
Unterm Strich überwiege klar der 
Nutzen.
Die neuapprobierten Absolventin-
nen und Absolventen machen nun 
noch eine mehrjährige Weiterbil-
dung, um danach über die Kran-
kenkassen abrechnen zu dürfen. 

Allerdings herrscht im Moment  
Uneinigkeit über deren Finanzie-
rung. Rebecca Schmitt: „Nach 
der praxisnahen Approbation fühlt 
man sich bestärkt und ist richtig 
motiviert, in die Weiterbildung zu 
starten. Umso frustrierender ist es, 
dass ausgerechnet die finanziel-
le Situation in der Weiterbildung 
nicht verlässlich geklärt ist und 
stattdessen sogar Honorarkürzun-
gen drohen. Das nimmt viel Rü-
ckenwind und ist angesichts des 
Bedarfs an Psychotherapie nicht 
nachvollziehbar.“

Auf der Kippe stehende Vergü-
tung sorgt für Proteste

Die auf der Kippe stehende Ver-
gütung trieb zuletzt bundesweit 
Studierende und Absolvierende 
auf die Straße. Die Landespsycho-
therapeutenkammer Baden-Würt-
temberg steht fest auf der Seite 
der Protestierenden. Ein breites 
Bündnis aus Studierenden, Kam-
mern, Verbänden, Ausbildungs-
stätten und Universitäten fordert 
unter dem Motto „Psychotherapie-
Weiterbildung finanzieren – jetzt!“ 
eine nachhaltige Lösung. � mara 

 Weitere Informationen: 
www.lpk-bw.de

*Der Name wurde aus Gründen des Persön-
lichkeitsschutzes geändert.

Mehr Praxisnähe in der Psychotherapie-Ausbildung

Studierende kritisieren den hohen Lerndruck beim Studiengang Psychotherapie. 

Als Dr. Thomas Kühn im 
Jahr 2016 seine orthopädi-
sche Praxis und Klinik in 
Biberbach an seinen Sohn 
übergab, hätte für ihn ein ru-
higer Lebensabschnitt begin-
nen können. Doch Ruhestand 
im klassischen Sinne war für 
den heute 74-Jährigen keine 
Option. Stattdessen packte er 
seinen Koffer und besuchte 
einen Ort, der ihn in jungen 
Jahren geprägt hatte:  Tansa-
nia. In den 1980er-Jahren hat-
te Kühn dort zwei Jahre als 
Entwicklungshelfer gearbei-
tet. 

Elf Container Material

Seitdem hat sich die Situa-
tion in dem ehemals streng 
sozialistisch regierten Land 
zwar verbessert, doch medizinisch 
herrscht weiterhin Notstand. „Die 
Ausstattung mancher Kliniken ist 
erbärmlich“, erzählt er. Aus dieser 
Erfahrung heraus traf er nach sei-
nem Besuch eine ungewöhnliche 
Entscheidung: Er gründete 2018 
eine gemeinnützige Stiftung zur 
Förderung orthopädischer Projek-
te in Ostafrika. „Das erschien mir 
einfach sinnvoller, als nur Golf zu 
spielen oder sonst irgendetwas zu 
machen.“
Zweimal im Jahr reist Kühn seit-
dem nach Tansania und be-
sucht verschiedene Kliniken vor 

Ort. Immer wieder erlebt er, wie 
schlecht viele Einrichtungen aus-
gestattet sind. „Selbst in einer Uni-
versitätsklinik lagen frisch Verletz-
te unversorgt da. Ich war erschro-
cken, wie wenig vorhanden ist.“ 
Politische Probleme, mangelnde 
Transparenz und weitverbreitete 
Korruption erschweren die Situ-
ation zusätzlich. Die Einkommen 
sind in den vergangenen Jahren 
zwar gestiegen, doch gleichzeitig 
explodierten die Preise. Nur rund 
40 Prozent der Bevölkerung ver-
fügt über eine Krankenversiche-
rung, und selbst diese deckt längst 
nicht alle Kosten ab.

Mit seiner Stiftung versucht Kühn, 
zumindest einen Teil dieser Lücken 
zu schließen. Er organisiert medi-
zinisches Equipment – von OP-Ti-
schen über Röntgengeräte bis hin 
zu Verbandmaterial. Elf Container 
voller Hilfsgüter hat er bereits nach 
Tansania geschickt und vor Ort ei-
genhändig verteilt. 
Doch Material allein reicht nicht. 
Deshalb bildet Kühn in Tansania 
auch Ärztinnen, Ärzte und Pflege-
kräfte aus. Er gibt Kurse, begleitet 
Operationen und arbeitet eng mit 
den Teams zusammen. Stolz ist er, 
dass er kürzlich die erste Arthro-
skopie durchführen konnte  – ein 

Verfahren, das dort bis dahin 
nicht angewandt wurde. 

Nachfolger gesucht

Die Arbeit in seiner Stiftung 
managt Kühn fast vollstän-
dig selbst. „Ich möchte wis-
sen, wohin das Geld geht, 
welche Klinik ich unterstüt-
ze und wer dort arbeitet.“ Un-
terstützt wird er lediglich von 
zwei ehrenamtlichen Helfe-
rinnen, die sich um das Se-
kretariat und die Öffentlich-
keitsarbeit kümmern. Der 
Spenderkreis ist stabil und 
besteht hauptsächlich aus 
Freunden, Bekannten und 
Kolleginnen und Kollegen. 
So engagiert Kühn auch ist, 
die Frage nach der Zukunft 
bewegt ihn. Er sucht Men-

schen, die Interesse haben, in die 
Stiftung einzusteigen und sie per-
spektivisch zu übernehmen. Sein 
Wunsch: Dass die Unterstützung 
für die Kliniken weiterläuft, auch 
wenn er selbst irgendwann nicht 
mehr vor Ort sein kann. Noch will 
er aber nicht aufhören. Was ihn an-
treibt? „Die Patienten und das Kli-
nikpersonal. Sie sind dankbar für 
jede Unterstützung. Und das zeigt 
mir jedes Mal: Es lohnt sich.“ gk  

Weitere Informationen zur  
Stiftung: 
www.kuehn-foundation.com

„Sinnvoller, als nur Golf zu spielen“
Der Orthopäde Dr. Thomas Kühn engagiert sich in Afrika

Ein Ratgeber für Eltern

Sicherer Schlaf 
für mein Baby 

Dr. Kühn ist regelmäßig in Ostafrika.
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SEMINARE / VERANSTALTUNGEN

eLearning-Kurse
Weitere Angebote unter: www.online-kurse.mak-bw.de

Kursname Zielgruppe Weitere Informationen

Sicher ist sicher: 
Datenschutz im Praxisalltag leben 
und managen

Ärztinnen/Ärzte, Psychotherapeutinnen und -therapeuten, Praxismitar-
beitende und Auszubildende, die Kenntnisse zum Datenschutz erlangen, 
erweitern oder vertiefen wollen.

Kurs-Nr.: eL 03/26 
Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min.,vertont 
CME-Punkte: 4

Jetzt zählt‘s: 
Hausärztliche Grundlagen des EBM

Ärztinnen/Ärzte und Praxismitarbeitende in Hausarztpraxen, die Leis-
tungen nach dem EBM abrechnen und diesbezügliche Kenntnisse erwer-
ben, erweitern oder auffrischen wollen.

Kurs-Nr.: eL 05/26 
Gebühr: 98,- 
Dauer: 110 min.,vertont 
CME-Punkte: 4

Wirkstoff Wissen: 
Verordnung von Sprechstundenbe-
darf

Ärztinnen/Ärzte und Praxismitarbeitende, die Kenntnisse zur Verord-
nung von SSB erwerben, erweitern oder auffrischen wollen.

Kurs-Nr.: eL 07/26 
Gebühr: 98,- 
Dauer: 90 min., vertont 
CME-Punkte: 4

Mittel und Wege: 
Verordnung von Heilmitteln

Ärztinnen/Ärzte und Praxismitarbeitende, die Kenntnisse zur Verord-
nung von Heilmitteln erwerben, erweitern oder auffrischen wollen.

Kurs-Nr.: eL 08/26 
Gebühr: 98,- 
Dauer: 90 min., vertont 
CME-Punkte: 4

Quality Matters: 
Wie Sie QM erfolgreich in Ihrer Pra-
xis etablieren

Ärztinnen/Ärzte, Psychotherapeutinnen und -therapeuten, Praxis-
mitarbeitende und Auszubildende, die Kenntnisse darüber erwerben 
möchten, mit welchen Instrumenten sie QM in ihrer Praxis langfristig 
etablieren und umsetzen können.

Kurs-Nr.: eL 09/26 
Gebühr: 98,- 
Dauer: 90 min., vertont 
CME-Punkte: 4

Fit und fair im Umgang mit IGeL-
Angeboten

Ärztinnen/Ärzte und Praxismitarbeitende, die aktuell oder künftig IGeL 
anbieten und ihre Kenntnisse darüber erwerben, erweitern oder auf-
frischen wollen.

Kurs-Nr.: eL 10/26 
Gebühr: 98,- 
Dauer: 90 min., unvertont 
CME-Punkte: 4
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MAK-Seminar Zielgruppe Datum Uhrzeit Ort
Gebühr  
in Euro

CME-
Punkte Seminar-Nr.

ABRECHNUNG / VERORDNUNG

Intensiv-Workshop Abrech-
nungsmanager 
(Hausarztpraxis) 

Ärztinnen/Ärzte, Erstkräfte, Praxis-
mitarbeitende aus Hausarztpraxen, 
der Kurs schließt mit einer Prüfung 
ab

20. bis 22. April 
2026 + 29. April 
2026 (Prüfungstag)

jeweils 
9.00 bis 17.00 Uhr 
Prüfungstag: 
9.00 bis 11.00 Uhr

BD Frei-
burg
Prüfungs-
tag: Live-
Online

389,- 34 F 22

GOÄ für Einsteiger Ärztinnen/Ärzte, Praxismitarbeiten-
de, Auszubildende, nicht für Psycho-
therapeutinnen und -therapeuten

24. Juni 2026 15.00 bis 19.00 Uhr Live-
Online

98,- 5 oL 30R

BETRIEBSWIRTSCHAFT / ZULASSUNG

Mensch trifft Maschine: 
Künstliche Intelligenz in der 
medizinischen Versorgung

Ärztinnen/Ärzte, Psychotherapeu-
tinnen und -therapeuten, 
Praxismitarbeitende

15. April 2026 15.00 bis 18.00 
Uhr

Live-
Online

69,- 4 oL 65K

PRAXISMANAGEMENT

Personalgewinnung und 
Personalbindung in Zeiten 
des Fachkräftemangels

Ärztinnen/Ärzte, Psychotherapeu-
tinnen und -therapeuten, Praxismit-
arbeitende in Leitungsfunktion

21. Mai 2026 9.00 bis 17.00 Uhr BD 
Stuttgart

159,- 11 S 86

QUALITÄTSMANAGEMENT

Basiskurs 
Qualitätsmanagement

Ärztinnen/Ärzte, 
Praxismitarbeitende

8./9. Mai 2026 Fr, 
14.00 bis 19.00 Uhr 
Sa, 
9.00 bis 16.00 Uhr

Live-
Online

259,- 18 oL 144K

QUALITÄTSSICHERUNG UND -FÖRDERUNG

Moderatorentraining für 
Qualitätszirkel

Ärztinnen/Ärzte, Psychotherapeu-
tinnen und -therapeuten, die einen 
Qualitätszirkel leiten

27. Juni 2026 9.00 bis 17.00 Uhr BD 
Reutlingen

159,- 11 R 189

Strahlenschutzkurs für Me-
dizi-nische Fachangestellte 
nach Strahlenschutzverord-
nung für den Anwendungs-
bereich Röntgendiagnostik 
(Röntgenschein)

Personen mit einer abgeschlossenen 
medizinischen Ausbildung, die unter 
Aufsicht fachkundiger Ärztinnen/
Ärzte Untersuchungen mit Rönt-
genstrahlen technisch durchführen, 
der Kurs schließt mit einer Prüfung 
ab

18. bis 20. Juni 2026 
+
22. bis 27. Juni 2026

Jeweils 
8.30 bis 17.00 Uhr

BD 
Stuttgart

849,- 0 S 219

Aktualisierung der Fach-
kunde nach Strahlenschutz-
verordnung für Ärzte und 
MT-R für die Anwendungs-
bereiche Röntgendiagnos-
tik, Nuklearmedizin und 
Strahlentherapie

Fachkundige Ärztinnen/Ärzte, MT-R 24./25. April 2026 Fr, 
16.00 bis 19.15 Uhr,
Sa, 
9.00 bis 16.30 Uhr

Live-
Online

189,- 
(Ärztinnen/
Ärzte) 
159,- 
(MT-R)

12 oL 
221S/1+2

Für Fragen steht das Team der 
MAK unter 

 0711 7875-3535 
zur Verfügung. 

Sichern Sie sich jetzt Ihren Semi-
narplatz. Nutzen Sie den Weg der 
Onlineanmeldung unter: www.mak-
bw.de

Auf unserer Website finden Sie 
weitere aktuelle Informationen zu 
unseren Seminarangeboten.

www.mak-bw.de

Seminare der Management Akademie der KVBW (MAK)
Live-Online-/Präsenz-Seminare 
Weitere Angebote unter: www.mak-bw.de
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Noch bis zum 31. März 2026 kön-
nen sich Interessierte erneut im 
Rahmen der Landarztquote Ba-
den-Württemberg für einen von 
75 Studienplätzen in Humanme-
dizin bewerben – unabhängig von 
der Abiturnote. Das Programm soll 
die hausärztliche Versorgung in 
ländlichen Regionen stärken. Vo-
raussetzung ist die Verpflichtung, 
nach Studium und Facharztweiter-
bildung mindestens zehn Jahre als 
Hausärztin oder Hausarzt in unter-
versorgten Gebieten zu arbeiten.

Gesundheitsminister Manne Lucha 
betont, dass die Landarztquote den 
Zugang zum Medizinstudium er-
leichtert und gleichzeitig die Ver-
sorgung der Bevölkerung langfris-
tig sichert. Die Bewerbung erfolgt 
über www.ländarzt.de. Nach der 
schriftlichen Bewerbung werden 
rund 150 Bewerberinnen und Be-
werber zu Gesprächen eingeladen. 
Entscheidend sind der TMS, prakti-
sche medizinische Erfahrungen und 
das strukturierte Auswahlgespräch.� 
red

Chance auf Medizinstudienplatz
Bewerbung beim „Ländarzt“-Programm möglich

Eine unabhängige Studie der 
Technischen Universität München 
bestätigt Verbesserungen in der 
Versorgung von Menschen mit 
Diabetes, die am DAK-Diabetes- 
programm teilnehmen. Die Unter-
suchung basiert auf rund 16.500 
Datensätzen aus den Jahren 2015 
bis 2018. Teilnehmende am Selek-
tivvertrag der DAK müssen deut-
lich seltener stationär behandelt 
werden. Die Wahrscheinlichkeit 
eines Krankenhausaufenthalts liegt 
zwölf Prozent unter der Vergleichs-
gruppe. Gleichzeitig nutzen sie 
regelmäßiger ambulante Arztter-
mine: die Frequenz stieg um neun 
Prozent. Auch medizinisch sinnvol-
le Arzneimittelverordnungen tre-
ten häufiger auf. Laut Studie bleibt 
das Programm bereits nach einem 
Jahr für die Kasse kostenneutral.
Thomas Bodmer, stellvertreten-
der Vorstandsvorsitzender der 
DAK-Gesundheit, bewertet die 
Ergebnisse positiv. Das Programm 
stärke Früherkennung und Be-
handlung diabetesbedingter Folge-
erkrankungen und verbessere die 
Lebensqualität der Versicherten.
Die Evaluation bestätigt auch die 
Erfahrungen vieler beteiligter Ärz-
te. Das strukturierte Screening 
unterstütze die Motivation der 
Patienten und erleichtere die lang-
fristige Betreuung chronischer Er-
krankungen, so Dr. Andreas Lueg, 
Diabetologe und Co-Autor. � red
 
 Weitere Informationen: 
dak.de/diabetesvorsorge-ärzte
dak.de/diabetesvorsorge

Diabetes:  
Verbesserung 

bewiesen 

Anlässlich des Darmkrebsmonats 
März ruft die KBV Ärztinnen und 
Ärzte dazu auf, in ihren Praxen 
auf Präventionsangebote auf-
merksam zu machen. Darmkrebs 
gehört zu den drei häufigsten 
Krebserkrankungen bei Frauen 
und Männern in Deutschland. 
Jedes Jahr sterben etwa 23.000 
Menschen an Darmkrebs. Die 
Zahl der Neuerkrankungen liegt 
jährlich bei rund 55.000. 
Die KBV unterstützt Praxen 
durch ein Wartezimmerplakat 
mit dem Titel „Große Probleme 
fangen oft klein an“. Es soll Pati-
entinnen und Patienten auf die 
Darmkrebsfrüherkennung auf-
merksam machen. 
Eine Infokarte informiert kurz 
und übersichtlich über das für 
Frauen und Männer einheitliche 
Vorsorgeangebot. Praxen kön-
nen beides kostenlos bei der KBV 
bestellen. Eine Patienteninforma-
tion zum Test auf nicht sichtbares 
Blut im Stuhl kann ergänzend als 
PDF-Dokument heruntergeladen 
werden.

 Weitere 
Informationen:

Darmkrebs-
monat März

Happy Birthday!
Wir gratulieren unserem ehemaligen stellvertretenden Vorstandsvor-
sitzenden der KVBW, Dr. Johannes Fechner, sehr herzlich zu seinem  
75. Geburtstag im März 2026.
Dr. Fechner hat die Arbeit der KVBW über zwei Legislaturperioden hin-
weg – bis Ende 2022 – mit großem Engagement geprägt. Besonders im 
Ärztlichen Bereitschaftsdienst hat er entscheidende Weichen gestellt: 
Mit der ersten ÄBD‑Reform 2012/2013 schuf er zentrale Bereitschafts-
praxen, BD‑Online und einheitliche Strukturen, die bis heute wirken.
Die KVBW wünscht ihm für die kommenden Lebensjahre alles Gute, 
vor allem Gesundheit und viele erfüllte Momente.

Im Frühjahr 2026 finden die nächs-
ten Sportweltspiele der Medizin 
und Gesundheit, international be-
kannt als  Medigames, vom 13. bis 
20. Juni in Istrien an der kroati-
schen Mittelmeerküste statt. 
Die beiden Orte Pula und Medulin 
bieten beste Voraussetzungen für 
großartige Wettkämpfe. Sportstät-
ten und Golfplätze in der Umge-
bung ergänzen das Angebot. Herr-
liche Naturparks, kilometerlan-
ge Küsten und Strände, pittoreske 
Fischerdörfer und mittelalterliche 

Städte bieten kulturelle Abwechs-
lung.
Die Sportlerinnen und Sport-
ler kommen aus über 40 Ländern. 
Die Sportweltspiele bieten auch 
deshalb einen internationalen, 
freundschaftlichen und fachlichen 
Austausch. Mitreisende Freunde 
und  Familien erleben eine Wo-
che mit kultureller Unterhaltung 
und sportlicher Herausforderung.  

 Weitere Informationen: 
www.sportweltspiele.de 

Am Freitag, 3. Juli 2026, 20 Uhr, 
lädt das Stuttgarter Ärzteorches-
ter zu einem Sommerkonzert in 
die KV Baden-Württemberg, Alb-
stadtweg 11 in Stuttgart‑Möhrin-
gen ein. 
Unter der Leitung von Arnold 
Waßner erklingen zunächst das 
Violinkonzert d-Moll von Jean Si-
belius, interpretiert von Elisabeth 
Gühring an der Violine, und Lud-
wig van Beethovens kraftvolle Sin-
fonie Nr. 3 „Eroica“ Es-Dur. 

 Weitere Informationen:
www.stuttgarter-aerzteorchester.de 

Trauer um Dr. Jan Geldmacher

Sportweltspiele der Medizin
Medigames im Juni in Kroatien 

Sommerkonzert des Ärzteorchesters

Eintritt: 
23,20 /
6,70 Euro (ermäßigt)

Tickets: 
Online: www.reservix.de 
Telefonisch: Tel 0761 88849999  

und an den Reservix-Vorverkaufs-
stellen sowie Restkarten an der 
Abendkasse.

 Mit großer Betroffenheit nehmen 
wir Abschied von Dr. Jan Geldma-
cher, der am 14. Januar 2026 im 
Alter von 80 Jahren verstorben ist.
 
Das berufspolitische Engagement 
von Dr. Jan Geldmacher war be-
eindruckend. Von 2005 bis 2010 
war er als Vorstandsmitglied in 
der damals frisch fusionierten KV 
Baden-Württemberg tätig. Davor 
war er bereits viele Jahre Mit-
glied der Vertreterversammlung 
der KV Südbaden und von 1997 
bis 2004 deren stellvertretender 
Vorsitzender. 
Sein besonderes fachliches Au-
genmerk galt dem Themenfeld 

der rationalen Pharmakotherapie, 
in dem er als ausgewiesener Ex-
perte auch bundesweit geschätzt 
war. Mit hoher Sachkenntnis, kla-
rer Haltung und großem Engage-
ment setzte er sich für eine qua-
litätsgesicherte und wirtschaftli-
che Verordnungsweise ein. Mit 
der Publikation „Verordnungs-
forum“ hat er Maßstäbe gesetzt 
und maßgeblich dazu beigetra-
gen, eine qualitativ hochwertige 
und wirtschaftliche Verordnungs-
weise zu fördern. 
Neben seinem berufspolitischen 
Engagement bleibt sein Wirken 
als niedergelassener Internist in 
Erinnerung. Nach seiner Tätigkeit 

im Vorstand der KVBW kehr-
te Dr. Geldmacher wieder in die 
Patientenversorgung zurück. Er 
übernahm eine Hausarztpraxis 
in Gartow im Norden von Nie-
dersachsen, wo er bis Ende 2024 
praktizierte. Für seine Patientin-
nen und Patienten da zu sein, war 
ihm immer wichtig. Er war mit 
Leib und Seele Arzt – und das 
über 30 Jahre in eigener Praxis.
Mit Dr. Jan Geldmacher verliert 
die Ärzteschaft einen engagier-
ten und geschätzten Arzt und Be-
rufspolitiker. Der Vorstand, die 
Geschäftsführung und die Mitar-
beitenden der KVBW werden ihn 
in guter Erinnerung behalten.   mt
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